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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zum internationalen Familienrecht 


A. Problem und Ziel 

Der Rat der Europäischen Union hat am 27. November 2003 die Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 des Rates über die Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1347/2000 („Brüssel II a- Verordnung“) verabschiedet (ABI. EU Nr. L 338 
S. 1). Die Regelungen der neuen EG- Verordnung, die ab dem 1. März 2005 an- 
wendbar sein werden, müssen durch innerstaatliche Verfahrensvorschriften er- 
gänzt werden. Um eine Rechtszersplitterung zu vermeiden, sollen in das neue 
Gesetz auch Ausführungsvorschriften zu einigen bereits in Kraft befindlichen 
intemational-familienrechtlichen Übereinkommen aufgenommen werden. 
Schließlich soll die Durchsetzung von Entscheidungen zum internationalen 
Sorge- und Umgangsrecht wirksamer ausgestaltet werden. 


B. Lösung 

Der Entwurf beinhaltet die erforderlichen Durchführungsbestimmungen zu der 
neuen EG- Verordnung und ordnet gleichzeitig die geltenden Vorschriften zur 
Ausführung bestimmter Übereinkommen auf dem Gebiet des internationalen 
Familienrechts neu. 

Dabei folgt der Entwurf zwar der Grundkonzeption des Anerkennungs- und 
Vollstreckungsausführungsgesetzes (AVAG) vom 19. Februar 2001 (BGBl. I 
S. 288, 436). Im Flinblick auf die zunehmende Zahl familienrechtlicher Beson- 
derheiten und die Integrationstiefe der neuen Regelungen wird aber davon ab- 
gesehen, die Durchführungsbestimmungen zu der neuen EG- Verordnung in das 
AVAG zu integrieren. Mit dem vorliegenden Entwurf wird der familienrecht- 
lichen Praxis stattdessen ein eigenständiges, umfassendes und vereinfachtes 
Aus- und Durchführungsgesetz zur Verfügung gestellt. 

Wegen des Sachzusammenhangs nimmt der Entwurf die Vorschriften des Sor- 
gerechtsübereinkommens-Ausführungsgesetzes (SorgeRÜbkAG) vom 5. April 
1990 (BGBl. I S. 701) auf Gleichzeitig wird das Sorgerechtsübereinkom- 
mens-Ausführungsgesetz aufgehoben. 

Die Aufgaben der nach der EG- Verordnung neu einzurichtenden Zentralen Be- 
hörde werden dem Generalbundesanwalt übertragen. 

Um im Anwendungsbereich der neuen EG- Verordnung, des Haager Kindesent- 
führungsübereinkommens und des Europäischen Sorgerechtsübereinkommens 
die praktische Durchsetzung von Entscheidungen zu verbessern, werden auf 
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diesem Gebiet die Vollstreckungsregelungen effektiver ausgestaltet. Insbeson- 
dere stellt der Entwurf in Anlehnung an die Zivilprozessordnung Ordnungsgeld 
und Ordnungshaft als Mittel der Zwangsvollstreckung bereit. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Für den Bund wird durch die von der EG- Verordnung veranlasste Schaffung 
einer weiteren Zentralen Behörde beim Generalbundesanwalt ein jährlicher 
Vollzugsaufwand von bis zu 444 000 Euro entstehen. 

Zusätzliche Kosten für die Haushalte der Länder und Kommunen könnten in 
geringer, nicht quantifizierbarer Höhe entstehen. 


E. Sonstige Kosten 

Kosten bei Wirtschaftsuntemehmen entstehen nicht. Die Ausführung des Ge- 
setzes wird sich weder auf Einzelpreise noch auf das allgemeine Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau, auswirken. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 


Oktober 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiennit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zum internationalen Familienrecht 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1 ). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufüliren. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 803. Sitzung am 24. September 2004 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zum internationalen Familienrecht 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Aus- und Durchführung 
bestimmter Rechtsinstrumente auf dem 
Gebiet des internationalen Familienrechts 
(Internationales Familienrechtsverfahrensgesetz - 
IntFamRVG) 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 

Anwendungsbereich; Begriffsbestimmungen 
§ 1 Anwendungsbereich 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

Abschnitt 2 

Zentrale Behörde; Jugendamt 
§ 3 Bestimmung der Zentralen Behörde 
§ 4 Übersetzungen bei eingehenden Ersuchen 
§ 5 Übersetzungen bei ausgehenden Ersuchen 
§ 6 Aufgabenerfüllung durch die Zentrale Behörde 
§ 7 Aufenthaltsermittlung 
§ 8 Anrufung des Oberlandesgerichts 
§ 9 Mitwirkung des Jugendamts an Verfahren 

Abschnitt 3 

Gerichtliche Zuständigkeit und 
Zuständigkeitskonzentration 

§10 Örtliche Zuständigkeit für die Anerkennung und 
Vollstreckung 

§ 1 1 Örtliche Zuständigkeit nach dem Haager Kindesent- 
führungsübereinkommen 
§12 Zuständigkeitskonzentration 

§13 Zuständigkeitskonzentration für andere Familiensa- 
chen 

Abschnitt 4 

Allgemeine gerichtliche Verfahrensvorschriften 
§14 Familiengerichtliches Verfahren 
§15 Einstweilige Anordnungen 

Abschnitt 5 

Zulassung der Zwangsvollstreckung, 
Anerkennungsfeststellung und 
Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses 

Unterabschnitt 1 

Zulassung der Zwangsvollstreckung 
im ersten Rechtszug 
§16 Antragstellung 
§17 Zustellungsbevollmächtigter 


§ 1 8 Einseitiges Verfahren 

§19 Besondere Regelungen zum Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommen 
§ 20 Entscheidung 

§21 Bekanntmachung der Entscheidung 
§ 22 Wirksamwerden der Entscheidung 
§ 23 Vollstreckungsklausel 

Unterabschnitt 2 
Beschwerde 

§ 24 Einlegung der Beschwerde; Beschwerdefrist 
§ 25 Einwendungen gegen den zu vollstreckenden An- 
spruch 

§ 26 Verfahren und Entscheidung über die Beschwerde 
§ 27 Anordnung der sofortigen Wirksamkeit 

Unterabschnitt 3 
Rechtsbeschwerde 

§ 28 Statthaftigkeit der Rechtsbeschwerde 
§ 29 Einlegung und Begründung der Rechtsbeschwerde 
§ 30 Verfahren und Entscheidung über die Rechtsbe- 
schwerde 

§ 3 1 Anordnung der sofortigen Wirksamkeit 

Unterabschnitt 4 
Feststellung der Anerkennung 
§ 32 Anerkennungsfeststellung 

Unterabschnitt 5 

Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses 
§33 Anordnung auf Herausgabe des Kindes 

Unterabschnitt 6 

Aufhebung oder Änderung von Beschlüssen 
§ 34 Verfahren auf Aufhebung oder Änderung 
§35 Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstre- 
ckung 

Unterabschnitt 7 
Vollstreckungsgegenklage 

§ 36 Vollstreckungsgegenklage bei Titeln über Verfahrens- 
kosten 

Abschnitt 6 

Verfahren nach dem Haager 
Kindesentführungsübereinkommen 
§37 Anwendbarkeit 
§ 38 Beschleunigtes Verfahren 
§39 Übermittlung von Entscheidungen 
§ 40 Wirksamkeit der Entscheidung; Rechtsmittel 
§41 Bescheinigung über Widerrechtlichkeit 
§ 42 Einreichung von Anträgen bei dem Amtsgericht 
§ 43 Prozesskosten- und Beratungshilfe 
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Abschnitt 7 
Vollstreckung 

§ 44 Ordnungsmittel; unmittelbarer Zwang 

Abschnitt 8 

Grenzüberschreitende Unterbringung 

§ 45 Zuständigkeit für die Zustimmung zu einer Unter- 
bringung 

§ 46 Konsultationsverfahren 

§ 47 Genehmigung des Familiengerichts 

Abschnitt 9 

Bescheinigungen zu inländischen Entscheidungen 
nach der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 

§ 48 Ausstellung von Bescheinigungen 

§ 49 Berichtigung von Bescheinigungen 

Abschnitt 10 
Kosten 

§50 Anzuwendende Vorschriften 

§ 5 1 Gerichtsgebühren 

§ 52 Kostenschuldner 

§ 53 Ausschluss der Kostenerhebung; Vorschuss 

§ 54 Übersetzungen 

Abschnitt 11 
Übergangsvorschriften 

§ 55 Übergangsvorschriften zu der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/2003 

§ 56 Übergangsvorschriften zum Sorgerechtsübereinkom- 
mens-Ausführungsgesetz 

Abschnitt 1 

Anwendungsbereich; Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz dient 

1. der Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 
des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständig- 
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent- 
scheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 (ABI. EU Nr. L 338 
S. 1); 

2. der Ausführung des Haager Übereinkommens vom 25. 
Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte interna- 
tionaler Kindesentführung (BGBl. 1990 11 S. 207) - im 
Folgenden: Haager Kindesentführungsübereinkommen; 

3. der Ausführung des Luxemburger Europäischen Über- 
einkommens vom 20. Mai 1980 über die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorge- 
recht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorge- 
verhältnisses (BGBl. 1990 11 S. 220) - im Folgenden: 
Europäisches Sorgerechtsübereinkommen. 


§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind „Titel“ Entscheidungen, 
Vereinbarungen und öffentliche Urkunden, auf welche die 
durchzuführende EG- Verordnung oder das jeweils auszu- 
führende Übereinkommen Anwendung findet. 

Abschnitt 2 

Zentrale Behörde; Jugendamt 
§3 

Bestimmung der Zentralen Behörde 

(1) Zentrale Behörde nach 

1. Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003, 

2. Artikel 6 des Haager Kindesentführungsübereinkom- 
mens, 

3. Artikel 2 des Europäischen Sorgerechtsübereinkommens 
ist der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof. 

(2) Das Verfahren der Zentralen Behörde gilt als Justiz- 
verwaltungsverfahren. 

§4 

Übersetzungen bei eingehenden Ersuchen 

(1) Die Zentrale Behörde, bei der ein Antrag aus einem 
anderen Staat nach der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 
oder nach dem Europäischen Sorgerechtsübereinkommen 
eingeht, kann es ablehnen, tätig zu werden, solange Mittei- 
lungen oder beizufügende Schriftstücke nicht in deutscher 
Sprache abgefasst oder von einer Übersetzung in diese 
Sprache begleitet sind. 

(2) Ist ein Schriftstück nach Artikel 24 Abs. 1 des Haager 
Kindesentführungsübereinkommens ausnahmsweise nicht 
von einer deutschen Übersetzung begleitet, so veranlasst die 
Zentrale Behörde die Übersetzung. 

§5 

Übersetzungen bei ausgehenden Ersuchen 

(1) Beschafft die antragstellende Person erforderliche 
Übersetzungen für Anträge, die in einem anderen Staat zu 
erledigen sind, nicht selbst, veranlasst die Zentrale Behörde 
die Übersetzungen auf Kosten der antragstellenden Person. 

(2) Das Amtsgericht, in dessen Bezirk die antragstellende 
Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder bei Fehlen eines 
gewöhnlichen Aufenthalts im Inland ihren tatsächlichen Auf- 
enthalt hat, befreit die antragstellende Person auf Antrag von 
einer Erstattungspflicht, wenn diese die persönlichen und 
wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Gewährung von 
Prozesskostenhilfe ohne einen eigenen Beitrag zu den Kosten 
nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung erfüllt. 

§6 

Aufgabenerfüllung durch die Zentrale Behörde 

(1) Zur Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben veran- 
lasst die Zentrale Behörde mit Hilfe der zuständigen Stellen 
alle erforderlichen Maßnahmen. Sie verkehrt unmittelbar 
mit allen zuständigen Stellen im ln- und Ausland. Mitteilun- 
gen leitet sie unverzüglich an die zuständigen Stellen weiter. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 15/3981 


(2) Zum Zweck der Ausführung des Haager Kindesent- 
führungsübereinkommens und des Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommens leitet die Zentrale Behörde erforder- 
lichenfalls gerichtliche Verfahren ein. Im Rahmen dieser 
Übereinkommen gilt sie zum Zweck der Rückgabe des Kin- 
des als bevollmächtigt, im Namen der antragstellenden Per- 
son selbst oder im Weg der Untervollmacht durch Vertreter 
gerichtlich oder außergerichtlich tätig zu werden. Ihre Be- 
fugnis, zur Sicherung der Einhaltung der Übereinkommen 
im eigenen Namen entsprechend zu handeln, bleibt unbe- 
rührt. 

§7 

Aufenthaltsermittlung 

(1) Die Zentrale Behörde trifft alle erforderlichen Maß- 
nahmen einschließlich der Einschaltung von Polizeivoll- 
zugsbehörden, um den Aufenthaltsort des Kindes zu ermit- 
teln, wenn dieser unbekannt ist und Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass sich das Kind im Inland befindet. 

(2) Soweit zur Ermittlung des Aufenthalts des Kindes er- 
forderlich, darf die Zentrale Behörde bei dem Kraft- 
fahrt-Bundesamt erforderliche Halterdaten nach § 33 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Straßenverkehrsgesetzes erheben und die 
Leistungsträger im Sinne der §§ 18 bis 29 des Ersten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch um Mitteilung des derzeitigen Auf- 
enthalts einer Person ersuchen. 

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann die 
Zentrale Behörde die Ausschreibung zur Aufenthaltsermitt- 
lung durch das Bundeskriminalamt veranlassen. Sie kann 
auch die Speicherung eines Suchvermerks im Zentralregis- 
ter veranlassen. 

(4) Soweit andere Stellen eingeschaltet werden, übermit- 
telt sie ihnen die zur Durchführung der Maßnahmen erfor- 
derlichen personenbezogenen Daten; diese dürfen nur für 
den Zweck verwendet werden, für den sie übermittelt wor- 
den sind. 

§8 

Anrufung des Oberlandesgerichts 

(1) Nimmt die Zentrale Behörde einen Antrag nicht an 
oder lehnt sie es ab, tätig zu werden, so kann die Entschei- 
dung des Oberlandesgerichts beantragt werden. 

(2) Zuständig ist das Oberlandesgericht, in dessen Bezirk 
die Zentrale Behörde ihren Sitz hat. 

(3) Das Oberlandesgericht entscheidet im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. § 21 Abs. 2 und 3, die §§ 23 
und 24 Abs. 3, die §§ 25 und 28 Abs. 2 und 3, § 30 Abs. 1 
Satz 1 sowie § 199 Abs. 1 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten sinngemäß. 
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist unanfechtbar. 

§9 

Mitwirkung des Jugendamts an Verfahren 

(1) Unbeschadet der Aufgaben des Jugendamts bei der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit unterstützt das Ju- 
gendamt die Gerichte und die Zentrale Behörde bei allen 
Maßnahmen nach diesem Gesetz. Insbesondere 


1 . gibt es auf Anfrage Auskunft über die soziale Lage des 
Kindes und seines Umfelds, 

2. unterstützt es in jeder Lage eine gütliche Einigung, 

3. leistet es in geeigneten Fällen Unterstützung bei der 
Durchführung des Verfahrens, auch bei der Sicherung 
des Aufenthalts des Kindes, 

4. leistet es in geeigneten Fällen Unterstützung bei der 
Ausübung des Rechts zum persönlichen Umgang, der 
Heraus- oder Rückgabe des Kindes sowie der Vollstre- 
ckung gerichtlicher Entscheidungen. 

(2) Zuständig ist das Jugendamt, in dessen Bereich sich 
das Kind gewöhnlich aufhält. Solange die Zentrale Behörde 
oder ein Gericht mit einem Herausgabe- oder Rückgabean- 
trag oder dessen Vollstreckung befasst ist, oder wenn das 
Kind keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, oder 
das zuständige Jugendamt nicht tätig wird, ist das Jugend- 
amt zuständig, in dessen Bereich sich das Kind tatsächlich 
aufhält. 

(3) Das Gericht unterrichtet das zuständige Jugendamt 
über Entscheidungen nach diesem Gesetz auch dann, wenn 
das Jugendamt am Verfahren nicht beteiligt war. 

Abschnitt 3 

Gerichtliche Zuständigkeit und 
Zuständigkeitskonzentration 

§ 10 

Örtliche Zuständigkeit für die 
Anerkennung und Vollstreeknng 

Örtlich ausschließlich zuständig für Verfahren nach 

- Artikel 21 Abs. 3 und Artikel 48 Abs. 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 sowie für die Zwangsvollstreckung 
nach den Artikeln 41 und 42 der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/2003, 

- dem Europäischen Sorgerechtsübereinkommen 

ist das Familiengericht, in dessen Zuständigkeitsbereich 
zum Zeitpunkt der Antragstellung 

1 . die Person, gegen die sich der Antrag richtet, oder das 
Kind, auf das sich die Entscheidung bezieht, sich ge- 
wöhnlich aufhält oder 

2. bei Fehlen einer Zuständigkeit nach Nummer 1 das Inte- 
resse an der Feststellung hervortritt oder das Bedürfnis 
der Fürsorge besteht, 

3. sonst das im Bezirk des Kammergerichts zur Entschei- 
dung berufene Gericht. 

§ 11 

Örtliche Zuständigkeit nach dem Haager 
Kindesentführungsühereinkommen 

Örtlich zuständig für Verfahren nach dem Haager Kin- 
desentführungsübereinkommen ist das Familiengericht, in 
dessen Zuständigkeitsbereich 

1 . sich das Kind beim Eingang des Antrags bei der Zentra- 
len Behörde aufgehalten hat oder 

2. bei Fehlen einer Zuständigkeit nach Nummer 1 das Be- 
dürfnis der Fürsorge besteht. 
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§ 12 

Zuständigkeitskonzentration 

(1) ln Verfahren über eine in den §§10 und 11 bezeich- 
nete Sache sowie in Verfahren über die Vollstreckbarerklä- 
rung nach Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 
entscheidet das Familiengericht, in dessen Bezirk ein Ober- 
landesgericht seinen Sitz hat, für den Bezirk dieses Oberlan- 
desgerichts. 

(2) Im Bezirk des Kammergerichts entscheidet das Fami- 
liengericht Pankow/Weißensee. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, diese Zu- 
ständigkeit durch Rechtsverordnung einem anderen Famili- 
engericht des Oberlandesgerichtsbezirks oder, wenn in 
einem Land mehrere Oberlandesgerichte errichtet sind, 
einem Familiengericht für die Bezirke aller oder mehrerer 
Oberlandesgerichte zuzuweisen. Sie können die Ermächti- 
gung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 

§ 13 

Zuständigkeitskonzentration für 
andere Familiensaehen 

(1) Das Familiengericht, bei dem eine in den §§ 10 bis 12 
bezeichnete Sache anhängig wird, ist von diesem Zeitpunkt 
an ungeachtet des § 621 Abs. 2 der Zivilprozessordnung für 
alle dasselbe Kind betreffenden Familiensaehen nach § 621 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung einschließlich 
der Verfügungen nach § 44 dieses Gesetzes und nach § 33 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit zuständig. Die Zuständigkeit nach Absatz 1 
Satz 1 tritt nicht ein, wenn der Antrag offensichtlich unzu- 
lässig ist. Sie entfällt, sobald das angegangene Gericht auf- 
grund unanfechtbarer Entscheidung unzuständig ist; Verfah- 
ren, für die dieses Gericht hiernach seine Zuständigkeit ver- 
liert, sind nach näherer Maßgabe des § 28 1 Abs. 2 und 3 
Satz 1 der Zivilprozessordnung von Amts wegen an das zu- 
ständige Gericht abzugeben. 

(2) Bei dem Familiengericht, das in dem Oberlandesge- 
richtsbezirk, in dem sich das Kind gewöhnlich aufhält, für 
Anträge der in Absatz 1 Satz 1 genannten Art zuständig ist, 
kann auch eine andere Familiensache nach § 621 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung anhängig gemacht wer- 
den, wenn ein Eltemteil seinen gewöhnlichen Aufenthalt in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
in einem anderen Vertragsstaat des Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommens oder des Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommens hat. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 hat ein anderes Famili- 
engericht, bei dem eine dasselbe Kind betreffende Familien- 
sache nach § 621 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung 
im ersten Rechtszug anhängig ist oder anhängig wird, dieses 
Verfahren von Amts wegen an das nach Absatz 1 Satz 1 zu- 
ständige Gericht abzugeben. Auf übereinstimmenden An- 
trag beider Elternteile sind andere Familiensaehen, an denen 
diese beteiligt sind, an das nach Absatz 1 oder 2 zuständige 
Gericht abzugeben. § 28 1 Abs. 2 Satz 1 bis 3 und Abs. 3 
Satz 1 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 

(4) Das Familiengericht, das gemäß Absatz 1 oder Ab- 
satz 2 zuständig oder an das die Sache gemäß Absatz 3 ab- 
gegeben worden ist, kann diese aus wichtigen Gründen an 
das nach den allgemeinen Vorschriften zuständige Familien- 


gericht abgeben oder zurückgeben, soweit dies nicht zu 
einer erheblichen Verzögerung des Verfahrens führt. Als 
wichtiger Grund ist es in der Regel anzusehen, wenn die be- 
sondere Sachkunde des erstgenannten Gerichts für das Ver- 
fahren nicht oder nicht mehr benötigt wird. § 281 Abs. 2 
und 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. Die 
Ablehnung einer Abgabe nach Satz 1 ist unanfechtbar. 

(5) § 46 des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit bleibt unberührt. 

Abschnitt 4 

Allgemeine gerichtliche Verfahrensvorschriften 
§ 14 

Familiengerichtliches Verfahren 

Soweit nicht anders bestimmt, entscheidet das Gericht 

1. über eine in den §§10 und 12 bezeichnete Ehesache 
nach den hierfür geltenden Vorschriften der Zivilpro- 
zessordnung, 

2. über die übrigen in den §§ 10, 11, 12 und 47 bezeichne- 
ten Angelegenheiten als Familiensachen im Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit; § 621a Abs. 1, §§ 621c 
und 62 1 f der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. 

§ 15 

Einstweilige Anordnungen 

Das Gericht kann auf Antrag oder von Amts wegen einst- 
weilige Anordnungen treffen, um Gefahren von dem Kind 
abzuwenden oder eine Beeinträchtigung der Interessen der 
Beteiligten zu vermeiden, insbesondere um den Aufent- 
haltsort des Kindes während des Verfahrens zu sichern oder 
eine Vereitelung oder Erschwerung der Rückgabe zu verhin- 
dern; § 621g der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 

Abschnitt 5 

Zulassung der Zwangsvollstreckung, 
Anerkennungsfeststellung und 
Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses 

Unterabschnitt 1 

Zulassung der Zwangsvollstreckung im 
ersten Rechtszug 

§ 16 

Antragstellung 

(1) Mit Ausnahme der in den Artikeln 41 und 42 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 2201/2003 aufgeführten Titel wird der in 
einem anderen Staat vollstreckbare Titel dadurch zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen, dass er auf Antrag mit der 
Vollstreckungsklausel versehen wird. 

(2) Der Antrag auf Erteilung der Vollstreckungsklausel 
kann bei dem zuständigen Familiengericht schriftlich einge- 
reicht oder mündlich zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt 
werden. 

(3) Ist der Antrag entgegen § 184 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes nicht in deutscher Sprache abgefasst, so kann 
das Gericht der antragstellenden Person aufgeben, eine 
Übersetzung des Antrags beizubringen, deren Richtigkeit 
von einer 
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1 . in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 

2. in einem anderen Vertrags Staat eines auszufiihrenden 

Übereinkommens 

hierzu befugten Person bestätigt worden ist. 

§ 17 

Zustellungsbevollmächtigter 

(1) Hat die antragstellende Person in dem Antrag keinen 
Zustellungsbevollmächtigten im Sinne des § 184 Abs. 1 
Satz 1 der Zivilprozessordnung benannt, so können bis zur 
nachträglichen Benennung alle Zustellungen an sie durch 
Aufgabe zur Post (§ 184 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 der Zivilpro- 
zessordnung) bewirkt werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die antragstellende Person 
einen bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsan- 
walt oder eine andere Person, die im Inland wohnt oder dort 
einen Geschäftsraum hat, zu ihrem Bevollmächtigten für 
das Verfahren bestellt hat. 

§ 18 

Einseitiges Verfahren 

(1) Im Anwendungsbereich der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/2003 erhält im erstinstanzlichen Verfahren auf Zu- 
lassung der Zwangsvollstreckung nur die antragstellende 
Person Gelegenheit, sich zu äußern. Die Entscheidung er- 
geht ohne mündliche Verhandlung. Jedoch kann eine münd- 
liche Erörterung mit der antragstellenden oder einer von ihr 
bevollmächtigten Person stattfmden, wenn diese hiermit 
einverstanden ist und die Erörterung der Beschleunigung 
dient. 

(2) Abweichend von § 78 Abs. 2 der Zivilprozessord- 
nung ist in Ehesachen im ersten Rechtszug eine anwaltliche 
Vertretung nicht erforderlich. 

§ 19 

Besondere Regelungen zum Europäischen 
Sorgerechtsühereinkommen 

Die Vollstreckbarerklärung eines Titels aus einem ande- 
ren Vertragsstaat des Europäischen Sorgerechtsübereinkom- 
mens ist auch in den Fällen der Artikel 8 und 9 des Überein- 
kommens ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen des 
Artikels 10 Abs. 1 Buchstabe a oderb des Übereinkommens 
vorliegen, insbesondere wenn die Wirkungen des Titels mit 
den Grundrechten des Kindes oder eines Sorgeberechtigten 
unvereinbar wären. 

§20 

Entscheidung 

(1) Ist die Zwangsvollstreckung aus dem Titel zuzulas- 
sen, so beschließt das Gericht, dass der Titel mit der Voll- 
streckungsklausel zu versehen ist. In dem Beschluss ist die 
zu vollstreckende Verpflichtung in deutscher Sprache wie- 
derzugeben. Zur Begründung des Beschlusses genügt in der 
Regel die Bezugnahme auf die Verordnung (EG) Nr. 2201/ 
2003 oder den auszuführenden Anerkennungs- und Vollstre- 
ckungsvertrag sowie auf die von der antragstellenden Per- 
son vorgelegten Urkunden. 


(2) Auf die Kosten des Verfahrens ist § 13a Abs. 1 und 3 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit entsprechend anzuwenden; in Ehesachen gilt 
§ 788 der Zivilprozessordnung entsprechend. 

(3) Ist der Antrag nicht zulässig oder nicht begründet, so 
lehnt ihn das Gericht durch mit Gründen versehenen Be- 
schluss ab. Für die Kosten gilt Absatz 2; in Ehesachen sind 
die Kosten dem Antragsteller aufzuerlegen. 

§21 

Bekanntmachung der Entscheidung 

(1) Im Falle des § 20 Abs. 1 sind der verpflichteten Per- 
son eine beglaubigte Abschrift des Beschlusses, eine be- 
glaubigte Abschrift des noch nicht mit der Vollstreckungs- 
klausel versehenen Titels und gegebenenfalls seiner Über- 
setzung sowie der gemäß § 20 Abs. 1 Satz 3 in Bezug ge- 
nommenen Urkunden von Amts wegen zuzustellen. Ein 
Beschluss nach § 20 Abs. 3 ist der verpflichteten Person 
formlos mitzuteilen. 

(2) Der antragstellenden Person sind eine beglaubigte 
Abschrift des Beschlusses nach § 20, im Falle des § 20 
Abs. 1 ferner eine Bescheinigung über die bewirkte Zustel- 
lung zu übersenden. Die mit der Vollstreckungsklausel ver- 
sehene Ausfertigung des Titels ist der antragstellenden Per- 
son erst dann zu übersenden, wenn der Beschluss nach § 20 
Abs. 1 wirksam geworden und die Vollstreckungsklausel er- 
teilt ist. 

(3) In einem Verfahren, das die Vollstreckbarerklärung 
einer die elterliche Verantwortung betreffenden Entschei- 
dung zum Gegenstand hat, sind Zustellungen auch an den 
gesetzlichen Vertreter des Kindes, an den Vertreter des Kin- 
des im Verfahren, an das Kind selbst, soweit es das vier- 
zehnte Lebensjahr vollendet hat, an einen Eltemteil, der 
nicht am Verfahren beteiligt war, sowie an das Jugendamt 
zu bewirken. 

(4) Handelt es sich bei der für vollstreckbar erklärten 
Maßnahme um eine Unterbringung, so ist der Beschluss 
auch dem Leiter der Einrichtung oder der Pflegefamilie be- 
kannt zu machen, in der das Kind untergebracht werden 
soll. 

§22 

Wirksamwerden der Entscheidung 

Der Beschluss nach § 20 wird erst mit seiner Rechtskraft 
wirksam. Hierauf ist in dem Beschluss hinzuweisen. 

§23 

Vollstreckungsklausel 

(1) Auf Grund eines wirksamen Beschlusses nach § 20 
Abs. 1 erteilt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle die 
Vollstreckungsklausel in folgender Form: 

„Vollstreckungsklausel nach § 23 des Internationalen Fami- 
lienrechtsverfahrensgesetzes vom ... [einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]. Gemäß dem 
Beschluss des ... (Bezeichnung des Gerichts und des Be- 
schlusses) ist die Zwangsvollstreckung aus ... (Bezeich- 
nung des Titels) zugunsten . . . (Bezeichnung der berechtig- 
ten Person) gegen . . . (Bezeichnung der verpflichteten Per- 
son) zulässig. 
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Die zu vollstreckende Verpflichtung lautet: 

. . . (Angabe der aus dem ausländischen Titel der verpflichte- 
ten Person obliegenden Verpflichtung in deutscher Sprache; 
aus dem Beschluss nach § 20 Abs. 1 zu übernehmen).“ 

(2) Wird die Zwangsvollstreckung nur für einen oder 
mehrere der durch den ausländischen Titel zuerkannten oder 
in einem anderen ausländischen Titel niedergelegten An- 
sprüche oder nur für einen Teil des Gegenstands der Ver- 
pflichtung zugelassen, so ist die Vollstreckungsklausel als 
„Teil-Vollstreckungsklausel nach § 23 des Internationalen 
Familienrechtsverfahrensgesetzes vom ... [einsetzen: Aus- 
fertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]“ zu be- 
zeichnen. 

(3) Die Vollstreckungsklausel ist von dem Urkundsbeam- 
ten der Geschäftsstelle zu unterschreiben und mit dem Ge- 
richtssiegel zu versehen. Sie ist entweder auf die Ausferti- 
gung des Titels oder auf ein damit zu verbindendes Blatt zu 
setzen. Falls eine Übersetzung des Titels vorhegt, ist sie mit 
der Ausfertigung zu verbinden. 

Unterabschnitt 2 
Beschwerde 

§24 

Einlegung der Beschwerde; Beschwerdefrist 

(1) Gegen die im ersten Rechtszug ergangene Entschei- 
dung findet die Beschwerde zum Oberlandesgericht statt. 
Die Beschwerde wird bei dem Oberlandesgericht durch Ein- 
reichen einer Beschwerdeschrift oder durch Erklärung zu 
Protokoll der Geschäftsstelle eingelegt. 

(2) Die Zulässigkeit der Beschwerde wird nicht dadurch 
berührt, dass sie statt bei dem Oberlandesgericht bei dem 
Gericht des ersten Rechtszugs eingelegt wird; die Be- 
schwerde ist unverzüglich von Amts wegen an das Oberlan- 
desgericht abzugeben. 

(3) Die Beschwerde gegen die Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung ist einzulegen 

1. innerhalb eines Monats nach Zustellung, wenn die be- 
schwerdeberechtigte Person ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt im Inland hat; 

2. innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung, wenn die 
beschwerdeberechtigte Person ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Ausland hat. Die Frist beginnt mit dem Tag, 
an dem die Vollstreckbarerklärung der beschwerdebe- 
rechtigten Person entweder persönlich oder in ihrer 
Wohnung zugestellt worden ist. Eine Verlängerung die- 
ser Frist wegen weiter Entfernung ist ausgeschlossen. 

(4) Die Beschwerdefrist ist eine Notfrist. 

(5) Die Beschwerde ist dem Beschwerdegegner von 
Amts wegen zuzustellen. 

§25 

Einwendungen gegen den zu 
vollstreckenden Anspruch 

Die verpflichtete Person kann mit der Beschwerde gegen 
die Zulassung der Zwangsvollstreckung aus einem Titel 
über die Erstattung von Verfahrenskosten auch Einwendun- 
gen gegen den Anspruch selbst insoweit geltend machen. 


als die Gründe, auf denen sie beruhen, erst nach Erlass des 
Titels entstanden sind. 

§26 

Verfahren und Entscheidung über die Beschwerde 

(1) Der Senat des Oberlandesgerichts entscheidet durch 
Beschluss, der mit Gründen zu versehen ist und ohne münd- 
liche Verhandlung ergehen kann. 

(2) Solange eine mündliche Verhandlung nicht angeord- 
net ist, können zu Protokoll der Geschäftsstelle Anträge ge- 
stellt und Erklärungen abgegeben werden. Wird in einer 
Ehesache die mündliche Verhandlung angeordnet, so gilt für 
die Ladung § 215 der Zivilprozessordnung. 

(3) Eine vollständige Ausfertigung des Beschlusses ist 
den Beteiligten auch dann von Amts wegen zuzustellen, 
wenn der Beschluss verkündet worden ist. 

(4) § 20 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3, § 21 Abs. 1, 2 und 4 
sowie § 23 gelten entsprechend. 

§27 

Anordnung der sofortigen Wirksamkeit 

(1) Der Beschluss des Oberlandesgerichts nach § 26 wird 
erst mit seiner Rechtskraft wirksam. Hierauf ist in dem Be- 
schluss hinzuweisen. 

(2) Das Oberlandesgericht kann in Verbindung mit der 
Entscheidung über die Beschwerde die sofortige Wirksam- 
keit eines Beschlusses anordnen. 

Unterabschnitt 3 
Rechtsbeschwerde 

§28 

Statthaftigkeit der Rechtsheschwerde 

Gegen den Beschluss des Oberlandesgerichts findet die 
Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof nach Maßgabe 
des § 574 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 der Zivilprozessordnung 
statt. 

§29 

Einlegung und Begründung der Rechtsheschwerde 

§ 575 Abs. 1 bis 4 der Zivilprozessordnung ist entspre- 
chend anzuwenden. Soweit die Rechtsbeschwerde darauf 
gestützt wird, dass das Oberlandesgericht von einer Ent- 
scheidung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaf- 
ten abgewichen sei, muss die Entscheidung, von der der an- 
gefochtene Beschluss abweicht, bezeichnet werden. 

§30 

Verfahren und Entscheidung über die 
Rechtsbeschwerde 

(1) Der Bundesgerichtshof kann nur überprüfen, ob der 
Beschluss auf einer Verletzung des Rechts der Europäischen 
Gemeinschaft, eines Anerkennungs- und Vollstreckungsver- 
trags, sonstigen Bundesrechts oder einer anderen Vorschrift 
beruht, deren Geltungsbereich sich über den Bezirk eines 
Oberlandesgerichts hinaus erstreckt. Er darf nicht prüfen, ob 
das Gericht seine örtliche Zuständigkeit zu Unrecht ange- 
nommen hat. 
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(2) Der Bundesgerichtshof kann über die Rechtsbe- 
schwerde ohne mündliche Verhandlung entscheiden. § 574 
Abs. 4, § 576 Abs. 3 und § 577 der Zivilprozessordnung 
sind entsprechend anzuwenden; in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit bleiben § 574 Abs. 4 und § 577 
Abs. 2 Satz 1 bis 3 der Zivilprozessordnung sowie die Ver- 
weisung auf § 556 in § 576 Abs. 3 der Zivilprozessordnung 
außer Betracht. 

(3) § 20 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3, § 21 Abs. 1, 2 und 4 
sowie § 23 gelten entsprechend. 

§31 

Anordnung der sofortigen Wirksamkeit 

Der Bundesgerichtshof kann auf Antrag der verpflichte- 
ten Person eine Anordnung nach § 27 Abs. 2 aufheben oder 
auf Antrag der berechtigten Person erstmals eine Anord- 
nung nach § 27 Abs. 2 treffen. 

Unterabschnitt 4 
Feststellung der Anerkennung 

§32 

Anerkennungsfeststellung 

Auf das Verfahren über einen gesonderten Feststehungs- 
antrag nach Artikel 21 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/2003 oder nach dem Europäischen Sorgerechts- 
übereinkommen, eine Entscheidung, eine Vereinbarung 
oder eine öffentliche Urkunde aus einem anderen Staat an- 
zuerkennen oder nicht anzuerkennen, sind die Unterab- 
schnitte 1 bis 3 entsprechend anzuwenden. 

Unterabschnitt 5 

Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses 
§33 

Anordnung auf Herausgabe des Kindes 

Liegt im Anwendungsbereich des Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommens ein vollstreckungsfähiger Titel auf 
Herausgabe des Kindes nicht vor, so stellt das Gericht nach 
§ 32 fest, dass die Sorgerechtsentscheidung oder die von der 
zuständigen Behörde genehmigte Sorgerechtsvereinbarung 
aus dem anderen Vertragsstaat anzuerkennen ist, und ordnet 
zur Wiederherstellung des Sorge verhältnisses auf Antrag an, 
dass die verpflichtete Person das Kind herauszugeben hat. 

Unterabschnitt 6 

Aufhebung oder Änderung von Beschlüssen 
§34 

Verfahren auf Aufhebung oder Änderung 

(1) Wird der Titel in dem Staat, in dem er errichtet wor- 
den ist, aufgehoben oder abgeändert und kann die verpflich- 
tete Person diese Tatsache in dem Verfahren der Zulassung 
der Zwangsvollstreckung nicht mehr geltend machen, so 
kann sie die Aufhebung oder Änderung der Zulassung in 
einem besonderen Verfahren beantragen. Das Gleiche gilt 
für den Fall der Aufhebung oder Änderung von Entschei- 
dungen, Vereinbarungen oder öffentlichen Urkunden, deren 
Anerkennung festgestellt ist. 


(2) Für die Entscheidung über den Antrag ist das Fami- 
liengericht ausschließlich zuständig, das im ersten Rechts- 
zug über den Antrag auf Erteilung der Vollstreckungsklau- 
sel oder auf Feststellung der Anerkennung entschieden hat. 

(3) Der Antrag kann bei dem Gericht schriftlich oder 
durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle gestellt 
werden. Die Entscheidung ergeht durch Beschluss. 

(4) Auf die Beschwerde finden die Unterabschnitte 2 
und 3 entsprechend Anwendung. 

(5) Im Falle eines Titels über die Erstattung von Verfah- 
renskosten sind für die Einstellung der Zwangsvoll- 
streckung und die Aufhebung bereits getroffener Voll- 
streckungsmaßregeln die §§ 769 und 770 der Zivilprozess- 
ordnung entsprechend anzuwenden. Die Aufhebung einer 
Vollstreckungsmaßregel ist auch ohne Sicherheitsleistung 
zulässig. 

§35 

Schadensersatz wegen 
ungerechtfertigter Vollstreekung 

(1) Wird die Zulassung der Zwangsvollstreckung aus 
einem Titel über die Erstattung von Verfahrenskosten auf 
die Rechtsbeschwerde aufgehoben oder abgeändert, so ist 
die berechtigte Person zum Ersatz des Schadens verpflich- 
tet, welcher der verpflichteten Person durch die Vollstre- 
ckung des Titels oder durch eine Leistung zur Abwendung 
der Vollstreckung entstanden ist. Das Gleiche gilt, wenn die 
Zulassung der Zwangsvollstreckung nach § 34 aufgehoben 
oder abgeändert wird, sofern der zur Zwangsvollstreckung 
zugelassene Titel zum Zeitpunkt der Zulassung nach dem 
Recht des Staates, in dem er ergangen ist, noch mit einem 
ordentlichen Rechtsbehelf angefochten werden konnte. 

(2) Für die Geltendmachung des Anspruchs ist das Ge- 
richt ausschließlich zuständig, das im ersten Rechtszug über 
den Antrag, den Titel mit der Vollstreckungsklausel zu ver- 
sehen, entschieden hat. 

Unterabschnitt 7 
Vollstreckungsgegenklage 

§36 

Vollstreckungsgegenklage bei Titeln 
über Verfahrenskosten 

(1) Ist die Zwangsvollstreckung aus einem Titel über die 
Erstattung von Verfahrenskosten zugelassen, so kann die 
verpflichtete Person Einwendungen gegen den Anspruch 
selbst in einem Verfahren nach § 767 der Zivilprozessord- 
nung nur geltend machen, wenn die Gründe, auf denen ihre 
Einwendungen beruhen, erst 

1. nach Ablauf der Frist, innerhalb deren sie die Be- 
schwerde hätte einlegen können, oder 

2. falls die Beschwerde eingelegt worden ist, nach Beendi- 
gung dieses Verfahrens 

entstanden sind. 

(2) Die Klage nach § 767 der Zivilprozessordnung ist bei 
dem Gericht zu erheben, das über den Antrag auf Erteilung 
der Vollstreckungsklausel entschieden hat. 
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Abschnitt 6 

Verfahren nach dem Haager 
Kindesentführungsübereinkommen 

§37 

Anwendbarkeit 

Kommt im Einzelfall die Rückgabe des Kindes nach dem 
Haager Kindesentführungsübereinkommen und dem Euro- 
päischen Sorgerechtsübereinkommen in Betracht, so sind 
zunächst die Bestimmungen des Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommens anzuwenden, sofern die antragstel- 
lende Person nicht ausdrücklich die Anwendung des Euro- 
päischen Sorgerechtsübereinkommens begehrt. 

§38 

Beschleunigtes Verfahren 

(1) Das Gericht hat das Verfahren auf Rückgabe eines 
Kindes in allen Rechtszügen vorrangig zu behandeln. Mit 
Ausnahme von Artikel 12 Abs. 3 des Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommens findet eine Aussetzung des Verfah- 
rens nicht statt. Das Gericht hat alle erforderlichen Maßnah- 
men zur Beschleunigung des Verfahrens zu treffen, insbe- 
sondere auch damit die Entscheidung in der Hauptsache 
binnen der in Artikel 11 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2201/2003 genannten Frist ergehen kann. 

(2) Das Gericht prüft in jeder Lage des Verfahrens, ob 
das Recht zum persönlichen Umgang mit dem Kind ge- 
währleistet werden kann. 

(3) Die Beteiligten haben an der Aufklärung des Sachver- 
halts mitzuwirken, wie es einem auf Förderung und Be- 
schleunigung des Verfahrens bedachten Vorgehen ent- 
spricht. 

§39 

Übermittlung von Entscheidungen 

Wird eine inländische Entscheidung nach Artikel 11 
Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 unmittelbar 
dem zuständigen Gericht oder der Zentralen Behörde im 
Ausland übermittelt, ist der Zentralen Behörde zur Erfül- 
lung ihrer Aufgaben nach Artikel 7 des Haager Kindesent- 
fiihrungsübereinkommens eine Abschrift zu übersenden. 

§40 

Wirksamkeit der Entscheidung; Rechtsmittel 

(1) Eine Entscheidung, die zur Rückgabe des Kindes in 
einen anderen Vertragsstaat verpflichtet, wird erst mit deren 
Rechtskraft wirksam. 

(2) Gegen eine im ersten Rechtszug ergangene Entschei- 
dung findet nur das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde 
zum Oberlandesgericht nach § 22 des Gesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit statt; § 28 
Abs. 2 und 3 jenes Gesetzes gilt sinngemäß. Ein Rechtsmittel 
gegen eine Entscheidung, die zur Rückgabe des Kindes ver- 
pflichtet, steht nur dem Antragsgegner, dem Kind, soweit es 
das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, und dem beteiligten 
Jugendamt zu. Eine weitere Beschwerde findet nicht statt. 

(3) Das Beschwerdegericht hat nach Eingang der Be- 
schwerdeschrift unverzüglich zu prüfen, ob die sofortige 
Vollziehung der angefochtenen Entscheidung über die 
Rückgabe des Kindes anzuordnen ist. Die sofortige Vollzie- 


hung soll angeordnet werden, wenn die Beschwerde offen- 
sichtlich unbegründet ist oder die Rückgabe des Kindes vor 
der Entscheidung über die Beschwerde unter Berücksichti- 
gung der berechtigten Interessen der Beteiligten mit dem 
Wohl des Kindes zu vereinbaren ist. Die Entscheidung über 
die sofortige Vollziehung kann während des Beschwerde- 
verfahrens abgeändert werden. 

§41 

Bescheinigung über Widerrechtlichkeit 

Über einen Antrag, die Widerrechtlichkeit des Verbrin- 
gens oder des Zurückhaltens eines Kindes nach Artikel 15 
Satz 1 des Haager Kindesentführungsübereinkommens fest- 
zustellen, entscheidet das Familiengericht, 

1 . bei dem die Sorgerechtsangelegenheit oder Ehesache im 
ersten Rechtszug anhängig ist oder war, sonst 

2. in dessen Bezirk das Kind seinen letzten gewöhnlichen 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hatte, 
hilfsweise 

3. in dessen Bezirk das Bedürfnis der Fürsorge auftritt. 

Die Entscheidung ist zu begründen. 

§42 

Einreichung von Anträgen bei dem Amtsgericht 

(1) Ein Antrag, der in einem anderen Vertragsstaat zu er- 
ledigen ist, kann auch bei dem Amtsgericht als Justizver- 
waltungsbehörde eingereicht werden, in dessen Bezirk die 
antragstellende Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder, 
mangels eines solchen im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
ihren tatsächlichen Aufenthalt hat. Das Gericht übermittelt 
den Antrag nach Prüfung der förmlichen Voraussetzungen 
unverzüglich der Zentralen Behörde, die ihn an den anderen 
Vertragsstaat weiterleitet. 

(2) Für die Tätigkeit des Amtsgerichts und der Zentralen 
Behörde bei der Entgegennahme und Weiterleitung von An- 
trägen werden mit Ausnahme der Fälle nach § 5 Abs. 1 Kos- 
ten nicht erhoben. 

§43 

Prozesskosten- und Beratungshilfe 

Abweichend von Artikel 26 Abs. 2 des Haager Kindesent- 
führungsübereinkommens findet eine Befreiung von gericht- 
lichen und außergerichtlichen Kosten bei Verfahren nach die- 
sem Übereinkommen nur nach Maßgabe der Vorschriften 
über die Beratungshilfe und Prozesskostenhilfe statt. 

Abschnitt 7 
Vollstreckung 

§44 

Ordnungsmittel; unmittelbarer Zwang 

(1) Ein im Inland zu vollstreckender Titel nach Kapitel III 
der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003, dem Haager Kindes- 
entführungsübereinkommen oder dem Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommen wird, sofern er nicht auf die Erstat- 
tung von Verfahrenskosten lautet, durch Festsetzung eines 
Ordnungsmittels nach Maßgabe dieses Abschnitts voll- 
streckt. Bei Zuwiderhandlung gegen die Anordnung soll das 
Gericht ein Ordnungsgeld festsetzen. Verspricht die Festset- 
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zung eines Ordnungsgelds keinen Erfolg, soll das Gericht 
Ordnungshaft anordnen. Das Ordnungsmittel kann ohne vor- 
herige Durchführung eines Verfahrens nach § 52a des Geset- 
zes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit festgesetzt werden. Bei Festsetzung des Ordnungsmit- 
tels sind der verpflichteten Person zugleich die Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen. 

(2) Das Ordnungsgeld muss, bevor es festgesetzt wird, 
angedroht werden. Es soll zugleich mit der inländischen 
Entscheidung angedroht werden. Das einzelne Ordnungs- 
geld darf den Betrag von fünfundzwanzigtausend Euro nicht 
übersteigen. Die Festsetzung der Ordnungshaft soll ange- 
droht werden, wenn nicht die Durchsetzung der Entschei- 
dung besonders eilbedürftig ist oder die Befürchtung be- 
steht, dass die Vollziehung der Haft vereitelt wird. Für den 
Vollzug der Haft gelten die §§ 901, 904 bis 906, 909, 910, 
913 der Zivilprozessordnung entsprechend. 

(3) Auf Grund einer besonderen Verfügung des Ge- 
richts kann unabhängig von dem festgesetzten Ordnungs- 
mittel auch Gewalt gebraucht werden. Eine Gewaltanwen- 
dung gegen ein Kind darf nicht zugelassen werden, wenn 
das Kind herausgegeben werden soll, um das Umgangs- 
recht auszuüben. Der Vollstreckungsbeamte ist befugt, er- 
forderlichenfalls die Unterstützung der polizeilichen Voll- 
zugsorgane nachzusuchen. Die Kosten fallen der verpflich- 
teten Person zur Last. Wird das Kind nicht vorgefunden, so 
kann das Gericht die verpflichtete Person anhalten, eine 
eidesstattliche Versicherung über dessen Verbleib abzuge- 
ben. § 883 Abs. 2 bis 4, § 900 Abs. 1 und §§ 901, 902, 904 
bis 910 sowie § 913 der Zivilprozessordnung sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(4) Die Androhung eines Ordnungsmittels ist nicht iso- 
liert anfechtbar. Die Beschwerde gegen die Festsetzung von 
Ordnungshaft hat keine aufschiebende Wirkung. 

(5) Für Verfügungen nach den Absätzen 1 bis 4 ist das 
Oberlandesgericht zuständig, sofern es die Anordnung für 
vollstreckbar erklärt, erlassen oder bestätigt hat. 

(6) Ist ein Kind heraus- oder zurückzugeben, so hat das 
Gericht die Vollstreckung von Amts wegen durchzuführen, 
es sei denn, die Anordnung ist auf Herausgabe des Kindes 
zum Zweck des Umgangs gerichtet. Auf Antrag der berech- 
tigten Person kann das Gericht hiervon absehen. 


Abschnitt 8 

Grenzüberschreitende Unterbringung 
§45 

Zuständigkeit für die Zustimmung zu 
einer Unterbringung 

Zuständig für die Erteilung der Zustimmung zu einer Un- 
terbringung eines Kindes nach Artikel 56 der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 im Inland ist der überörtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen Bereich das Kind 
nach dem Vorschlag der ersuchenden Stelle untergebracht 
werden soll, andernfalls der überörtliche Träger, zu dessen 
Bereich die Zentrale Behörde den engsten Bezug festgestellt 
hat. Hilfsweise ist das Land Berlin zuständig. 


§46 

Konsultationsverfahren 

(1) Dem Ersuchen soll in der Regel zugestimmt werden, 
wenn 

1 . die Durchführung der beabsichtigten Unterbringung im 
Inland dem Wohl des Kindes entspricht, insbesondere 
weil es eine besondere Bindung zum Inland hat, 

2. die ausländische Stelle einen Bericht und, soweit erfor- 
derlich, ärztliche Zeugnisse oder Gutachten vorgelegt 
hat, aus denen sich die Gründe der beabsichtigten Unter- 
bringung ergeben, 

3. das Kind im ausländischen Verfahren angehört wurde, 
sofern eine Anhörung nicht auf Grund des Alters oder 
des Reifegrades des Kindes unangebracht erschien, 

4. die Zustimmung der geeigneten Einrichtung oder Pflege- 
familie vorliegt und der Vermittlung des Kindes dorthin 
keine Gründe entgegenstehen, 

5. eine erforderliche ausländerrechtliche Genehmigung er- 
teilt oder zugesagt wurde, 

6. die Übernahme der Kosten geregelt ist. 

(2) Im Falle einer Unterbringung, die mit Freiheitsentzie- 
hung verbunden ist, ist das Ersuchen ungeachtet der Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 abzulehnen, wenn 

1. im ersuchenden Staat über die Unterbringung kein Ge- 
richt entscheidet oder 

2. bei Zugrundelegung des mitgeteilten Sachverhalts nach 
innerstaatlichem Recht eine Unterbringung, die mit Frei- 
heitsentziehung verbunden ist, nicht zulässig wäre. 

(3) Die ausländische Stelle kann um ergänzende Informa- 
tionen ersucht werden. 

(4) Wird um die Unterbringung eines ausländischen Kin- 
des ersucht, ist die Stellungnahme der Ausländerbehörde 
einzuholen. 

(5) Die zu begründende Entscheidung ist auch der Zen- 
tralen Behörde und der Einrichtung oder der Pflegefamilie, 
in der das Kind untergebracht werden soll, mitzuteilen. Sie 
ist unanfechtbar. 

§47 

Genehmigung des Familiengeriehts 

(1) Die Zustimmung des überörtlichen Trägers der öf- 
fentlichen Jugendhilfe nach den §§45 und 46 ist nur mit 
Genehmigung des Familiengerichts zulässig. Das Gericht 
soll die Genehmigung in der Regel erteilen, wenn 

1 die in § 46 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Voraussetzun- 
gen vorliegen und 

2. kein Hindernis für die Anerkennung der beabsichtigten 
Unterbringung erkennbar ist. 

§ 46 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Örtlich zuständig ist das Familiengericht am Sitz des 
Oberlandesgerichts, in dessen Zuständigkeitsbereich das 
Kind untergebracht werden soll, für den Bezirk dieses Ober- 
landesgerichts. § 12 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Der zu begründende Beschluss ist unanfechtbar. 
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Abschnitt 9 

Bescheinigungen zu inländischen Entscheidungen 
naeh der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 

§48 

Ausstellung von Bescheinigungen 

(1) Die Bescheinigung nach Artikel 39 der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 wird von dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle des Gerichts des ersten Rechtszugs und, 
wenn das Verfahren bei einem höheren Gericht anhängig 
ist, von dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 
Gerichts ausgestellt. 

(2) Die Bescheinigung nach den Artikeln 41 und 42 der 
Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 wird beim Gericht des 
ersten Rechtszugs von dem Familienrichter, in Verfahren 
vor dem Oberlandesgericht oder dem Bundesgerichtshof 
von dem Vorsitzenden des Senats für Familiensachen aus- 
gestellt. 

§49 

Berichtigung von Bescheinigungen 

Für die Berichtigung der Bescheinigung nach Artikel 43 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 gilt § 319 der 
Zivilprozessordnung entsprechend. 

Abschnitt 10 
Kosten 

§50 

Anzuwendende Vorschriften 

Für die Gerichtskosten sind die Vorschriften der Kosten- 
ordnung anzuwenden, soweit in diesem Abschnitt nichts 
anderes bestimmt ist. Bei der Anordnung von Ordnungs- 
haft gilt § 1 19 Abs. 6 der Kostenordnung entsprechend. 

§51 

Gerichtsgebühren 

(1) Für ein erstinstanzliches Verfahren nach diesem Ge- 
setz über Anträge auf 

1 . Erlass einer gerichtlichen Anordnung auf Rückgabe des 
Kindes oder über das Recht zum persönlichen Umgang, 

2. Erteilung der Vollstreckungsklausel zu ausländischen 
Titeln, 

3. Feststellung, ob Entscheidungen aus einem anderen 
Staat anzuerkennen sind, einschließlich der Anordnun- 
gen nach § 33 zur Wiederherstellung des Sorgeverhält- 
nisses, 

4. Aufhebung oder Änderung einer Entscheidung in den in 
den Nummern 2 und 3 genannten Verfahren 

wird eine Gebühr von 200 Euro erhoben. 

(2) Für ein Verfahren über ein Rechtsmittel in der 
Hauptsache wird eine Gebühr von 300 Euro erhoben. 

(3) Für das Verfahren über den Antrag auf Ausstellung 
einer Bescheinigung nach § 48 wird eine Gebühr von 
1 0 Euro erhoben. 


§52 

Kostenschuldner 

Im Fall des § 44 Abs. 6 Satz 1 ist eine Haftung des Kin- 
des für die Kosten der Vollstreckung ausgeschlossen. In 
Verfahren nach § 5 1 Abs. 1 Nr. 1 ist abweichend von § 2 
der Kostenordnung nur der Beteiligte zur Zahlung der 
Gerichtskosten verpflichtet, den das Gericht nach billigem 
Ermessen bestimmt; das Kind darf nicht zur Zahlung der 
Kosten verpflichtet werden. 

§53 

Ausschluss der Kostenerhebung; Vorsehuss 

(1) Gerichtskosten werden nicht erhoben, soweit deren 
Erhebung nach dem Europäischen Sorgerechtsübereinkom- 
men oder dem Haager Kindesentführungsübereinkommen 
ausgeschlossen ist. 

(2) § 8 der Kostenordnung ist nicht anzuwenden. 

§54 

Übersetzungen 

Die Höhe der Vergütung für die von der Zentralen Be- 
hörde veranlassten Übersetzungen richtet sich nach dem 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz. 

Abschnitt 1 1 
Übergangsvorschriften 

§ 55 

Übergangsvorschriften zu der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 

Dieses Gesetz findet sinngemäß auch auf Verfahren 
nach der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 des Rates vom 
29. Mai 2000 über die Zuständigkeit und die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und 
in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung für die 
gemeinsamen Kinder der Ehegatten (ABI. EG Nr. L 160 

S. 19) mit folgender Maßgabe Anwendung: 

Ist ein Beschluss nach § 21 an die verpflichtete Person in ei- 
nem weder der Europäischen Union noch dem Übereinkom- 
men vom 16. September 1988 über die gerichtliche Zustän- 
digkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1994 II S. 2658) ange- 
hörenden Staat zuzustellen und hat das Familiengericht eine 
Beschwerdefrist nach § 10 Abs. 2 und § 50 Abs. 2 Satz 4 
und 5 des Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungs- 
gesetzes bestimmt, so ist die Beschwerde der verpflichteten 
Person gegen die Zulassung der Zwangsvollstreckung in- 
nerhalb der vom Gericht bestimmten Frist einzulegen. 

§56 

Übergangsvorschriften zum 
Sorgerechtsübereinkommens-Ausführungsgesetz 

Für Verfahren nach dem Haager Kindesentführungsüber- 
einkommen und dem Europäischen Sorgerechtsüberein- 
kommen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet 
wurden, finden die Vorschriften des Sorgerechtsüberein- 
kommens-Ausführungsgesetzes vom 5. April 1990 (BGBl. I 
S. 701), das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 6 des Gesetzes vom 
19. Februar 2001 (BGBl. I S. 288, 436) geändert worden ist. 
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weiter Anwendung. Für die Zwangsvollstreckung sind je- 
doch die Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden. Hat ein 
Gericht die Zwangsvollstreckung bereits eingeleitet, so 
bleibt seine funktionelle Zuständigkeit unberührt. 

Artikel 2 

Änderung anderer Rechtsvorschriften 

(1) § 23b des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1077), das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . Absatz 1 Satz 2 Nr. 11 wird wie folgt gefasst: 

„11. Verfahren nach den §§ 10 bis 12 sowie nach 
§ 47 des Internationalen Familienrechts Verfah- 
rensgesetzes vom . . . [einsetzen: Ausfertigungs- 
datum und Fundstelle dieses Gesetzes];“. 

2. Absatz 2 Satz 3 erster Halbsatz wird wie folgt gefasst: 

„Wird bei einer Abteilung ein Antrag in einem Verfah- 
ren nach den §§10 bis 12 des Internationalen Famili- 
enrechtsverfahrensgesetzes vom . . . [einsetzen: Ausfer- 
tigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] anhän- 
gig, während eine Familiensache nach Absatz 1 Satz 2 
Nr. 2 bis 4 bei einer anderen Abteilung im ersten 
Rechtszug anhängig ist, so ist diese von Amts wegen 
an die erstgenannte Abteilung abzugeben;“. 

(2) Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
(BGBl. I S. 2065), das zuletzt durch ... geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 14 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Maßnahmen und Anordnungen nach den 
§§ 10 bis 15, 20, 21, 32 bis 35, 38, 40, 41, 44 und 47 des 
Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes vom 
... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle die- 
ses Gesetzes], soweit diese dem Familiengericht oblie- 
gen, bleiben dem Richter Vorbehalten.“ 

2. In § 29 werden die Wörter „sowie die Entgegennahme 
von Anträgen nach § 11 Abs. 1 und die Entscheidung 
über Anträge nach § 1 1 Abs. 2 Satz 2 des Sorgerechts- 
übereinkommens-Ausführungsgesetzes“ durch die Wör- 
ter „sowie die Entgegennahme von Anträgen nach § 42 
Abs. 1 und die Entscheidung über Anträge nach § 5 
Abs. 2 des Internationalen Familienrechtsverfahrensge- 
setzes vom ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle dieses Gesetzes]“ ersetzt. 

(3) In § 27 des Bundeszentralregistergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 1984 
(BGBl. I S. 1229, 1985 I S. 195), das zuletzt durch ... ge- 
ändert worden ist, werden nach den Wörtern „hoheitlicher 
Aufgaben“ die Wörter „oder der Durchführung von Maß- 
nahmen der Zentralen Behörde nach § 7 des Internationa- 
len Familienrechtsverfahrensgesetzes vom ... [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]“ ein- 
gefügt. 

(4) Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten bereinigten 


Fassung, das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . § 3 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 48 des Internationalen Familienrechtsverfahrensge- 
setzes vom . . . [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle dieses Gesetzes] bleibt unberührt.“ 

2. § 64a wird aufgehoben. 

(5) Dem § 8 des Auslandsunterhaltsgesetzes vom 
19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2563), das zuletzt durch ... 
geändert worden ist, wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Soweit zur Ermittlung des Aufenthalts des Schuld- 
ners erforderlich, darf die Zentrale Behörde bei dem Kraft- 
fahrt-Bundesamt erforderliche Halterdaten nach § 33 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Straßenverkehrsgesetzes erheben.“ 

(6) Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung von Zu- 
ständigkeiten nach dem Sorgerechtsübereinkommens-Aus- 
führungsgesetz vom 13. April 1999 (BGBl. I S. 702) wird 
aufgehoben. 

(7) Das Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungs- 
gesetz vom 19. Februar 2001 (BGBl. I S. 288, 436), das 
zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 44/ 
2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken- 
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (ABI. EG Nr. L 12 
S. 1).“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Verordnungen“ 
durch das Wort „Verordnung“ ersetzt. 

2. In § 2 Nr. 1 werden die Wörter „genannten Verordnun- 
gen gelten“ durch die Wörter „genannte Verordnung 
gilt“ ersetzt. 

3. Abschnitt 5 des Zweiten Teils (Besonderes) wird aufge- 
hoben. 

(8) In Nummer 1511 der Anlage 1 zum Gerichtskosten- 
gesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718), das zuletzt 
durch . . . geändert worden ist, wird die Angabe „§ 54 oder 
§ 56 AVAG“ durch die Angabe „§ 56 AVAG“ ersetzt. 

(9) § 94 Abs. 1 der Kostenordnung in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, die zuletzt durch . . . geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In Nummer 8 wird das Semikolon am Ende durch einen 
Punkt ersetzt. 

2. Nummer 9 wird gestrichen. 

(10) In § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 des Rechtsanwaltsver- 
gütungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788), 
das zuletzt durch ... geändert worden ist, werden die Wör- 
ter „§ 54 oder § 56 des Anerkennungs- und Vollstreckungs- 
ausführungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 48 des Interna- 
tionalen Familienrechtsverfahrensgesetzes oder § 56 des 
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Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungsgesetzes“ 
ersetzt. 

(11) ln §16 Abs. 6 des Ausländerzentralregistergeset- 
zes vom 2. September 1994 (BGBl. 1 S. 2265), das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, werden die Wörter „Sorge- 
rechtsübereinkommens-Ausführungsgesetz vom 5. April 
1990 (BGBl. 1 S. 701), zuletzt geändert durch Artikel 2 
Abs. 6 des Gesetzes vom 19. Februar 2001 (BGBl. 1 
S. 288)“, durch die Wörter „Internationalen Familien- 
rechtsverfahrensgesetz vom ... [einsetzen: Ausfertigungs- 
datum und Fundstelle dieses Gesetzes]“ ersetzt. 

(12) ln § 68 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 
(BGBl. 1 S. 130), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird nach Absatz 1 folgender Absatz la eingefugt: 

„(la) Zu dem in § 7 Abs. 2 des Internationalen Famili- 
enrechtsverfahrensgesetzes bezeichneten Zweck ist es zu- 
lässig, der in dieser Vorschrift bezeichneten Zentralen Be- 
hörde auf Ersuchen im Einzelfall den derzeitigen Aufent- 
halt des Betroffenen zu übermitteln, soweit kein Grund zur 
Annahme besteht, dass dadurch schutzwürdige Interessen 
des Betroffenen beeinträchtigt werden.“ 

(13) § 35 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. 1 S. 310, 


919), das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . ln Absatz 3 werden die Wörter „unbeschadet des Absat- 
zes 4“ durch die Wörter „unbeschadet der Absätze 4, 4a 
und 4b“ ersetzt. 

2. Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefugt: 

„(4b) Zu den in § 7 Abs. 2 des Internationalen Famili- 
enrechtsverfahrensgesetzes und § 8 Abs. 3 des Aus- 
landsunterhaltsgesetzes bezeichneten Zwecken übermit- 
telt das Kraftfahrt-Bundesamt der in diesen Vorschriften 
bezeichneten Zentralen Behörde auf Ersuchen die nach 
§ 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gespeicherten Halterdaten.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten; Anßerkrafttreten 

ln Artikel 1 treten § 12 Abs. 3 und § 47 Abs. 2 am Tag 
nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. Im Übri- 
gen tritt dieses Gesetz am 1 .März 2005 in Kraft; gleichzei- 
tig tritt das Sorgerechtsübereinkommens-Ausführungsge- 
setz vom 5. April 1990 (BGBl. 1 S. 701), das zuletzt durch 
Artikel 2 Abs. 6 des Gesetzes vom 19. Februar 2001 
(BGBl. 1 S. 288, 436) geändert worden ist, außer Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Der Rat der Europäischen Union hat am 27. November 
2003 die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates über die 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die 
elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1347/2000 („Brüssel Ila- Verordnung“) verabschie- 
det (ABI. EU Nr. L 338 S. 1). Die Verordnung tritt am 1 . Au- 
gust 2004 in Kraft und gilt - mit Ausnahme bestimmter staat- 
licher Mitteilungspflichten, die bereits mit Inkrafttreten An- 
wendung finden - ab dem 1. März 2005. 

Die neue EG-Verordnung regelt die internationale Zuständig- 
keit sowie die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung von 
Entscheidungen aus anderen Mitgliedstaaten in Ehesachen 
und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung. 

Sie gilt für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit 
Ausnahme des Königreichs Dänemark. Dänemark wirkt ge- 
mäß Artikel 69 EG-Vertrag i. V. m. den Artikeln 1 und 2 des 
dem Vertrag von Amsterdam (BGBl. 1998 II S. 387; 1999 II 
S. 416) beigefügten Protokolls über die Position Dänemarks 
an der Annahme der Verordnung nicht mit. 

Rechtsgrundlage der EG-Verordnung sind Artikel 6 1 Buch- 
stabe c, Artikel 65 und Artikel 67 Abs. 1 des EG- Vertrages. 

2. Im internationalen Familienrecht findet bislang auf der 
Ebene der Europäischen Union die Verordnung (EG) 
Nr. 1347/2000 vom 29. Mai 2000 über die Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant- 
wortung für die gemeinsamen Kinder der Ehegatten (ABI. 
EG Nr. L 160 S. 19) Anwendung („Brüssel Il-Verordnung“). 
Sie ergänzt die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 
22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (ABI. EG Nr. L 12 S. 1), die sich 
mit Ausnahme von Unterhaltssachen nicht auf familienrecht- 
liche Streitigkeiten erstreckt („Brüssel I- Verordnung“). 

Die neue Brüssel II a- Verordnung ersetzt die geltende Brüs- 
sel II- Verordnung und entwickelt sie in wesentlichen Berei- 
chen fort. 

Zum einen hat sich der Anwendungsbereich der Brüssel 
Il-Verordnung in mehrfacher Hinsicht als zu eng erwiesen. 
Denn die Brüssel Il-Verordnung betrifft nur diejenigen Ver- 
fahren zur elterlichen Verantwortung, die im Zusammenhang 
mit einer Ehesache stehen; zudem bezieht sie sich nur auf die 
gemeinsamen Kinder von Ehegatten. Die neue EG-Verord- 
nung erfasst nunmehr auch diejenigen Verfahren zur elter- 
lichen Verantwortung, die nicht im Zusammenhang mit einer 
Ehesache stehen. Sie gilt zudem nicht nur für die gemein- 
samen Kinder von Ehegatten, sondern für alle Kinder. 

Zum anderen schafft die neue EG-Verordnung im Einklang 
mit den Schlussfolgerungen des Europäischen Rats von Tam- 
pere (15. und 16. Oktober 1 999) das Vollstreckbarerklärungs- 
verfahren (Exequaturverfahren) für bestimmte Entscheidun- 
gen über das Umgangsrecht und bestimmte Entscheidungen, 
mit denen die Rückgabe des Kindes angeordnet wird, ab. Sol- 


che Entseheidungen sollen in anderen Mitgliedstaaten zu- 
künftig ohne vorherige Vollstreckbarerklärung vollstreckt 
werden können. Dies stellt eine grundlegende und praktisch 
wichtige Neuerung dar. Ermöglicht wird dies durch die Fest- 
schreibung verfahrensrechtlicher Mindeststandards. Diese 
Mindeststandards sind Bestandteil der Bescheinigungen, die 
von den Gerichten des Ursprungsmitgliedstaats ausgestellt 
werden müssen. Gegen unrichtige Bescheinigungen findet 
ein Berichtigungsverfahren statt. 

Für grenzüberschreitende Kindesentführungen aus einem 
Mitgliedstaat der Verordnung in einen anderen enthält die 
neue EG-Verordnung Regelungen, welche die Bestimmun- 
gen des Haager Übereinkommens vom 25. Oktober 1980 
über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesent- 
führung (BGBl. 1990 II S. 206 - Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommen) ergänzen. Das Verfahren nach dem 
Haager Kindesentführungsübereinkommen soll insbeson- 
dere noch schneller und effektiver ausgestaltet werden. 

Im Übrigen übernimmt die neue EG-Verordnung im We- 
sentlichen die Konzeption der Brüssel Il-Verordnung. 

3. EG- Verordnungen gelten in den Mitgliedstaaten unmittel- 
bar. Trotz dieser unmittelbaren Geltung bedürfen auch die 
Regelungen der neuen EG-Verordnung zur Durchführung in 
einzelnen Punkten der Ergänzung durch innerstaatliches 
Verfahrensrecht. Die neue EG-Verordnung lässt den Mit- 
gliedstaaten Spielraum, Einzelheiten so auszugestalten, dass 
sich die in der Verordnung geregelten Verfahren nahtlos in 
das System des innerstaatlichen Prozessrechts einfügen. 

Der Entwurf folgt der Grundkonzeption des Gesetzes zur 
Ausführung zwischenstaatlicher Verträge und zur Durch- 
führung von Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft 
auf dem Gebiet der Anerkennung und Vollstreckung in 
Zivil- und Handelssachen (Anerkennungs- und Vollstre- 
ckungsausführungsgesetz - AVAG) vom 19. Februar 2001 
(BGBl. I S. 288, 436). 

Obwohl im AVAG bereits die Durchführungsbestimmungen 
zur Brüssel Il-Verordnung enthalten sind, wird im Hinblick 
auf die zunehmende Zahl familienrechtlicher Besonderhei- 
ten und die Integrationstiefe der neuen Regelungen davon 
abgesehen, die Durchführungsbestimmungen zu der neuen 
EG-Verordnung in das AVAG zu integrieren. Dies hätte 
nämlich eine Vielzahl an Ausnahmevorschriften erfordert. 
Das wiederum hätte die Verständlichkeit für den Rechtsan- 
wender erschwert und wäre der praktischen Bedeutung der 
neuen EG-Verordnung nicht gerecht geworden. Mit dem 
vorliegenden Entwurf wird der familienrechtlichen Praxis 
daher ein eigenständiges, umfassendes und vereinfachtes 
Durchführungsgesetz zur Verfügung gestellt. Dieses Kon- 
zept erscheint auch deshalb gerechtfertigt, weil die neue 
EG-Verordnung einen viel weiteren Anwendungsbereich als 
die Brüssel Il-Verordnung hat. 

Eine Einstellung der Vorschriften in das neue Buch Elf der 
Zivilprozessordnung über die Justizielle Zusammenarbeit in 
der Europäischen Union erscheint nicht zweckdienlich, da 
die vorgesehenen Regelungen auf dem Gebiet der freiwilli- 
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gen Gerichtsbarkeit einen Fremdkörper in der Zivilprozess- 
ordnung darstellen würden. Der Entwurf steht auch im Ein- 
klang mit der gesetzgeberischen Tendenz, familienrecht- 
liche Vorschriften aus der Zivilprozessordnung herauszu- 
nehmen. Hinzu kommt, dass der Entwurf insofern über das 
Buch Elf der Zivilprozessordnung hinausgeht, als er Vor- 
schriften zur Durchführung von Rechtsinstrumenten enthält, 
die nicht zum Gemeinschaftsrecht zählen. 

Der Entwurf hebt die bisherigen Vorschriften zur Durchfüh- 
rung der Brüssel 11-Verordnung im Besonderen Teil des 
AVAG auf. Soweit während einer Übergangsphase in eini- 
gen wenigen Fällen noch die Brüssel 11-Verordnung Anwen- 
dung finden wird, sollen zu ihrer Durchführung auch die 
neuen Vorschriften des vorliegenden Entwurfs gehen. 

Aus Gründen des Sachzusammenhangs nimmt der Entwurf 
die Vorschriften des Gesetzes zur Ausführung des Haager 
Übereinkommens vom 25. Oktober 1980 über die zivil- 
rechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung und 
des Europäischen Übereinkommens vom 20. Mai 1980 über 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung 
des Sorgeverhältnisses (Sorgerechtsübereinkommens-Aus- 
führungsgesetz) vom 5. April 1990 (BGBl. 1 S. 701) in sich 
auf. Das Sorgerechtsübereinkommens-Ausführungsgesetz 
wird aufgehoben. Die Ausführungsvorschriften zum inter- 
nationalen Familienrecht werden damit in einem einzigen 
Gesetz neu geordnet. 

Der Entwurf ist so konzipiert, dass er für die zukünftige In- 
tegration von Vorschriften zur Ausführung internationaler 
Regelungen auf dem Gebiet des Familienrechts offen ist. 
Das gilt insbesondere für die Aufnahme von Ausführungs- 
vorschriften zu dem Haager Übereinkommen vom 19. Okto- 
ber 1996 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, 
die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnah- 
men zum Schutz von Kindern. 

4. Die bisherigen Vorschriften zur Ausführung des Haager 
Kindesentführungsübereinkommens werden mit wenigen 
Ausnahmen unverändert in den Entwurf übernommen. 
Abschnitt 6 des Entwurfs enthält neben Ausführungsvor- 
schriften zu dem Haager Kindesentführungsübereinkommen 
auch Durchführungsvorschriften zu Artikel 11 der neuen 
EG- Verordnung, der das Haager Kindesentführungsüberein- 
kommen ergänzt. Regelungen über die Beschleunigung des 
Verfahrens sollen die möglichst rasche Durchführung der 
Rückgabeverfahren sicherstellen. Das Gericht soll darüber 
hinaus in jeder Lage des Verfahrens auf die tatsächliche Be- 
achtung des Rechts zum persönlichen Umgang hinwirken. 

Die Vorschriften zur Ausführung des Luxemburger Europäi- 
schen Übereinkommens vom 20. Mai 1980 über die Aner- 
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das 
Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorge- 
verhältnisses (BGBl. 1990 II S. 206, 220 - Europäisches 
Sorgerechtsübereinkommen) werden gleichzeitig mit ihrer 
Einstellung in den Entwurf geändert, indem sie dem Aner- 
kennungs- und Vollstreckbarerklärungsverfahren nach der 
neuen EG-Verordnung weitmöghchst angeglichen werden. 
Das dient der Rechtsvereinheitlichung und Vereinfachung 
für den Rechtsanwender. Folgen hat dies insbesondere für 
das Verfahren und die Rechtsmittel. Im Übrigen konnten 


auch bisher schon die Regelungen des AVAG zur Lü- 
ckenfüllung herangezogen werden (Bundestagsdrucksache 
11/5315 vom 4. Oktober 1989, S. 13). 

Die Anpassung ist auch deshalb gerechtfertigt, weil das 
Europäische Sorgerechtsübereinkommen sehr sehen An- 
wendung findet. Im Jahr 2002 gab es nach der Statistik des 
Generalbundesanwalts als Zentraler Behörde nach dem Eu- 
ropäischen Sorgerechtsübereinkommen insgesamt neun 
Verfahren in Deutschland. Nach Anwendbarkeit der neuen 
EG-Verordnung und nach Ratifikation des Haager Kinder- 
schutzübereinkommens von 1996 wird das Europäische 
Sorgerechtsübereinkommen voraussichtlich noch weiter an 
Bedeutung verlieren. 

Die in diesem Entwurf enthaltenen Vorschriften zur Ausfüh- 
rung des Haager Kindesentführungsübereinkommens und 
des Europäischen Sorgerechtsübereinkommens sollen nach 
dem Entwurf nur für Verfahren gelten, die nach Inkrafttreten 
des Entwurfs eingeleitet werden. Im Übrigen gehen die Vor- 
schriften des Sorgerechtsübereinkommens-Ausführungsge- 
setzes fort. 

5. Um die praktische Wirksamkeit der neuen EG- Verord- 
nung, des Haager Kindesentführungsübereinkommens und 
des Europäischen Sorgerechtsübereinkommens sicherzu- 
stehen, bedarf es effektiver Maßnahmen zur zwangsweisen 
Durchsetzung von Entscheidungen nach diesen Rechtsinst- 
rumenten. 

Es hat sich insbesondere im Rahmen des Haager Kindesent- 
führungsübereinkommens gezeigt, dass die bestehenden Re- 
gelungen (§ 33 FGG) nicht ausreichen, um grenzüberschrei- 
tend eine effektive Durchsetzung gerichtlicher Entscheidun- 
gen zu gewährleisten. In einer nicht unerheblichen Anzahl der 
Fälle scheitert eine gerichtlich angeordnete Rückgabe des 
Kindes oder der Umgang mit dem Kind daran, dass die ver- 
pflichtete Person der Anordnung nicht freiwillig F olge leistet. 
Gerichtliche Anordnungen zur Gestaltung eines Besuchsauf- 
enthalts etwa können durch Ausschöpfung des Rechtsmittel- 
systems langfristig, zum Teil über Jahre hinweg, unterlaufen 
werden, da die festgelegten Umgangszeiten verstrichen sind, 
bevor ein Zwangsmittel realisiert werden kann. 

Diese vor allem aus dem Beugecharakter des Zwangsvoh- 
streckungssystems abgeleitete Rechtspraxis wird besonders 
wegen der unzureichenden Umsetzung der internationalen 
Rechtsinstrumente von vielen Staaten kritisiert. Eine Abkehr 
von diesem System und ein Wechsel zu repressiven Zwangs- 
vollstreckungsmechanismen erscheint daher geboten. 

Die nun vorgesehene Einführung von Ordnungsmitteln er- 
möglicht - im Gegensatz zur bisherigen Praxis - auch dann 
deren Verhängung, wenn im Einzelfall der konkrete Erfolg 
(z. B. eine Realisierung des Umgangs in den Schulferien des 
Kindes) wegen Zeitablaufs (z. B. Ferienende) nicht mehr 
erzieh werden kann. 

Der reaktiv-repressive Sanktionscharakter der neuen Instru- 
mente kann dabei nicht nur eine Missachtung gerichtlicher 
Verfügungen sanktionieren, sondern auch im Hinblick auf 
mögliche zukünftige Zuwiderhandlungen wirken und über 
den Einzelfall hinaus generalpräventive Bedeutung gewin- 
nen, wenn bekannt wird, dass Verstöße gegen gerichtliche 
Umgangs- und Herausgabeentscheidungen konsequent ver- 
folgt werden. Die Regelung wird die Autorität der Gerichte, 
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aber auch das Bewusstsein der Richter für die Notwendig- 
keit einer tatsächlichen Durchsetzung der eigenen Entschei- 
dungen stärken. 

Der Entwurf beinhaltet insbesondere 

- die Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen gerichtliche 
Entscheidungen, insbesondere Herausgabe- und Um- 
gangsanordnungen, in Anlehnung an zivilprozessuale 
Ordnungsmittel; 

- eine Regelung, nach der die Androhung des Ordnungs- 
mittels nicht isoliert anfechtbar ist; 

- die Zuständigkeit des erkennenden Gerichts für Vollstre- 
ckungsmaßnahmen sowie die amtswegige Vollstreckung 
bei Herausgabe- und Rückgabeanordnungen. 

Die bisherigen Regelungen zur Anwendung unmittelbaren 
Zwangs bleiben im Grundsatz unverändert. 

Die mit diesem Entwurf beabsichtigten Regelungen zur Ver- 
besserung der Durchsetzung gerichtlicher Entscheidungen 
nach der EG-Verordnung, dem Haager Kindesentführungs- 
übereinkommen und dem Europäischen Sorgerechtsüberein- 
kommen bewirken, dass solche Entscheidungen im Vergleich 
zu reinen Inlandssachverhalten jedenfalls vorübergehend an- 
ders behandelt werden. Eine Änderung des § 33 EGG kommt 
aber erst im Rahmen der angestrebten umfassenden FGG-Re- 
form in Betracht, da hier die Vollstreckung für sämtliche Ver- 
fahrensgegenstände des EGG entsprechend differenziert aus- 
zugestalten sein wird. Im weiteren Verlauf der Arbeiten zur 
FGG-Reform wird auf die Erfahrungen mit den Regelungen 
dieses Entwurfs zurückgegriffen werden können. 

Die vorübergehende „Besserstellung“ im Ausland lebender 
Eltemteile ist sachlich vertretbar, da dies der Erfüllung in- 
ternationaler Verpflichtungen Deutschlands dient und die 
effektivere Vollstreckung die spezifischen Nachteile von 
Fällen mit Auslandsberührung ausgleicht. Je länger der 
Kontakt eines Kindes mit einem Elternteil unterbleibt, um 
so mehr leidet die Beziehung zu diesem. Bei einer großen 
räumlichen Entfernung, und damit in besonderem Maße im 
Bereich grenzüberschreitender Kindschaftskonflikte, wird 
die Durchsetzung gerichtlicher Entscheidungen schwerer, 
weil der Aufwand an Vorbereitung, Zeit und Reisekosten 
steigt. Das Leerlaufen von Umgangsregelungen etwa führt 
hier häufiger und nachhaltiger als im innerstaatlichen Be- 
reich zu einer Entfremdung zwischen Kind und umgangsbe- 
rechtigtem Eltemteil. 

6. Die neue EG-Verordnung schafft ein obligatorisches 
System Zentraler Behörden in den Mitgliedstaaten. 

Die Zentralen Behörden stellen zum einen unter Inan- 
spruchnahme des Europäischen Justiziellen Netzes für 
Zivil- und Handelssachen (ABI. EG 2001 Nr. L 174 S. 25) 
Informationen über innerstaatliche Rechtsvorschriften und 
Verfahren zur Verfügung. Zum anderen arbeiten sie in be- 
stimmten Fällen der elterlichen Verantwortung zusammen. 
Sie fördern die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 
Gerichte und Verwaltungsbehörden und informieren und 
unterstützen die Träger der elterlichen Verantwortung, die 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
erwirken wollen. 

Der Entwurf weist die Aufgaben der Zentralen Behörde 
nach der Verordnung dem Generalbundesanwalt beim Bun- 


desgerichtshof zu. Der Generalbundesanwalt hat inzwi- 
schen eine langjährige Erfahrung als Zentrale Behörde nach 
dem Sorgerechtsübereinkommens-Ausführungsgesetz. Da- 
bei handelt es sich um einen ähnlichen Bereich wie nach der 
neuen EG-Verordnung. Der Generalbundesanwalt nimmt 
ferner die Aufgaben der Zentralen Behörde nach dem Adop- 
tionsübereinkommens-Ausführungsgesetz vom 5. Novem- 
ber 2001 (BGBl. I S. 2950) und dem Auslandsunterhalts- 
gesetz vom 19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2563) wahr. Die 
Nutzung bestehender Strukturen, Erfahrungen und Kontakte 
beim Generalbundesanwalt als Zentraler Behörde lässt Syn- 
ergieeffekte erwarten. Es erscheint zudem sinnvoll, die Auf- 
gaben bei einer in den anderen Mitgliedstaaten schon be- 
kannten und anerkannten Behörde zu konzentrieren. 

Anders als nach dem Haager Kindesentführungsüberein- 
kommen oder dem Europäischen Sorgerechtsübereinkom- 
men soll es aber nicht Aufgabe des Generalbundesanwalts 
als Zentrale Behörde nach der neuen EG-Verordnung sein, 
gerichtliche oder behördliche Verfahren im Inland einzulei- 
ten und zu führen. 

Für die Errichtung der Zentralen Behörde nach der neuen 
EG-Verordnung beim Generalbundesanwalt wird ein Voll- 
zugsaufwand von jährlich bis zu 444 000 Euro entstehen. 

Auch unter Berücksichtigung der Angaben der Länder zu 
Fallzahlen kann die Anzahl der Verfahren auf Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen zur elterlichen Ver- 
antwortung nur schwer geschätzt werden. In der ab dem 
1 . Mai 2004 erweiterten Europäischen Union dürfte die Zahl 
der Verfahren jedoch 300 jährlich nicht überschreiten. Dabei 
dürfte der Generalbundesanwalt nach Schätzungen zum Eu- 
ropäischen Sorgerechtsübereinkommen und Haager Kindes- 
entführungsübereinkommen nur in etwa der Hälfte der Fälle 
beteiligt sein. Es kann daher pro Jahr eine Zahl von etwa 
150 Verfahren auf Anerkennung oder Vollstreckung von 
Entscheidungen zur elterlichen Verantwortung, an denen der 
Generalbundesanwalt beteiligt ist, zugrunde gelegt werden. 

Umfangreich werden zudem die neuen Aufgaben des Gene- 
ralbundesanwalts bei der grenzüberschreitenden Zusam- 
menarbeit zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden 
sein. Darunter fallen u. a. der Informationsaustausch über 
die Situation eines Kindes, die Anregung, Einleitung und 
Abstimmung von Jugendhilfemaßnahmen sowie die Kon- 
sultation bei grenzüberschreitender Unterbringung. 

Schließlich sind die erheblichen nichtfallbezogenen Infor- 
mations- und Kooperationsaufgaben zu berücksichtigen. 

Auf dieser Grundlage und unter vergleichender Berücksich- 
tigung des hohen Arbeitsaufwands des Generalbundesan- 
walts in ähnlichen Fällen nach dem Sorgerechtsübereinkom- 
mens-Ausführungsgesetz ist mit Personalkosten in Höhe 
von jährlich bis zu 358 000 Euro zu rechnen. 

Zusammen mit den Sachkosten wird der Bundeshaushalt 
jährlich in Höhe von insgesamt bis zu 444 000 Euro belastet 
werden. 

Auf die Haushalte der Länder und Kommunen könnte ein 
geringer, nicht quantifizierbarer Mehraufwand zukommen. 
Für die Gerichte wird keine Mehrbelastung zu erwarten 
sein. Denn die in diesem Entwurf geregelten Verfahren wa- 
ren im Wesentlichen auch schon bisher - wenn auch zum 
Teil nach anderen Vorschriften - durchzuführen. Auch die 
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Unterstützungspflicht der Jugendämter bei Verfahren nach 
diesem Gesetz entspricht im Wesentlichen der bisherigen 
Rechtslage nach § 14 SorgeRÜbkAG. Dagegen könnten die 
Länderhaushalte durch die Einführung des Konsultations- 
verfahrens bei grenzüberschreitenden Unterbringungen mit 
geringen Kosten belastet werden, wobei es sich jährlich nur 
um einige wenige Fälle handeln dürfte und zu berücksichti- 
gen ist, dass grenzüberschreitende Unterbringungen auch 
schon bisher durchgeführt wurden. Insgesamt könnten ge- 
ringe Mehrkosten auch dadurch entstehen, dass die beste- 
henden Verfahren mehr als bisher in das Bewusstsein der 
Rechtsanwender rücken und damit häufiger genutzt werden. 

Kosten bei Wirtschaftsuntemehmen entstehen nicht. Die 
Ausführung des Gesetzes wird sich weder auf Einzelpreise 
noch auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere nicht auf 
das Verbraucherpreisniveau, auswirken. 

7. Artikel 1 des Entwurfs enthält das neue Internationale 
Familienrechtsverfahrensgesetz. Dieses ist nach Sachge- 
bieten gegliedert. Damit wird zum einen die Wiederholung 
bestimmter Vorschriften vermieden. Zum anderen wird da- 
durch für den Rechtsanwender das Auffmden der einschlä- 
gigen Vorschriften erleichtert sowie der Zusammenhang 
zwischen den einzelnen Rechtsinstrumenten verdeutlicht. 
Das gilt beispielsweise für den Zusammenhang zwischen 
der neuen EG-Verordnung und dem Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommen. 

Abschnitt 1 enthält Regelungen zum Anwendungsbereich 
und Begriffsbestimmungen. Abschnitt 2 sieht Vorschriften 
zur Zentralen Behörde und zur Mitwirkung der Jugendämter 
vor. Vorschriften über die Zuständigkeit finden sich in Ab- 
schnitt 3. Der Abschnitt 4 enthält allgemeine gerichtliche 
Verfahrensvorschriften, die sowohl für die Anerkennungs- 
und Vollstreckungsinstrumente als auch für das Haager Kin- 
desentführungsübereinkommen gehen. Kernstück des Ent- 
wurfs sind die in Abschnitt 5 enthaltenen Vorschriften zur 
(a) Zulassung der Zwangsvollstreckung aus ausländischen 
Titeln, zur (b) Feststellung der Anerkennung ausländischer 
Entscheidungen sowie zur (c) Wiederherstellung des Sorge- 
verhältnisses. Verfahren nach dem Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommen behandelt insbesondere Abschnitt 6. 
Abschnitt 7 enthält die neuen Vohstreckungsvorschriften. 
Abschnitt 8 regelt Ersuchen anderer Staaten um Unterbrin- 
gung eines Kindes im Inland. Vorschriften für Bescheini- 
gungen zu inländischen Entscheidungen finden sich in 
Abschnitt 9. Abschnitt 10 regelt die Gerichtsgebühren. Ab- 
schnitt 1 1 enthält Übergangsbestimmungen. 

Änderungen sonstigen Bundesrechts finden sich in Artikel 2. 

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten des Entwurfs sowie das 
Außerkrafttreten des Sorgerechtsübereinkommens-Ausfüh- 
rungsgesetzes. 

8. Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes, hinsichtlich 
der Mitwirkung der Jugendämter zusätzlich aus Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 7 des Grundgesetzes. Die Erforderlichkeit bun- 
desgesetzlicher Regelung (Artikel 72 Abs. 2 des Grundge- 
setzes) folgt daraus, dass unterschiedliche Verfahren bei der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sowie eine unter- 
schiedliche rechtliche Behandlung ausländischer Entschei- 
dungen in Bezug auf die Anerkennung und Vollstreckbar- 


erklärung erhebliche Rechtsunsicherheiten und damit un- 
zumutbare Behinderungen für den grenzüberschreitenden 
Rechtsverkehr erzeugten. Ohne bundesgesetzliche Regelun- 
gen wäre eine Rechtszersplitterung mit problematischen 
Folgen zu besorgen, die im Interesse des Bundes und der 
Länder, aber auch im Interesse der Rechtsuchenden nicht 
hingenommen werden kann. 

Eine Befristung des Gesetzes erscheint nicht angezeigt. Re- 
gelmäßige Berichte des Generalbundesanwalts werden die 
Prüfung gewährleisten, ob die beabsichtigten Wirkungen 
des Gesetzes erreicht worden sind, ob die entstandenen Kos- 
ten in einem angemessenen Verhältnis zu den Ergebnissen 
stehen und ob Nebenwirkungen eingetreten sind. 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union ver- 
einbar. 

Eine gleichstellungspolitische Relevanz ist nicht gegeben. 
Der Entwurf hat das Ziel, verfahrensrechtliche Regelungen 
bereitzustellen, die zur Ergänzung und Umsetzung interna- 
tionaler Rechtsinstrumente auf dem Gebiet des Familien- 
rechts erforderlich sind. Diese internationalen Rechtsinstru- 
mente haben insbesondere grenzüberschreitende Verfahren 
auf Anerkennung und Vollstreckung bestimmter familien- 
rechtlicher Entscheidungen sowie Verfahren in Fällen von 
Kindesentführungen zum Gegenstand. Die Regelungen des 
Entwurfs dienen der Integration dieser Verfahren in das 
nationale Verfahrensrecht. Durch diese Regelungen sind 
Mädchen und Jungen sowie Männer und Frauen gleicher- 
maßen betroffen. Eine Ungleichbehandlung findet nicht 
statt. Es ergeben sich auch keine mittelbar geschlechtsspezi- 
fisch wirkenden Unterschiede. Die sprachlichen Regeln zur 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen wurden be- 
rücksichtigt. 

9. Der Entwurf stimmt mit einzelnen Bestimmungen des 
AVAG und des SorgeRÜbkAG teils wörtlich überein. Zur 
Begründung wird insoweit ergänzend auf die Bundestags- 
drucksachen 14/7207 vom 22. Oktober 2001, 14/4591 vom 
13. November 2000, 14/33 vom 13. November 1998, 11/ 
5315 vom 4. Oktober 1989 sowie die Bundestagsdrucksache 
11/351 vom 25. Mai 1987 verwiesen. Die nachstehenden 
Einzelerläuterungen konzentrieren sich im Wesentlichen auf 
die Änderungen gegenüber dem gehenden Recht. 

II. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Aus- und Durchführung 
bestimmter Rechtsinstrumente auf 
dem Gebiet des internationalen Fami- 
lienrechts (Internationales Familien- 
rechtsverfahrensgesetz 
- IntFamRVG)) 

Artikel 1 enthält das neue Gesetz zur Aus- und Durehfüh- 
rung bestimmter Reehtsinstrumente auf dem Gebiet des in- 
ternationalen Familienrechts. 

Zur Gesetzesüberschrift 

Die Bezeichnung des Gesetzes trägt dem Umstand Rech- 
nung, dass es nicht auf die Durchfühmng der neuen 
EG-Verordnung begrenzt ist, sondern durch die Einbezie- 
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hung der Vorschriften des Sorgerechtsübereinkommens- 
Ausführungsgesetzes das internationale Familienrecht neu 
ordnet. Das Gesetz ist zudem offen für die spätere Integra- 
tion von Vorschriften zur Aus- und Durchführung weiterer 
Rechtsinstrumente auf dem Gebiet des internationalen Fa- 
milienrechts. 

Zu Abschnitt 1 (Anwendungsbereich; Begriffsbestim- 

mungen) 

Abschnitt 1 enthält Regelungen zum Anwendungsbereich 
des Gesetzes und Begriffsbestimmungen. 

Zu§l 

Die Vorschrift regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes. 

Zu §2 

§ 2 definiert zur gesetzestechnischen Vereinfachung den Be- 
griff „Titel“. 

Zu Abschnitt 2 (Zentrale Behörde; Jugendamt) 

Abschnitt 2 enthält Vorschriften zu den Zentralen Behörden 
und der Mitwirkung des Jugendamtes an Verfahren. 

Zu §3 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 überträgt die Aufgaben der Zentralen Be- 
hörde nach der neuen EG- Verordnung dem Generalbundes- 
anwalt beim Bundesgerichtshof Auf die allgemeine Be- 
gründung (I Nr. 6) wird Bezug genommen. 

Wie schon nach dem bislang geltenden § 1 SorgeRÜbkAG 
nimmt der Generalbundesanwalt auch die Aufgaben der 
Zentralen Behörde nach dem Haager Kindesentführungs- 
übereinkommen und dem Europäischen Sorgerechtsüber- 
einkommen wahr (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3). 

Absatz 2 stellt klar, dass das Verfahren der Zentralen Be- 
hörde der Justizverwaltung zuzuordnen ist. 

Zu §4 

Die Vorschrift übernimmt die Regelungen des bislang gel- 
tenden § 2 SorgeRÜbkAG. Absatz 1 gilt darüber hinaus 
auch für die neue EG- Verordnung. 

Zu §5 

Absatz 1 regelt, dass die Zentrale Behörde erforderliche 
Übersetzungen für Anträge, die in einem anderen Staat zu 
erledigen sind, auf Kosten der antragstellenden Person ver- 
anlasst, wenn diese die Übersetzungen nicht selbst be- 
schafft. Das entspricht der bisherigen Praxis nach § 11 
Abs. 2 Satz 1 SorgeRÜbkAG. 

Absatz 2 folgt dem bislang geltenden § 11 Abs. 2 Satz 2 
SorgeRÜbkAG. Danach befreit das Amtsgericht von einer 
Erstattungspfhcht gegenüber der Zentralen Behörde unter 
den Voraussetzungen für Prozesskostenhilfe. 

Zu §6 

Der Generalbundesanwalt als Zentrale Behörde kann die 
ihm nach den internationalen Rechtsinstrumenten obliegen- 
den Aufgaben weitestgehend ohne gesonderte Aus- und 


Durchführungsvorschriften wahmehmen. § 6 enthält daher 
nur einige ergänzende Regelungen. Absatz 1 stellt klar, dass 
der Generalbundesanwalt mit Hilfe der zuständigen Stellen 
alle erforderlichen Maßnahmen zur Erfüllung der ihm oblie- 
genden Aufgaben veranlassen und unmittelbar mit allen zu- 
ständigen Stellen im In- und Ausland verkehren kann. Mit- 
teilungen leitet er an die zuständigen Stellen im In- und 
Ausland weiter. 

Anders als nach der neuen EG-Verordnung obliegt es der 
Zentralen Behörde nach dem Haager Kindesentführungs- 
übereinkommen und dem Europäischen Sorgerechtsüber- 
einkommen, erforderlichenfalls gerichtliche Verfahren ein- 
zuleiten. Dies stellt Absatz 2 Satz 1 in Abgrenzung zur 
neuen EG-Verordnung ausdrücklich klar. Absatz 2 Satz 2 
und 3 entspricht § 3 Abs. 3 SorgeRÜbkAG. 

Zu §7 

§ 7 folgt dem bisherigen § 3 Abs. 1 SorgeRÜbkAG und 
hebt die besonders wichtige Aufgabe der Zentralen Behörde 
hervor, im Einzelfall den Aufenthalt des Kindes zu ermit- 
teln, wenn der Aufenthaltsort des Kindes unbekannt ist und 
Anhaltspunkte dafür vorhegen, dass sich das Kind im Inland 
befindet. Zur Aufenthaltsermittlung kann die Zentrale Be- 
hörde die Amtshilfe der Polizei unmittelbar in Anspruch 
nehmen. 

Der neu eingeführte Absatz 2 behebt Defizite bei der Auf- 
enthaltsermittlung durch den Generalbundesanwalt. Sowohl 
die Feststellung der Adresse des Halters eines Kraftfahr- 
zeugs über eine Halterabfrage beim Kraftfahrt-Bundesamt 
als auch Anfragen bei Sozialbehörden nach dem Aufent- 
haltsort der gesuchten Person haben sich als effektive In- 
strumente bei der Aufenthaltsermittlung erwiesen. Die hier- 
für bislang fehlende spezifische Erhebungsbefugnis wird 
hiermit geschaffen. 

Der Generalbundesanwalt kann nach Absatz 3 Satz 1 die 
Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung durch das Bun- 
de skriminalamt veranlassen. In Absatz 3 Satz 2 wurde die 
ausdrückliche Befugnis des Generalbundesanwalts aufge- 
nommen, die Speicherung eines Suchvermerks im Bundes- 
zentralregister zu veranlassen. 

Absatz 4 dient der Wahrung datenschutzrechtlicher Be- 
lange. 

Zu §8 

Gegen die Ablehnung des Generalbundesanwalts beim Bun- 
desgerichtshof, tätig zu werden, kann das Oberlandesgericht 
Karlsruhe angerufen werden. Insbesondere bei Annahme 
einer offensichtlichen Unbegründetheit des Antrags nach 
dem Haager Kindesentführungsübereinkommen und dem 
Europäischen Sorgerechtsübereinkommen ist eine Sachprü- 
fung des Antrags erforderlich. Daher entscheidet das Ober- 
landesgericht abweichend von den §§23 ff EGGVG im 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die Vorschrift 
folgt der Regelung des § 4 SorgeRÜbkAG. 

Zu §9 

Die Vorschrift folgt den Regelungen der § 50 Abs. 4 AVAG, 
§14 SorgeRÜbkAG. Sie normiert eine Unterstützungs- 
pflicht des Jugendamtes gegenüber dem Gericht und der 
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Zentralen Behörde. Insoweit geht sie über die Regelung des 
§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB Vlll hinaus. 

Die Vorschrift stellt in Absatz 1 Satz 2 für wichtige Fälle 
den Anwendungsbereich dieser Unterstützungspfhcht bei- 
spielhaft klar. 

Das Jugendamt gibt auf Anfrage Auskunft über die soziale 
Lage des Kindes (Nr. 1). Das entspricht dem bisher gelten- 
den § 14 Abs. 1 Satz 2 SorgeRÜbkAG. 

Die Unterstützung gütlicher Einigungen entspricht dem An- 
liegen der Jugendhilfe, dauerhafte und von allen Beteiligten 
akzeptierte Regelungen zu fördern (Nr. 2). 

Die Unterstützung bei der Durchführung von Verfahren 
nach Nummer 3 kann u. a. darin bestehen, mit dem betreu- 
enden Eltemteil Gespräche über die weiteren Perspektiven 
des Kindes und der Eltern zu führen, wobei eine sorgfältige 
Information und eine Klärung der Bedürfnisse der Eltern zu 
einer Entspannung beitragen und die Möglichkeiten für ein- 
verständliche Lösungen erhöhen können. Auch eine Ver- 
mittlung von Kontakten zu ausländischen Jugendbehörden 
ist hierzu zu rechnen. Bei der Sicherung des Aufenthalts des 
Kindes kann das Jugendamt u. a. unterstützend mitwirken, 
indem es in Heraus- und Rückgabeverfahren von seinen 
Möglichkeiten Gebrauch macht, im Interesse des Kindes 
unbedachte Reaktionen des betreuenden Eltemteils (z. B. 
Verstecken des Kindes oder Flucht) zu verhindern und zu ei- 
ner Entspannung der Situation beizutragen. Dazu zählen 
u. a. Hausbesuche und Gespräche mit dem betreuenden El- 
temteil und dem Kind, die zu deren Bemhigung und Entlas- 
tung beitragen können. 

Bei der Ausübung des Rechts zum persönlichen Umgang 
nach Nummer 4 ist das vorbereitende Gespräch wichtig, um 
Fehlinformationen, Vorbehalte und Ängste abzubauen, die 
dazu führen können, dass das Kind den Umgang als negativ 
oder bedrohlich empfindet. Nach einer Herausgabe- oder 
Rückgabeentscheidung kann die Rückführang des Kindes 
durch die Betreuung des Jugendamts bis zur tatsächlichen 
Abreise erleichtert und unter Umständen der Versuch unter- 
nommen werden, durch Gespräche mit den Eltern eine ge- 
waltsame Herausnahme zu vermeiden. Die Hinzuziehung 
eines Mitarbeiters des Jugendamts zur Unterstützung bei 
notwendigen Vollstreckungsmaßnahmen (vgl. § 213a Ge- 
richtsvollzieher-Geschäftsanweisung) kann ebenfalls zur 
Vermeidung von Gewaltanwendung und zu einer das Kin- 
deswohl so wenig wie möglich beeinträchtigenden Vollstre- 
ckung beitragen. 

Absatz 2 regelt die örtliche Zuständigkeit der Jugendämter. 
Die Regelungen sind redaktionell neu gefasst. 

Absatz 3 sieht eine Mitteilungspflicht der Gerichte gegen- 
über den Jugendämtern vor. Die Mitteilung ist an das örtlich 
zuständige Jugendamt zu richten. Die Mitteilung versetzt 
das Jugendamt in die Lage, den Eltern Unterstützung anzu- 
bieten und zu prüfen, ob zur Abwehr einer Gefahr für das 
Kindeswohl ergänzende gerichtliche Maßnahmen erforder- 
lich sind. 

Ergänzend gelten auch ohne ausdrückliche Verweisung die 
Bestimmungen des Achten Buches Sozialgesetzbuch. 

Unberührt bleiben im Übrigen die Aufgaben der Jugendäm- 
ter im Rahmen der unmittelbaren grenzüberschreitenden 


Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungsbehörden und 
Gerichten nach der neuen EG-Verordnung. 

Zu Abschnitt 3 (Gerichtliche Zuständigkeit; Zustän- 
digkeitskonzentration) 

Abschnitt 3 führt die bislang geltenden Vorschriften § 51 
AVAG, § 5 SorgeRÜbkAG und § 64a FGG zusammen. Dar- 
über hinaus nimmt er die bisher in Anhang 1 zur Brüssel 
11- Verordnung geregelte Zuständigkeit auf 

Zu §10 

Die Regelung entspricht dem bislang geltenden § 5 1 AVAG. 

Im Unterschied zum Vollstreckbarerklärungsverfahren re- 
gelt die EG-Verordnung nicht die örtliche Zuständigkeit für 
Verfahren auf isolierte Feststellung, ob die in anderen 
Mitgliedstaaten ergangenen Entscheidungen anzuerkennen 
sind. Diese Frage bleibt nach Artikel 21 Abs. 3 der EG-Ver- 
ordnung ausdrücklich einzelstaatlicher Regelung Vorbehal- 
ten. § 10 füllt diese Verweisung auf das innerstaatliche Ver- 
fahrensrecht aus. 

Nach Nummer 1 kommt es vorrangig auf den gewöhnlichen 
Aufenthalt der Antragsgegnerin oder des Antragsgegners 
oder des Kindes an, auf das sich die anzuerkennende Ent- 
scheidung bezieht. Unter mehreren danach zuständigen Ge- 
richten hat die antragstellende Person die Wahl. Nach Num- 
mer 2 ist der Ort maßgeblich, an welchem das Interesse an 
der beantragten Feststellung hervortritt oder das Bedürfnis 
der Fürsorge besteht. Die Nummer 3 sieht eine Auffangzu- 
ständigkeit der Berliner Gerichtsbarkeit vor. 

Die Vorschrift regelt außerdem die örtliche Zuständigkeit 
für die Vollstreckung (§ 44) ausländischer Entscheidungen, 
die nach den Artikeln 41 und 42 der EG-Verordnung keiner 
Vollstreckbarerklärung im Inland mehr bedürfen, sowie für 
Verfahren über die Modalitäten einer ausländischen Um- 
gangsentscheidung (Artikel 48 der EG-Verordnung). 

Zur Rechtsvereinheitlichung und in Abweichung von der 
bisherigen Rechtslage regelt § 10 schließlich die örtliche 
Zuständigkeit für Verfahren nach dem Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommen (bislang § 5 Abs. 2 SorgeRÜbkAG). 

Zu § 11 

Die Vorschrift stimmt ohne sachliche Änderungen mit § 5 
Abs. 2 SorgeRÜbkAG überein. 

Zu § 12 

Die Regelungen in Absatz 1 und 2, die der bisherigen 
Rechtslage nach der Brüssel Il-Verordnung und § 5 SorgeR- 
ÜbkAG entsprechen, normieren eine gerichtliche Zustän- 
digkeitskonzentration. Im Bezirk des Kammergerichts ist 
das Familiengericht Pankow/Weißensee und in den Bezir- 
ken der übrigen Oberlandesgerichte das Familiengericht am 
Sitz des betreffenden Oberlandesgerichts zuständig. Durch 
diese Zuständigkeitskonzentration soll eine besondere Sach- 
kunde und praktische Erfahrung bei den zentralisierten 
Familiengerichten und den Rechtsanwälten am Sitz der 
Oberlandesgerichte gefördert werden (vgl. dazu Bundes- 
tagsdrucksache 14/33 vom 13. November 1998). 

Absatz 3 ermöglicht es den Ländern, die Zuständigkeit ab- 
weichend durch Rechtsverordnung einem anderen Fami- 
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liengericht zuzuweisen; die Landesregierungen können die 
Verordnungsermächtigung auf die Landesjustizverwaltun- 
gen übertragen (bisher § 5 Abs. 1 SorgeRübkAG). 

Zu §13 

Die Vorschrift entspricht dem bislang geltenden § 64a FGG. 
Auch sie dient der Aus- und Durchführung der unter den 
Entwurf fallenden internationalen Rechtsinstrumente. Aus 
Gründen des Sachzusammenhangs wurde § 64a FGG aufge- 
hoben und in den Entwurf eingestellt. Für den Rechtsan- 
wender soll durch die Einbeziehung des § 64a FGG in den 
Entwurf das Auffinden der einschlägigen Vorschriften er- 
leichtert werden. Von einer Ausdehnung dieser Vorschrift 
auf Vormundschaftssachen wurde abgesehen. 

Die Vorschrift erweitert die nach dem Entwurf vorgesehene 
Zuständigkeitskonzentration. Absatz 1 gibt dem zentrali- 
sierten Familiengericht in Verfahren nach Kapitel III der 
EG- Verordnung, dem Haager Kindesentführungsüberein- 
kommen oder dem Europäischen Sorgerechtsübereinkom- 
men eine Zuständigkeit auch für andere sorge- und um- 
gangsrechtliche Verfahren einschließlich Vollstreckungs- 
maßnahmen. Das für die Vollstreckbarerklärung oder die 
Feststellung der Anerkennung einer ausländischen Ent- 
scheidung zuständige Gericht wird dadurch z. B. in die Lage 
versetzt, eine ausländische Sorgerechtsentscheidung durch 
eine Herausgabeanordnung zu ergänzen oder eine ausländi- 
sche Umgangsregelung aktuellen Gegebenheiten anzupas- 
sen. Das Verfahren in diesen anderen Sorge- und Umgangs- 
rechtsstreitigkeiten richtet sich nach den allgemeinen Vor- 
schriften. 

Absatz 2 normiert darüber hinaus eine fakultative Zustän- 
digkeit des zentralisierten Familiengerichts für die Fälle, in 
denen das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
hat, ein Eltemteil dagegen in einem anderen EU-Mitglied- 
staat oder einem anderen Vertragsstaat des Haager Kindes- 
entführungsübereinkommens oder Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommens wohnt. Jeder Betroffene kann sich 
in diesen Fällen auch dann an das Gericht mit konzentrierter 
Zuständigkeit wenden, wenn noch kein Verfahren nach 
Kapitel III der EG-Verordnung, dem Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommen oder dem Europäischen Sorgerechts- 
übereinkommen anhängig ist. Auf diese Weise kann vermie- 
den werden, dass im Laufe eines beim Wohnsitzgericht ein- 
geleiteten Verfahrens eine Abgabe an das Gericht mit kon- 
zentrierter Zuständigkeit erfolgen muss. Absatz 2 bezieht 
sich nur auf neu anhängig zu machende Verfahren; die Be- 
stimmung ermöglicht es dagegen dem einzelnen Beteiligten 
nicht, ein beim Wohnsitzgericht bereits anhängiges Verfah- 
ren im Nachhinein vor das zentralisierte Familiengericht zu 
ziehen, bevor ein Antrag nach der neuen EG-Verordnung, 
dem Haager Kindesentführungsübereinkommen oder nach 
dem Europäischen Sorgerechtsübereinkommen gestellt ist. 

Die Regelungen des Absatzes 3 stellen sicher, dass das Fa- 
miliengericht mit konzentrierter Zuständigkeit diese auch 
dann wirkungsvoll ausüben kann, wenn zurzeit seiner erst- 
maligen Befassung bereits ein Verfahren bei dem Gericht 
am Wohnsitz des Kindes anhängig war. 

Unberührt bleibt die durch Absatz 4 unter bestimmten Vor- 
aussetzungen offen gehaltene Möglichkeit der Abgabe oder 
Rückgabe an das Wohnsitzgericht. Einer solchen Möglich- 


keit bedarf es vor allem im Hinblick auf den Umstand, dass 
§ 13 Abs. 1 keine zeitliche Begrenzung der nach dieser Vor- 
schrift begründeten konzentrierten Zuständigkeit beinhaltet. 
Um Verzögerungen des Verfahrens durch einen Abgabe- 
streit auszuschließen, ist einerseits der Abgabebeschluss un- 
anfechtbar und bindend für das übernehmende Gericht und 
kann andererseits der Verzicht auf eine Abgabe ebenfalls 
nicht angefochten werden. 

Absatz 5 stellt klar, dass § 46 FGG neben den Abgabetatbe- 
ständen der Absätze 3 und 4 unberührt bleibt. 

Zu Abschnitt 4 (Allgemeine gerichtliche Verfahrens- 
vorschriften) 

Abschnitt 4 enthält allgemeine gerichtliche Verfahrensvor- 
schriften für die in diesem Entwurf geregelten Angelegen- 
heiten. 

Zu § 14 

§ 14 entspricht den bislang geltenden § 50 Abs. 4 AVAG, 
§ 6 Abs. 1 SorgeRübkAG. Mit Ausnahme der Ehesachen 
erklärt die Vorschrift grundsätzlich alle Verfahren nach die- 
sem Entwurf zu Familiensachen, die im Verfahren der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit zu behandeln sind. Damit sind die 
Verfahren nach Kapitel III und Artikel 56 der neuen 
EG-Verordnung, dem Haager Kindesentführungsüberein- 
kommen und dem Europäischen Sorgerechtsübereinkom- 
men gemeint. Für Verfahren aufgrund einer Zuständigkeit 
nach § 13 verbleibt es bei den allgemeinen Vorschriften. 

Nach dem Entwurf fallen auch diejenigen Verfahren auf An- 
erkennung und Vollstreckbarerklärung in die Zuständigkeit 
der zentralisierten Familiengerichte, die ohne besondere 
Vorschriften vor das Vormundschaftsgericht gehören wür- 
den. Hintergrund hierfür ist der Umstand, dass die EG-Ver- 
ordnung im Unterschied zur Brüssel Il-Verordnung auch 
Vormundschaftssachen in ihren Anwendungsbereich einbe- 
zieht. Da der Schwerpunkt der elterlichen Verantwortung 
jedoch auf Familiensachen liegt, erscheint es sachgerecht, 
die in den Bereich der elterlichen Verantwortung fallenden 
Vormundschaftssachen für die Vollstreckbarerklärung und 
Anerkennungsfeststellung wie Familiensachen zu behan- 
deln. Zwar hätte auch die Möglichkeit bestanden, für diese 
Vormundschaftssachen ein gesondertes Verfahren vorzuse- 
hen. Aus Gründen der Rechtsvereinfachung wurde dieser 
Weg jedoch nicht gewählt, so dass nunmehr ausländische 
Entscheidungen zur elterlichen Verantwortung im Inland 
einheitlich vor den Familiengerichten anerkannt und für 
vollstreckbar erklärt werden. Dies steht auch im Einklang 
mit der gesetzgeberischen Tendenz, ein „Großes Familien- 
gericht“ zu schaffen. 

Zu §15 

Die Regelung, die vorwiegend Sicherungszwecken dient, 
entspricht § 50 Abs. 4 AVAG, § 6 Abs. 2 Satz 1 Sorge- 
RübkAG. 

Das Gericht kann auf Antrag oder von Amts wegen einst- 
weilige Anordnungen erlassen, um Gefahren von dem Kind 
abzuwenden oder eine Beeinträchtigung der Interessen der 
Beteiligten zu vermeiden, ohne die Entscheidung in der 
Hauptsache vorwegzunehmen. Dazu können beispielsweise 
die Anordnung räumlicher Beschränkungen, die Hinter- 
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legung von Ausweispapieren, die Auferlegung von Melde- 
pflichten sowie die Anordnung begleiteten oder betreuten 
Umgangs während des Verfahrens zählen. 

Der Entwurf verweist im Unterschied zur bisherigen 
Rechtslage auf § 621g ZPO. Das dient der Vereinfachung 
für den Rechtsanwender, da damit der Gesetzessystematik 
entsprechend auf die allgemein in selbständigen Familiensa- 
chen der freiwilligen Gerichtsbarkeit anwendbaren Vor- 
schriften verwiesen wird. § 621g ZPO verweist auf die 
§§ 620a bis 620g ZPO. Die hier im Regelfall in Betracht 
kommenden einstweiligen Anordnungen verbleiben daher 
wie bisher nach § 6 Abs. 2 Satz 2 SorgeRÜbkAG unan- 
fechtbar (§ 620c Satz 2 ZPO). Durch den Verweis auf 
§ 620b ZPO ist jedoch eine Überprüfung des Beschlusses 
sichergestellt. 

Zu Abschnitt 5 (Zulassung der Zwangsvollstreckung, 
Anerkennungsfeststellung und Wieder- 
herstellung des Sorgeverhältnisses) 

Abschnitt 5 regelt das Verfahren auf Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung aus ausländischen Titeln, auf Feststellung der 
Anerkennung ausländischer Entscheidungen sowie auf Wie- 
derherstellung des Sorgeverhältnisses. Der Abschnitt gilt 
nicht für das Flaager Kindesentführungsübereinkommen, da 
dieser Staatsvertrag kein Anerkennungs- und Vollstre- 
ckungsübereinkommen ist. 

Zu Unterabschnitt 1 (Zulassung der Zwangsvollstre- 
ckung im ersten Rechtszug) 

Unterabschnitt 1 entspricht Abschnitt 2 des Ersten Teils des 
AVAG. 

Zu §16 

Für Umgangsentscheidungen und bestimmte Entscheidun- 
gen, mit denen die Rückgabe des Kindes angeordnet wird, 
schafft die neue EG-Verordnung in Kapitel III Abschnitt 4 
das herkömmliche Verfahren auf Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung ab. Solche Entscheidungen bedürfen keiner 
Vollstreckbarerklärung mehr. Nach Vorlage einer durch das 
Gericht des Ursprungsmitgliedstaats ausgestellten Beschei- 
nigung werden sie im Inland nach den innerstaatlichen 
Regeln vollstreckt. Zuständig hierfür ist das zentralisierte 
Familiengericht (§§ 10, 12). 

Im Übrigen werden unter die EG-Verordnung oder das Eu- 
ropäische Sorgerechtsübereinkommen fallende ausländische 
Titel dadurch zur Zwangsvollstreckung zugelassen, dass sie 
auf Antrag nach § 16 mit der Vollstreckungsklausel verse- 
hen werden. Der Antrag ist beim zuständigen zentralisierten 
Familiengericht zu stellen, und zwar schriftlich oder zu Pro- 
tokoll der Geschäftsstelle. Die Vorschrift entspricht den 
§§ 4, 50 Abs. 1 Satz 1 AVAG. 

Zu §17 

§17 folgt § 5 AVAG. Die Pflicht zur Benennung eines Zu- 
stellungsbevohmächtigten ergibt sich aus Artikel 30 Abs. 2 
Satz 2 der neuen EG-Verordnung. Sie dient der Beschleuni- 
gung und Vereinfachung des Verfahrens. Die mit der Zustel- 
lung im Ausland verbundenen Verzögerungen werden ver- 
mieden. Im Anwendungsbereich des Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommens ergibt sich die Obliegenheit, einen 


Zustellungsbevohmächtigten zu benennen, implizit aus § 17 
Abs. 1. 

Die Vorschrift weicht von § 5 AVAG ab und lässt es unter 
Bezugnahme auf § 184 ZPO ausreichen, dass der Zustel- 
lungsbevollmächtigte im Inland wohnt oder dort einen 
Geschäftsraum hat. Nicht mehr erforderlich ist, dass der 
Zustellungsbevohmächtigte im Bezirk des angerufenen 
Gerichts wohnt. Die Änderung steht im Einklang mit 
Artikel 30 Abs. 2 Satz 2 der EG-Verordnung, der keine Be- 
schränkung auf den Bezirk des angerufenen Gerichts verlangt. 

Nach Absatz 2 bedarf es der Benennung eines Zustellungs- 
bevohmächtigten nicht, wenn die antragstellende Person 
einen Verfahrensbevollmächtigten mit der Wahrnehmung 
ihrer Interessen betraut hat. Die Benennung ist hier über- 
flüssig. 

§ 3 1 des Gesetzes über die Tätigkeit europäischer Rechtsan- 
wälte in Deutschland vom 9. März 2000 (BGBl. I S. 182, 
1349), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Ok- 
tober 2003 (BGBl. I S. 2074) geändert worden ist, bleibt 
auch ohne ausdrückliche Erwähnung unberührt. 

Zu §18 

Das Verbot der Anhörung der Person, gegen die die Voll- 
streckung erwirkt werden soll, und des betroffenen Kindes 
ergibt sich aus Artikel 3 1 Abs. 1 der neuen EG-Verordnung. 
Das dient der Verfahrensbeschleunigung. Rechtliches Gehör 
wird der verpflichteten Person und dem betroffenen Kind 
erst in der Beschwerdeinstanz des Vollstreckbarerklärungs- 
verfahrens gewährt. Absatz 1 entspricht § 52 Abs. 1, § 6 
Abs. 2 AVAG und stellt klar, dass auch die Anhörung Dritter 
ausscheidet. Auch eine Unterstützung durch das Jugendamt 
wird erst nach Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens in 
Frage kommen, wenn hinsichtlich eines Sozialberichts des 
Jugendamtes rechtliches Gehör gewährt werden kann. Für 
das Beschwerdeverfahren gelten dagegen die allgemeinen 
Vorschriften, insbesondere auch die §§ 50, 50a und 50b 
FGG. Unberührt bleiben im Übrigen die Vorschriften zum 
rechtlichen Gehör im Ausgangsverfahrens sowie im Voll- 
streckungsverfahren. 

Für das Europäische Sorgerechtsübereinkommen kann § 18 
nicht gelten. Denn im erstinstanzlichen Verfahren nach dem 
Europäischen Sorgerechtsübereinkommen kann für die Fest- 
stellung bestimmter Nichtanerkennungsgründe die Anhörung 
der verpflichteten Person und des betroffenen Kindes nicht 
ausgeschlossen werden (vgl. insbesondere Artikel 10 Abs. 1 
Buchstabe b, Artikel 15 Abs. 1 des Übereinkommens). 

In Verfahren auf Zulassung der Zwangsvollstreckung aus 
ausländischen Titeln betreffend die elterliche Verantwor- 
tung entfällt der Anwaltszwang, da in selbständigen Famili- 
ensachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Regelungen 
über den Anwaltszwang nicht gelten. Für die Vohstreckbar- 
erklärung von Kostenentscheidungen in Ehesachen, für die 
grundsätzlich nach § 78 Abs. 2 ZPO Anwaltszwang herr- 
schen würde, regelt Absatz 2 im Einklang mit § 6 Abs. 3 
AVAG, dass im ersten Rechtszug die Vertretung durch einen 
Rechtsanwalt nicht erforderlich ist. 

Zu § 19 

Die Vorschrift entspricht dem bislang gehenden § 7 Abs. 4 
SorgeRÜbkAG. 
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Zu §20 

Ist die Zwangsvollstreckung aus dem Titel zuzulassen, so 
ordnet das Gericht an, dass der Titel mit der Vollstreckungs- 
klausel zu versehen ist. Andernfalls lehnt es den Antrag 
durch mit Gründen versehenen Beschluss ab. Im Falle der 
Zulassung des Titels zur Zwangsvollstreckung wird die 
Vollstreckungsklausel nicht sofort erteilt. Der Beschluss 
muss erst wirksam, mithin rechtskräftig werden, bevor der 
Titel mit der Vollstreckungsklausel versehen wird. 

Die Vorschrift stimmt mit den §§ 8, 50 Abs. 1 Satz 2 AVAG 
überein. Abweichend erklärt sie für die Kostenerstattung in 
Verfahren auf Zulassung der Zwangsvollstreckung aus Kos- 
tentiteln in Ehesachen § 788 für entsprechend anwendbar. 
Denn die Anwendung des § 13a Abs. 1 und 3 FGG, der eine 
Erstattung der Kosten der Vollstreckbarerklärung in Fällen 
der Billigkeit vorsieht, passt für diese Fälle systematisch 
nicht. 

Zu §21 

Absatz 1 und 2 übernehmen die in den § 10 Abs. 1 und 
Abs. 3, § 50 Abs. 2 Satz 2 und 3 AVAG enthaltenen Rege- 
lungen. § 21 Abs. 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass ein 
Beschluss über die Erteilung der Vollstreckungsklausel erst 
mit seiner Rechtskraft wirksam, die Vollstreckungsklausel 
daher in der Regel nicht sofort erteilt wird. 

Absatz 3 entspricht dem bislang geltenden § 52 Abs. 2 
AVAG. Die Vorschrift stellt sicher, dass die materiell Betei- 
ligten, deren Rechtsstellung von dem Verfahren betroffen 
wird, von dessen Ausgang Kenntnis erhalten und gegebe- 
nenfalls Rechtsmittel einlegen können. Das gilt auch für das 
Jugendamt. Unter den Voraussetzungen des § 50 FGG ist 
dem Kind in Verbindung mit dem erstinstanzlichen Be- 
schluss ein Verfahrenspfleger zu bestellen, der namens des 
Kindes Beschwerde einlegen kann. 

Nach Absatz 4 sind Beschlüsse über die Vollstreckbarerklä- 
rung einer Unterbringungsentscheidung auch dem Leiter der 
Einrichtung oder der Pflegefamilie bekannt zu machen, in 
der das Kind untergebracht werden soll. 

Für grenzüberschreitende Zustellungen innerhalb der Europä- 
ischen Union gilt primär die Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 
des Rates vom 29. Mai 2000 über die Zustellung gerichtlicher 
und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und Handels- 
sachen in den Mitgliedstaaten (ABI. EG Nr. L 160/37). 

Zu §22 

Beschlüsse des Gerichts werden erst mit ihrer Rechtskraft 
wirksam. Das entspricht dem bisher geltenden § 53 Abs. 1 
AVAG. Diese Rechtslage folgt für die Durchführung der 
neuen EG-Verordnung - wie schon bisher für die Brüssel 
Il-Verordnung - aus der Verordnung selbst. Im Unterschied 
zur Brüssel I-Verordnung kennt die neue EG-Verordnung 
keine Regelungen über eine auf Sicherungsmaßregeln be- 
schränkte Zwangsvollstreckung. Fehlt es aber in Bezug auf 
Entscheidungen betreffend die elterliche Verantwortung an 
einem klar konturierten Institut der Sicherungsvollstre- 
ckung, so wäre es nicht tragbar, schon aufgrund erst- 
instanzlicher Vollstreckbarerklärung eine potenzielle unbe- 
schränkte, vollendete Tatsachen schaffende Zwangsvollstre- 
ckung zu eröffnen, ohne dass die Person, gegen die sich der 
Antrag richtet, zuvor rechtliches Gehör erhalten hätte. 


Für die Vollstreckbarerklärung von Kostentiteln gilt nach 
der neuen EG-Verordnung nichts anderes. Es wurde daher 
davon abgesehen, abweichende Vorschriften für Kostentitel 
zu schaffen. 

Auch im Anwendungsbereich des Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommens sollen nach dem Entwurf Be- 
schlüsse erst mit ihrer Rechtskraft wirksam werden. Schon 
nach bisheriger Rechtslage wurden Entscheidungen, die zur 
Rückgabe des Kindes in einen anderen Vertragsstaat ver- 
pflichten, erst mit Eintritt der Rechtskraft wirksam (§ 8 
Abs. 1 Satz 1 SorgeRÜbkAG). Der Entwurf erweitert dies 
auf alle Entscheidungen nach dem Europäischen Sorge- 
rechtsübereinkommen, um den Einklang mit dem Verfahren 
nach der EG-Verordnung zu wahren. 

Zu §23 

Die Vorschrift stimmt mit den §§ 9, 50 Abs. 2 Satz 1 AVAG 
überein. Die Vollstreckungsklausel stellt der Urkundsbe- 
amte der Geschäftsstelle aus. Soweit im Einzelfall erforder- 
lich, soll die Form der Vollstreckungsklausel flexibel ge- 
handhabt werden. 

Zu Unterabschnitt 2 (Beschwerde) 

Unterabschnitt 2 entspricht Abschnitt 3 des Ersten Teils des 
AVAG. Er enthält Vorschriften zur Beschwerde. Im Hin- 
blick auf die in der neuen EG-Verordnung enthaltenen be- 
sonderen Regelungen scheidet eine bloße Verweisung auf 
die Vorschriften zur Beschwerde nach dem Gesetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder der 
Zivilprozessordnung aus. 

Zu §24 

§ 24 entspricht den §§ 11, 50 Abs. 1 und 2 AVAG. 

Gegen die Entscheidung über den Antrag auf Zulassung der 
Zwangsvollstreckung ist die Beschwerde zum Oberlandes- 
gericht statthaft (Absatz 1). 

Die Beschwerdefrist für die verpflichtete Person beträgt 
nach Artikel 33 Abs. 5 der EG-Verordnung einen Monat für 
Zustellungen im Inland und zwei Monate, wenn die ver- 
pflichtete Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat (außer Dänemark) hat. Absatz 3 
des Entwurfs übernimmt diese Regelung zum einen auch für 
das Europäische Sorgerechtsübereinkommen und dehnt zum 
anderen die zweimonatige Beschwerdefrist insgesamt auf 
Zustellungen an Personen in anderen Staaten aus. Die Rege- 
lung weicht damit von den bisherigen Bestimmungen in 
§ 10 Abs. 2, § 11 Abs. 3, § 50 Abs. 2 Satz 4 und 5 AVAG 
ab. Danach konnte im Anwendungsbereich der Brüssel 
II- Verordnung das Gericht für Zustellungen in Staaten, die 
weder der Europäischen Union noch dem Übereinkommen 
vom 16. September 1988 über die gerichtliche Zuständig- 
keit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1994 II S. 2658) angehör- 
ten, eine längere Beschwerdefrist bestimmen, wenn es die 
einmonatige Beschwerdefrist nicht für ausreichend hielt. 
Nach dem Entwurf gilt dagegen einheitlich für Zustellungen 
im Ausland eine zweimonatige Beschwerdefrist. Das dient 
der Rechtsvereinheitlichung und -Vereinfachung. 
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Die Beschwerdefrist ist eine Notfrist, so dass bei ihrer Ver- 
säumung die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in Be- 
tracht kommt. 

Die Beschwerde der berechtigten Person unterliegt keiner 
Frist. Das entspricht der insoweit abschließenden Regelung 
des Artikels 33 der EG- Verordnung. 

Zu §25 

Die Regelung entspricht § 12 AVAG. Der verpflichteten 
Person soll es nach § 25 möglich sein, in dem Verfahren auf 
Zulassung der Zwangsvollstreckung auch diejenigen Ein- 
wendungen vorzubringen, die den titulierten Anspruch 
selbst betreffen und die nach deutschem Recht mit der Voll- 
streckungsgegenklage (§ 767 ZPO) geltend zu machen sind. 
Die Regelung bezieht sich allein auf Kostentitel. 

Hiervon zu unterscheiden sind Anträge auf Abänderung von 
Entscheidungen der elterlichen Verantwortung wegen ver- 
änderter Verhältnisse. Solche Anträge sind in einem selb- 
ständigen Verfahren zu stellen und nicht als Einwendungen 
gegen die Vollstreckbarerklärung geltend zu machen. 

Die Regelung steht im Einklang mit der neuen EG-Verord- 
nung. Sie dient der Prozessökonomie. Die schnelle Erlan- 
gung einer Vollstreckbarerklärung wäre für die berechtigte 
Person wertlos, wenn die verpflichtete Person mit einer 
Vollstreckungsgegenklage die spätere Vollstreckung ohne- 
hin hindern kann. Sie dient außerdem dem Schutz der ver- 
pflichteten Person, die nicht unter Umständen gezwungen 
sein soll, nachträgliche Einwendungen gegen den Anspruch 
selbst in dem Staat vorzubringen, in dem die Entscheidung 
ergangen ist. Bei der Prüfung nachträglicher Einwendungen 
handelt es sich nicht um eine unzulässige Überprüfung der 
Entscheidung in der Sache selbst, da diese Einwendungen 
vom Richter im Ursprungsstaat noch nicht berücksichtigt 
werden konnten. Im Übrigen weist auch der Jenard-Bericht 
(Bundestagsdrucksache VI/ 1973, S. 94) zum Brüsseler 
Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (EuGVÜ), dessen Grundstruktur die neue 
EG- Verordnung letztlich übernommen hat, ausdrücklich auf 
die Möglichkeit einer Überprüfung von Umständen hin, die 
nach Erlass der Entscheidung eingetreten sind. 

Zu §26 

Die Vorschrift entspricht den §§ 13, 50 Abs. 1 Satz 1 
AVAG. Der Senat des Familiengerichts entscheidet als Kol- 
legialgericht. 

Zu §27 

In Übereinstimmung mit dem bislang geltenden § 53 Abs. 1 
AVAG ergänzt die Vorschrift in Absatz 1 die Regelung des 
§ 22 des Entwurfs, indem sie auch für Beschlüsse des Ober- 
landesgerichts die Wirksamkeit auf den Zeitpunkt der 
Rechtskraft verlagert. 

Nach Absatz 2 kann das Oberlandesgericht die sofortige 
Wirksamkeit anordnen, allerdings nur in Verbindung mit der 
Entscheidung über die Beschwerde, d. h. nach Gewährung 
rechtlichen Gehörs und abgeschlossener Sachprüfung. 
Diese Regelung geht über den Anwendungsbereich der 
einstweiligen Anordnung nach § 15, die vorwiegend Siche- 


rungszwecken dient, hinaus. Sie ermöglicht es, die Ent- 
scheidung in der Hauptsache, d. h. die Zulassung der 
Zwangsvollstreckung, praktisch vorwegzunehmen. Auf 
diese Weise wirkt sie der Gefahr der Verschleppung des 
Verfahrens entgegen. 

Zu Unterabschnitt 3 (Rechtsbeschwerde) 

Der Unterabschnitt 3 entspricht Abschnitt 4 des Ersten Teils 
des AVAG. Um Konformität mit dem AVAG sicherzustellen, 
verweist der Entwurf ebenso wie die Vorschriften des AVAG 
auf die Rechtsbeschwerde nach den §§ 574 bis 577 ZPO. 

Zu den §§ 28 und 29 

§ 28 bestimmt, dass gegen den Beschluss des Oberlandesge- 
richts die Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof nach 
Maßgabe des § 574 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 der Zivilprozess- 
ordnung stattfindet. Die Vorschrift entspricht § 15 Abs. 1 
AVAG. Die Regelungen des § 15 Abs. 2 und 3 und § 16 
Abs. 1 und 3 AVAG sind durch die erweiterte Verweisung 
auf § 575 Abs. 1 ZPO in § 29 des Entwurfs entbehrlich. 

Zu den §§ 30 und 31 

Die Vorschriften übernehmen die Regelungen der §§ 17, 50 
Abs. 3 Satz 3, § 53 Abs. 2 Satz 2 AVAG ohne sachliche Än- 
derung. 

Zu Unterabschnitt 4 (Feststellung der Anerkennung) 

Unterabschnitt 4 entspricht Abschnitt 6 des Ersten Teils des 
AVAG. 

Zu §32 

Die neue EG-Verordnung und das Europäische Sorgerechts- 
verfahren sehen die Anerkennung kraft Gesetzes und damit 
ohne ein vorgeschaltetes obligatorisches Anerkennungsver- 
fahren vor. Zur Klärung der Rechtslage steht den Beteiligten 
jedoch ein vereinfachtes gerichtliches Verfahren auf iso- 
lierte Feststellung der Anerkennung offen. Für die neue 
EG-Verordnung ergibt sich das aus Artikel 21 Abs. 3. Für 
das Europäische Sorgerechtsübereinkommen gilt das auf- 
grund § 32 ebenso (bisher § 7 Abs. 3 SorgeRÜbkAG). 

Die neue EG-Verordnung bestimmt in Artikel 21 Abs. 3, 
dass ein Anerkennungsfeststellungsverfahren in dem glei- 
chen Verfahren auszutragen ist, in dem eine Entscheidung 
zur Zwangsvollstreckung zugelassen wird. Daher kann auch 
innerstaatlich weitgehend auf die Vorschriften für das Ver- 
fahren der Zulassung eines Titels zur Zwangsvollstreckung 
verwiesen werden. Aus Gründen der Rechtsvereinheitli- 
chung soll dies auch für die Ausführung des Europäischen 
Sorgerechtsübereinkommens gelten. 

Zu Unterabschnitt 5 (Wiederherstellung des Sorgever- 
hältnisses) 

Zu §33 

Das Verfahren auf Anerkennung und Vollstreckbarerklärung 
nach dem Europäischen Sorgerechtsübereinkommen wurde 
weitestgehend an dasjenige nach der neuen EG-Verordnung 
anpasst. Auch soweit das Europäische Sorgerechtsüberein- 
kommen von der „Wiederherstellung des Sorgeverhältnis- 
ses“ spricht, handelt es sich lediglich um eine besonders 
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hervorgehobene Form der Anerkennung und Vollstreckung. 
Es können daher die allgemeinen Vorschriften zur Anwen- 
dung kommen. Soweit ein vollstreckungsfähiger Titel nicht 
vorliegt, wird den Erfordernissen des Übereinkommens da- 
durch genügt, dass das Gericht die Sorgerechtsentscheidung 
anerkennt und auf Antrag den Antragsgegner zur Heraus- 
gabe des Kindes verpflichtet. Die Vorschrift entspricht dem 
bislang geltenden § 7 Abs. 2 SorgeRÜbkAG. 

Zu Unterabschnitt 6 (Aufhebung oder Änderung von 
Beschlüssen) 

Unterabschnitt 6 entspricht Abschnitt 7 des Ersten Teils des 
AVAG. 

Zu §34 

Ist der Titel im Ursprungsmitgliedstaat nicht mehr voll- 
streckbar, nachdem aus ihm im Inland die Zwangsvollstre- 
ckung zugelassen wurde, so kann die inländische Zulassung 
der Zwangsvollstreckung keinen Bestand mehr haben. Die 
Vollstreckbarerklärung, die nunmehr der Grundlage ent- 
behrt, muss dann in einem besonderen Verfahren wieder be- 
seitigt werden können. Entsprechendes gilt für den Fall der 
Aufhebung oder Änderung von Entscheidungen, deren An- 
erkennung festgestellt ist. 

§ 34 regelt ein vereinfachtes Verfahren auf Aufhebung oder 
Änderung des Beschlusses auf Anerkennung oder Voll- 
streckbarerklärung. Ausschließlich zuständig ist das Ge- 
richt, das im ersten Rechtszug entschieden hat. 

Die Vorschrift entspricht den §§ 27, 29, 50 Abs. 3 Satz 1 
AVAG, die in einer Vorschrift vereinigt wurden. Abwei- 
chend finden auf die Beschwerde die Unterabschnitte 2 
und 3 entsprechend Anwendung. Das dient der Rechtsver- 
einheitlichung. 

Unberührt bleiben die allgemeinen innerstaatlichen Rege- 
lungen zur Abänderung von Entscheidungen. Insoweit gilt 
der allgemeine Grundsatz des Vorrangs der späteren Ent- 
scheidung. 

Zu §35 

Die Vorschrift enthält keine sachlichen Änderungen gegen- 
über § 28 AVAG. 

Zu Unterabschnitt 7 (Vollstreckungsgegenklage) 

Unterabschnitt 6 enthält Regelungen zur Vollstreckungs- 
gegenklage. Diese gilt nur für Kostentitel. 

Zu §36 

Die Vorschrift entspricht § 14 AVAG. Absatz 1 grenzt die 
der verpflichteten Person eingeräumte Befugnis, Einwen- 
dungen gegen den Anspruch selbst schon in dem Verfahren 
auf Zulassung der Zwangsvollstreckung vorzubringen, ge- 
gen die andere Möglichkeit ab, solche Einwendungen erst 
später im Wege der Vollstreckungsgegenklage geltend zu 
machen. Aus Gründen der Prozesswirtschaftlichkeit hat die 
verpflichtete Person alle Einwendungen, die im Beschwer- 
deverfahren berücksichtigt werden können, in diesem Ver- 
fahren auch vorzubringen. 


Auf nicht präkludierte Einwendungen kann die verpflichtete 
Person nach Absatz 2 eine Vollstreckungsgegenklage stüt- 
zen, um die Vollstreckbarkeit des ausländischen Titels im 
Inland zu beseitigen. Die Klage nach § 767 ZPO ist bei dem 
Gericht zu erheben, das über den Antrag auf Erteilung der 
Vollstreckungsklausel entschieden hat. 

Anträge auf Abänderung von Entscheidungen der elterli- 
chen Verantwortung wegen veränderter Verhältnisse sind 
demgegenüber in einem selbständigen Verfahren zu stellen 
und nicht als Einwendungen gegen die Vollstreckbarerklä- 
rung geltend zu machen. 

Zu Abschnitt 6 (Verfahren nach dem Haager Kindes- 
entführungsübereinkommen) 

Abschnitt 7 umfasst Vorschriften zur Ausführung des Haa- 
ger Kindesentführungsübereinkommens sowie zur Durch- 
führung des Artikels 1 1 der neuen EG-Verordnung. Der Ab- 
schnitt gilt nicht für die Anerkennung und Vollstreckbar- 
erklärung ausländischer Entscheidungen. 

Zu §37 

Die Vorschrift entspricht dem bislang geltenden § 12 Sor- 
geRÜbkAG. 

Zu §38 

Artikel 1 1 Abs. 3 der neuen EG-Verordnung bestimmt, dass 
das Gericht, bei dem die Rückgabe eines Kindes nach dem 
Haager Kindesentführungsübereinkommen beantragt wird, 
sich mit der gebotenen Eile mit dem Antrag befasst und sich 
dabei der zügigsten Verfahren des nationalen Rechts be- 
dient. § 38 des Entwurfs dient der innerstaatlichen Durch- 
führung dieser Bestimmung, findet jedoch darüber hinaus 
auch außerhalb der neuen EG-Verordnung auf alle Verfah- 
ren nach dem Haager Kindesentführungsübereinkommen 
Anwendung. Denn auch nach dem Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommen sind die Verfahren beschleunigt 
durchzuführen (vgl. Artikel 2 und 11 Abs. 1 des Haager 
Kindesentführungsübereinkommens) . 

Das Gericht hat das Verfahren vorrangig und damit als Eil- 
sache zu behandeln (Absatz 1). Dadurch soll den Vorgaben 
der internationalen Rechtsinstrumente, insbesondere auch 
dem Artikel 11 Abs. 3 der neuen EG-Verordnung, Rech- 
nung getragen werden. Andernfalls wäre ein einstweiliges 
Rechtsschutzverfahren zu erwägen gewesen. Schon im Hin- 
blick auf die Schwere des Eingriffs ist hier aber eine Ent- 
scheidung im Hauptsacheverfahren unerlässlich. 

Das in Artikel 1 1 der EG-Verordnung enthaltene Gebot, in- 
nerhalb von sechs Wochen zu entscheiden, schließt eine 
Aussetzung des Verfahrens aus (Ausnahme: Artikel 12 des 
Haager Kindesentführungsübereinkommens). 

Das Gericht hat alles zu tun, damit seine Entscheidung in der 
Hauptsache im Anwendungsbereich der neuen EG-Verord- 
nung möglichst binnen sechs Wochen, im Übrigen so zügig 
wie möglich ergehen kann. Das Gericht hat im Rahmen der 
Amtsermittlung auf eine entsprechende Zeitplanung zu ach- 
ten. Das Gericht soll unverzüglich den Beteiligten die Ergän- 
zung oder Erläuterung ihrer Schriftsätze und die Vorlegung 
von Urkunden zur Aufklärung des Sachverhalts aufgeben. 
Soweit erforderlich soll es einstweilige Anordnungen treffen. 
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insbesondere um den Aufenthaltsort des Kindes während des 
Verfahrens zu sichern. Dazu können beispielsweise das Ver- 
bot, den Aufenthaltsort des Kindes zu verändern, die Anord- 
nung einer Grenzsperre, die Hinterlegung von Ausweispapie- 
ren und polizeiliche Meldepflichten zählen. 

Absatz 2 hebt die auch im Rückfuhrungsverfahren von 
Amts wegen zu beachtende Pflicht zur Gewährleistung des 
Rechts zum persönlichen Umgang besonders hervor. Eine 
sachliche Änderung soll damit nicht verbunden sein. Schon 
nach geltendem Recht ist das Gericht gehalten, von Amts 
wegen darauf zu achten, dass ein dem Kindeswohl entspre- 
chendes Umgangsrecht praktiziert wird. Der Regelung 
kommt daher nur klarstellende und appellierende Funktion 
zu. Mit ihrer Hilfe soll eine möglichst kontinuierliche Auf- 
rechterhaltung des persönlichen Kontakts zwischen Kind 
und beiden Eltemteilen sichergestellt und einer Entfrem- 
dung entgegengewirkt werden. Dadurch können die mit der 
Rückführung verbundenen Belastungen für das Kind im 
Vorfeld abgemildert werden. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass gerade sehr kleine Kinder ein von den objektiven Zeit- 
maßstäben des Erwachsenen abweichendes Zeitempfinden 
haben. Der Verlust einer Bezugsperson wird daher häufig 
viel schneller als bei älteren Kindern als endgültig empfun- 
den. Die Anordnung von Umgangskontakten kann im Übri- 
gen zu einer Entlastung der Verfahrenssituation beitragen 
sowie die Möglichkeiten erweitern, eine einverständliche 
Regelung herbeizuführen. 

Absatz 3 legt den Beteiligten eine allgemeine ProzessfÖrde- 
rungspfhcht auf und steht klar, dass die Beteiligten an der 
Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken haben, wie es 
einem auf Förderung und Beschleunigung des Verfahrens 
bedachten Vorgehen entspricht. 

Zu §39 

Die Vorschrift regelt, dass im Falle der unmittelbaren Über- 
mittlung einer gerichtlichen Anordnung über die Nichtrück- 
gabe eines Kindes an das zuständige Gericht oder die Zen- 
trale Behörde im Ausland (Artikel 11 Abs. 6 der neuen 
EG- Verordnung) dem Generalbundesanwalt eine Abschrift 
zu übersenden ist. Das gilt unabhängig davon, ob der Gene- 
ralbundesanwalt zuvor am Verfahren beteiligt war. Damit 
soll sichergestellt werden, dass der Generalbundesanwalt, 
auch wenn er nicht selbst im Rahmen von Artikel 1 1 Abs. 6 
der neuen EG- Verordnung tätig wird, seine Aufgaben nach 
Artikel 7 des Haager Kindesentführungsübereinkommens 
nachkommen kann. Dazu gehört auch zu gewährleisten, 
dass das in einem Vertragsstaat bestehende Sorgerecht und 
Recht zum persönlichen Umgang in den anderen Vertrags- 
staaten tatsächlich beachtet wird (vgl. Artikel 1 Buchstabe b 
des Übereinkommens). Gerade in den Fähen des Artikels 11 
Abs. 6 und 7 der neuen EG-Verordnung kann Handlungsbe- 
darf in diesem Sinne begründet werden. Das gilt selbst 
dann, wenn das Rückführungsverfahren im Inland bestands- 
kräftig abgeschlossen ist. Durch die Mitteilungspfhcht wird 
sichergesteht, dass der Generalbundesanwalt dieser Ver- 
pflichtung nachkommen kann. 

Zu §40 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 8 Abs. 1 Satz 1 des Sor- 
geRÜbkAG. Eine Entscheidung, welche die Rückgabe des 
Kindes anordnet, greift erheblich in die Interessen des An- 


tragsgegners und ggf des Kindes ein. Wenn die Rückgabe 
auch allgemein möglichst zu beschleunigen ist, so soll doch 
die Vollziehung erst dann erfolgen, wenn entweder Rechts- 
kraft eingetreten ist oder aber das Beschwerdegericht die 
Sache tatsächlich prüfen konnte. Denn der mit dem Vollzug 
regelmäßig verbundene Wechsel in einen anderen Staat 
macht das weitere Beschwerdeverfahren gegenstandslos. 

Absatz 2, der § 8 Abs. 2 SorgeRÜbkAG entspricht, lässt ge- 
gen alle Entscheidungen nach dem Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommen nur die sofortige Beschwerde zum 
Oberlandesgericht zu. Zur Sicherung der Einheitlichkeit der 
deutschen Rechtsprechung zu dem Übereinkommen und 
den Ausführungsbestimmungen ist zusätzlich die Diver- 
genzvorlage zum Bundesgerichtshof gegeben. 

Der neue Absatz 3 verlagert bei Einlegung einer Be- 
schwerde die Zuständigkeit für eine Entscheidung über die 
sofortige Vollziehung einer Rückgabeanordnung auf das 
Oberlandesgericht. Das Beschwerdegericht hat unverzüg- 
lich zu prüfen, ob die sofortige Vollziehung der angefochte- 
nen Entscheidung anzuordnen ist. Zu diesem Zweck hat das 
erstinstanzliche Gericht die Akten dem Beschwerdegericht 
unverzüglich vorzulegen. Gegebenfalls hat das Oberlandes- 
gericht auf die Vorlage der Akten von sich aus hinzuwirken. 

ln der Praxis ist zunehmend zu beobachten, dass Beschwer- 
den einerseits in hoher Zahl eingelegt werden, aber anderer- 
seits ihre Erfolgsquote gering ist. Es ist daher davon auszu- 
gehen, dass zahlreiche dieser Beschwerden lediglich einge- 
legt werden, um Zeit zu gewinnen, d. h. insbesondere Rück- 
führungen von Kindern in deren Heimatstaat hinauszuzögem. 
Mit der Änderung in Absatz 3 Satz 2 sind die Beschwerde- 
gerichte in derartigen Fällen gehalten, besonders sorgfältig 
die Möglichkeit einer sofortigen Vollziehung zu prüfen; es 
soll daher die sofortige Vollziehung unter den dort genannten 
Voraussetzungen angeordnet werden. Erweist sich die einge- 
legte Beschwerde als offensichtlich unbegründet, sieht das 
Beschwerdegericht hiernach nur bei Vorhegen schwerwie- 
gender entgegenstehender Interessen der Beteiligten von ei- 
ner Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit ab. Auch wenn 
die Rückführung des Kindes vor der Entscheidung über die 
Beschwerde unter Berücksichtigung der berechtigten Inter- 
essen der Beteiligten mit dem Wohl des Kindes zu vereinba- 
ren ist, soll die sofortige Vollziehung angeordnet werden. 

Die Einführung einer Verpflichtung für das Beschwerdege- 
richt, kurzfristig über die vorläufige Vollziehbarkeit zu ent- 
scheiden, macht es angesichts der sich gerade in derartigen 
Verfahren oft sehr schnell ändernden tatsächlichen Verhält- 
nisse erforderlich, dass das Gericht seine Entscheidungen 
auch abändern kann. Dem dient Satz 3 des neu eingefügten 
Absatzes 3. 

Zu §41 

§ 41 regelt die Zuständigkeit für die Bescheinigung über die 
Widerrechtlichkeit im Falle von Kindesentführungen ins 
Ausland (bisher § 10 SorgeRÜbkAG). Das bezeichnete 
Familiengericht ist das sachnächste Gericht, um über die 
Widerrechtlichkeit des Verbringens oder Zurückhaltens 
eines Kindes ins Ausland zu entscheiden. 

Zu den §§ 42 und 43 

Die Vorschriften entsprechen den bislang gehenden § 11 
Abs. 1 und 3, § 13 SorgeRÜbkAG. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-29- 


Drucksache 15/3981 


Zu Abschnitt 7 (Vollstreckung) 

Abschnitt 7 führt neue Vorschriften zur Vollstreckung ein. 

Zu §44 

§ 44 tritt im Anwendungsbereich dieses Gesetzes an die 
Stelle des § 33 FGG. Die Einführung von Ordnungsmitteln 
anstelle von Zwangsmitteln soll die Durchsetzung gerichtli- 
cher Anordnungen in internationalen familienrechtlichen 
Streitigkeiten verbessern. 

Absatz 1 sieht zur zwangsweisen Durchsetzung von Titeln, 
insbesondere von Rückgabe- und Umgangsanordnungen, 
Ordnungsgeld und für den Fall mangelnder Erfolgsaussicht 
Ordnungshaft vor. Satz 1 bezieht auch diejenigen ausländi- 
schen Titel ein, die gemäß Kapitel III Abschnitt 4 der neuen 
EG- Verordnung unmittelbar im Inland vollstreckt werden 
können. 

Anders als Zwangsmittel dienen Ordnungsmittel nicht aus- 
schließlich der Einwirkung auf den Willen der pflichtigen 
Person, sondern haben daneben Sanktionscharakter. Des- 
halb können sie auch dann noch festgesetzt und vollstreckt 
werden, wenn die zu vollstreckende Handlung, Duldung 
oder Unterlassung wegen Zeitablaufs nicht mehr vorgenom- 
men werden kann. 

Die Festsetzung von Ordnungsmitteln setzt eine schuldhafte 
Zuwiderhandlung voraus. Dies ist innerhalb des FGG-Ver- 
fahrens von Amts wegen zu prüfen. Es gilt der Grundsatz 
der freien Beweiswürdigung. Bei der Sachaufklärung stellt 
sich das Problem, dass die Umstände, die als Grund für das 
Scheitern insbesondere von Umgangskontakten angegeben 
werden, regelmäßig allein in der Sphäre der verpflichteten 
Person hegen und im Nachhinein häufig keiner objektiven 
Feststellung mehr zugänglich sind. Das Gericht kann der 
verpflichteten Person jedoch aufgeben, detailliert darzule- 
gen, warum sie an der Befolgung der gerichtlichen Anord- 
nung gehindert war. Das gilt in besonderem Maße, wenn 
Gründe vorgetragen werden, die nach der Erfahrung des Ge- 
richts häufig nicht tragfähig sind, wie beispielsweise, dass 
das Kind plötzlich erkrankt sei oder den Umgangsberechtig- 
ten nicht sehen wolle. Auf eine Verweigerungshaltung des 
Kindes kann sich der betreuende Eltemteil nicht ohne weite- 
res berufen. 

Satz 4 stellt klar, dass das Gericht über die vorherige Durch- 
führung eines Vermittlungsverfahrens nach § 52a FGG nach 
pflichtgemäßem Ermessen entscheidet. Das Gericht ist aus 
Gründen der Verhältnismäßigkeit nicht daran gehindert, im 
Interesse einer zügigen Umsetzung der Entscheidung sofort 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen zu ergreifen. 

Absatz 2 regelt die Androhung von Ordnungsmitteln und 
die Verbindung der Androhung mit der zu vollziehenden 
Entscheidung. 

Die Notwendigkeit vorheriger Androhung entspricht § 33 
FGG. Mit der Soll-Vorschrift in Satz 2, die Entscheidung 
des Gerichts mit der Ordnungsmittelandrohung zu verbin- 
den, wird die bereits nach dem FGG mögliche Verbindung 
zum Regelfall. Dies ist unter Beschleunigungsgesichtspunk- 
ten geboten und verhindert zugleich die Verlagerung des 
Streits in das Vollstreckungsverfahren. In den Fällen unmit- 
telbarer Vollstreckbarkeit ausländischer Entscheidungen im 
Inland nach Kapitel III Abschnitt 4 der neuen EG- Verord- 


nung müssen die Zwangsmittel dagegen in der gleichen 
Weise isoliert angedroht werden wie in den Fällen, in denen 
dies bei Erlass der inländischen Entscheidung unterblieben 
ist. 

Absatz 3 regelt den Einsatz unmittelbaren Zwangs. Er ent- 
spricht § 33 Abs. 2 FGG. 

Um die angestrebte Verfahrensbeschleunigung zu erreichen, 
schließt Absatz 4 Satz 1 die isolierte Anfechtung von An- 
drohungen aus und folgt damit in dem als Regelfall ausge- 
stalteten Fall einer Verbindung der inländischen Entschei- 
dung mit der Androhung von Ordnungsmitteln der herr- 
schenden Meinung zu § 890 ZPO. 

Auch für die Fälle einer selbständigen Ordnungsmittel- 
androhung ist der Ausschluss der isolierten Anfechtung zur 
weiteren Beschleunigung des Verfahrens gerechtfertigt, zu- 
mal gegen die Festsetzung des Ordnungsmittels die einfache 
Beschwerde zum Oberlandesgericht gegeben ist. 

Absatz 4 Satz 2 erstreckt die in § 24 Abs. 1 Satz 2 FGG ent- 
haltene Regelung, dass eine Beschwerde gegen Zwangshaft 
keine aufschiebende Wirkung hat, auf die Ordnungshaft. 
Ordnungshaft muss sofort vollstreckbar sein, damit sie nicht 
durch Flucht vereitelt werden kann. Es ist Aufgabe der Ge- 
richte, hiervon insbesondere in den Fällen, in denen weder 
die Androhung noch die ausländische Sachentscheidung 
einem Rechtsmittel im Inland zugänglich ist, mit der gebo- 
tenen Vorsicht Gebrauch zu machen. 

Die in Absatz 5 vorgesehene Zuständigkeitsregelung betrifft 
allein die funktionelle Zuständigkeit für die Vollstreckung. 
Diese wird bislang dem Familiengericht auch dann zugeord- 
net, wenn ein Beschwerdeverfahren stattgefunden hat. 

Mit der Regelung wird klargestellt, dass das Oberlandesge- 
richt als Beschwerdegericht für die Durchsetzung seiner 
Entscheidungen zuständig ist. Die Zuständigkeitsregelung 
gilt auch, wenn erst in der Beschwerdeinstanz eine durch die 
Zustimmung des Gerichts vollziehbare Vereinbarung durch 
die Beteiligten getroffen wird. Welche Ordnungsmittel kon- 
kret geeignet und erfolgversprechend sind, kann das letztbe- 
fasste Gericht am besten einschätzen, da es den gegenwärti- 
gen Sachstand und die aktuellen persönlichen Verhältnisse 
der Beteiligten genau kennt. Auch dann, wenn das Rechts- 
mittel lediglich zurückgewiesen wurde, ist das Oberlandes- 
gericht das sachnächste Gericht, zumal die Zurückweisung 
der Beschwerde auch auf neue Gründe gestützt sein kann. 

Das ansonsten für die Zuständigkeit der Amtsgerichte für 
Vollziehungsmaßnahmen angeführte Argument der beson- 
deren Ortsnähe ist in Verfahren nach diesem Gesetz nicht 
durchgreifend. Denn im Anwendungsbereich dieses Geset- 
zes gilt bereits für die erste Instanz eine Zuständigkeitskon- 
zentration beim Familiengericht am Sitz des betreffenden 
Oberlandesgerichts. 

Der mit dieser Zuständigkeitsregelung einhergehende mög- 
liche Verlust der Rechtsmittelmöglichkeit gegen die zur 
Durchsetzung ergangenen gerichtlichen Verfügungen ist 
angesichts der dargestellten Vorteile vertretbar. Dies gilt 
gerade vor dem Hintergrund, dass der nach diesem Gesetz 
zuständige Familiensenat auf Verfahren dieser Art speziali- 
siert ist. 

Soweit eine ausländische Entscheidung nach Kapitel III Ab- 
schnitt 4 der neuen EG-Verordnung unmittelbar im Inland 
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vollstreckt werden kann, verbleibt die Zuständigkeit beim 
Familiengericht. 

ln Absatz 6 wird für Herausgabe- und Rückgabeanordnun- 
gen angeordnet, dass das Gericht die Vollstreckung von 
Amts wegen zu betreiben hat, sofern nicht der Berechtigte 
dem Gericht mitteilt, dass er dies nicht wünscht. Damit wird 
sichergestellt, dass das Gericht die Verantwortung bis zur 
tatsächlichen Herausgabe oder Rückgabe behält und sofort 
eingreifen kann, wenn sich im Laufe der Vollstreckungsbe- 
mühungen Umstände ergeben, denen mit zusätzlichen oder 
geänderten Anordnungen zu begegnen ist. 

Zu Abschnitt 8 (Grenzüberschreitende Unterbringung) 

Abschnitt 8 führt neue Regelungen zur grenzüberschreiten- 
den Unterbringung von Kindern nach Artikel 56 der neuen 
EG- Verordnung ein. 

Zu §45 

Artikel 56 der neuen EG-Verordnung regelt die Unterbrin- 
gung von Kindern in einer Einrichtung oder einer Pflege- 
familie eines anderen Mitgliedstaats. Die mit der Unterbrin- 
gung befasste Stehe zieht vor ihrer Entscheidung die Zen- 
trale Behörde oder eine andere zuständige Stelle des ande- 
ren Mitgliedstaats zurate, sofern bei einer innerstaatlichen 
Unterbringung von Kindern die Einschaltung einer Behörde 
vorgesehen wäre. Die Entscheidung über die Unterbringung 
kann im ersuchenden Staat nur getroffen werden, wenn die 
zuständige Stelle des ersuchten Staates dieser Unterbrin- 
gung zugestimmt hat. 

Nach § 45 des Entwurfs sind für die Erteilung der Zustim- 
mung zu dem ausländischen Ersuchen die Landesjugendäm- 
ter zuständig. Es handelt sich bei der Unterbringung um klas- 
sische Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe auf der Grund- 
lage des Achten Buches Sozialgesetzbuch. Es bietet sich da- 
her an, die sachliche Zuständigkeit nicht den Gerichten zu 
übertragen, sondern denjenigen Behörden, die nach nationa- 
lem Recht sachlich und fachlich kompetent sind. Da im In- 
land mehr als 600 kommunale Gebietskörperschaften zustän- 
dig sind, erscheint es sachgerecht, die Zuständigkeit für die 
Erteilung der Zustimmung zu dem ausländischen Ersuchen in 
Anlehnung an § 88 Abs. 1 SGB Vlll auf die überörtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu konzentrieren. 

Örtlich zuständig ist regelmäßig das Landesjugendamt, in 
dessen Zuständigkeitsbereich das Kind nach dem Vorschlag 
der ersuchenden Behörde untergebracht werden soll. Enthält 
das Ersuchen keinen solchen Vorschlag, ist der überörtliche 
Träger örtlich zuständig, zu dessen Bereich die Zentrale Be- 
hörde den engsten Bezug festgestellt hat. Hilfsweise ist das 
Landesjugendamt Berlin zuständig. 

Für die eigentliche Unterbringung bleiben dagegen die örtli- 
chen Jugendämter zuständig. 

Zu §46 

§ 46 enthält weitere Durchführungsvorschriften zu dem 
Konsultationsverfahren. 

Nach Absatz 1 ist der Prüfungsumfang eingeschränkt. Das 
Landesjugendamt hat insbesondere zu prüfen, ob die von 
der ausländischen Stelle geplante Unterbringung gerade im 
Inland geboten und durchführbar ist. Dagegen entspräche es 


nicht dem Zweck der neuen EG-Verordnung, dass das Lan- 
desjugendamt im Rahmen des Konsultationsverfahrens eine 
umfassende Prüfung der Voraussetzungen der Unterbrin- 
gung vomimmt. Dies liefe im Ergebnis auf eine von der 
Verordnung nicht beabsichtigte doppelte Prüfung der Unter- 
bringungsvoraussetzungen hinaus. Eine umfassende eigene 
Prüfung der Unterbringungsvoraussetzungen würde die Ent- 
scheidung der international zuständigen ausländischen Be- 
hörde unzulässigerweise vorwegnehmen. Im Übrigen bleibt 
die internationale Zuständigkeit deutscher Behörden und 
Gerichte für Maßnahmen nach erfolgter Unterbringung des 
Kindes im Inland unberührt. 

Absatz 1 zählt die Gründe auf, bei deren Vorliegen das Lan- 
desjugendamt der geplanten Unterbringung in der Regel zu- 
stimmen soll. Dabei wird es bei seiner Prüfung das örtliche 
Jugendamt einbinden. 

Nach Nummer 1 hat das Landesjugendamt im Rahmen sei- 
nes eingeschränkten Prüfungsumfangs festzustellen, ob die 
Durchführung der von der ausländischen Stelle beabsichtig- 
ten Unterbringung im Inland dem Wohl des Kindes ent- 
spricht. 

Nummer 2 bestimmt, dass die ausländische Stelle einen Be- 
richt und soweit erforderlich ärztliche Zeugnisse oder Gutach- 
ten über die Gründe der Unterbringung vorzulegen hat und 
dass sich daraus die Unterbringungsgründe ergeben müssen. 

Nummer 3 gewährleistet, dass das betroffene Kind im aus- 
ländischen Verfahren bereits vor Einleitung des Konsultati- 
onsverfahrens angehört wurde. Die Anhörung ist Grundlage 
für den Bericht der ausländischen Stelle über die Unterbrin- 
gung und die soziale Lage des Kindes und lässt eine erneute 
Anhörung des Kindes im Konsultationsverfahren im Regel- 
fall entbehrlich erscheinen. 

Nummer 4 stellt die Vermittlung in eine geeignete Einrich- 
tung oder Pflegefamilie sicher. 

Nummer 5 stellt darauf ab, dass die zuständige Ausländer- 
behörde oder die Auslandsvertretung die erforderliche aus- 
länderrechtliche Genehmigung erteilt oder zugesagt hat. 

Nummer 6 sieht vor, dass die Kostenübernahme für die Un- 
terbringung geklärt sein muss. Das Landesjugendamt hat zu 
diesem Zweck eine Abstimmung mit dem örtlichen Jugend- 
amt zu erzielen. 

Für den Fall einer grenzüberschreitenden Unterbringung, 
die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, enthält Absatz 2 
im Hinblick auf Artikel 104 Abs. 2 Satz 1 GG zusätzliche 
Ablehnungsgründe. Zum einen muss über die grenzüber- 
schreitende Unterbringung, die mit Freiheitsentziehung ver- 
bunden ist, im ersuchenden Mitgliedstaat ein Gericht ent- 
scheiden. Zum anderen muss bei Zugrundelegung des mit- 
geteilten Sachverhalts nach innerstaatlichem Recht eine 
freiheitsentziehende Unterbringung überhaupt zulässig sein. 
Diese Mindestanforderungen sollen zusammen mit den in 
Absatz 1 genannten Gründen und der richterlichen Geneh- 
migung nach § 47 die vom Grundgesetz unabdingbar gebo- 
tenen Grundrechtsstandards gewährleisten. Andererseits 
soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass eine 
doppelte umfassende Prüfung der Unterbringungsvorausset- 
zungen zu vermeiden ist. 

Absatz 3 stellt klar, dass das Landesjugendamt einen Mei- 
nungsaustausch mit der ausländischen Stelle aufnehmen 
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und erforderlichenfalls um Ergänzung des Berichts ersuchen 
kann. 

Um eventuelle ausländerrechtliche Hindernisse frühzeitig 
im Konsultationsverfahren zu erkennen, soll nach Absatz 4 
die Ausländerbehörde, in deren Zuständigkeitsbereich das 
Kind untergebracht werden soll, in allen Fällen beteiligt 
werden, in denen um die Unterbringung eines ausländischen 
Kindes ersucht wird. Dadurch soll verhindert werden, dass 
die Zustimmung zur Unterbringung eines ausländischen 
Kindes erteilt wird, die keine Einreise- und Aufenthalts- 
rechte in Deutschland haben. 

Absatz 5 regelt die Bekanntmachung der zu begründenden 
Entscheidung. Im Hinblick darauf, dass die Entscheidung 
über die Unterbringung, die nach Maßgabe des ausländi- 
schen Rechts anfechtbar ist, von der ausländischen Stelle 
getroffen wird, ist die Entscheidung über die Zustimmung 
nicht selbständig anfechtbar. 

Zu §47 

Nach Absatz 1 ist die Zustimmung durch den überörtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe nur zulässig, wenn das 
zuständige Familiengericht die Unterbringung in das Inland 
genehmigt hat. Das gilt auch für nicht freiheitsentziehende 
Unterbringungsmaßnahmen. Dies ist deshalb gerechtfertigt, 
weil bei der Konsultation Umstände zu berücksichtigen 
sind, die in die Zuständigkeit des Richters fallen. Insbeson- 
dere hat der Familienrichter zu prüfen, ob zum Zeitpunkt 
der Konsultation ein Hindernis für die Anerkennung der ge- 
planten Maßnahme nach Artikel 23 der Verordnung erkenn- 
bar ist. Im Falle der Unterbringung eines Kindes, die mit 
Freiheitsentziehung verbunden ist, bedarf es im Hinblick 
auf Artikel 104 Abs. 2 Satz 1 GG ohnehin der Genehmi- 
gung des Richters. Im Übrigen soll das Gericht die Geneh- 
migung unter den Voraussetzungen erteilen, die in § 46 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 für die Zustimmung durch das Landesju- 
gendamt festgelegt sind. Auch § 46 Abs. 2 und 3 gehen ent- 
sprechend für das Gericht. 

Absatz 2 konzentriert die Zuständigkeit für die gerichtliche 
Genehmigung bei dem Familiengericht am Sitz des Ober- 
landesgerichts, in dessen Zuständigkeitsbereich das Kind 
untergebracht werden soll. 

Im Hinblick darauf, dass die Entscheidung über die Unter- 
bringung, die nach Maßgabe des ausländischen Rechts an- 
fechtbar ist, von der ausländischen Stelle getroffen wird, ist 
die inländische Genehmigung durch das Gericht im Rahmen 
des Konsultationsverfahrens nicht selbständig anfechtbar 
(Absatz 3). 

Zu Abschnitt 9 (Bescheinigungen zu inländischen 
Entscheidungen nach der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003) 

Abschnitt 9 enthält Vorschriften für Bescheinigungen nach 
der neuen EG- Verordnung zu inländischen Entscheidungen 
zur Verwendung im Ausland. 

Zu §48 

Absatz 1 regelt die innerstaatliche Zuständigkeit zur Aus- 
stellung von Bescheinigungen nach Artikel 39 der EG- Ver- 
ordnung. Er überträgt die Aufgabe dem Urkundsbeamten 


der Geschäftsstelle. Die Ausstellung der den inländischen 
Titel begleitenden Bescheinigung dient dem Zweck, den 
Gerichten im anderen Mitgliedstaat die Prüfung der Aner- 
kennungs- und Exequaturvoraussetzungen zu erleichtern. 

Die Ausstellung der Bescheinigungen nach Artikel 41 und 
42 der neuen EG- Verordnung obliegt nicht dem Urkundsbe- 
amten der Geschäftsstelle, sondern nach Artikel 41 Abs. 2 
und Artikel 42 Abs. 2 der EG-Verordnung dem Richter im 
erstinstanzlichen Verfahren, mithin dem Familienrichter. 
Das beruht auf der besonderen Bedeutung dieser Bescheini- 
gungen. Denn im Zusammenhang mit dem entsprechenden 
Titel verhelfen diese Bescheinigungen zu einer Vollstre- 
ckung ohne Exequaturverfahren. § 48 Abs. 2 regelt ergän- 
zend, dass in Verfahren vor dem Oberlandesgericht oder 
dem Bundesgerichtshof der Vorsitzende eines Senats für Fa- 
miliensachen für die Ausstellung zuständig ist. 

Inländische notarielle Urkunden kommen im Anwendungs- 
bereich der neuen EG-Verordnung nicht als Vollstreckungs- 
titel in Frage. 

Zu §49 

Die Vorschrift regelt, dass auf die Berichtigung der Beschei- 
nigungen (Artikel 43 der EG-Verordnung) § 3 1 9 ZPO ent- 
sprechend Anwendung findet. Gegenstand der Berichtigung 
kann nur sein, ob der Inhalt der Entscheidung in der Be- 
scheinigung korrekt wiedergegeben ist. Im Übrigen ist ge- 
gen die der Bescheinigung zu Grunde hegende Entschei- 
dung selbst mit den gegebenen Rechtsbehelfen vorzugehen. 
Unberührt bleiben auch die im Vollstreckungsverfahren 
möglichen Rechtsbehelfe sowie die allgemeinen Regeln 
über die Abänderbarkeit von Entscheidungen wegen verän- 
derter Verhältnisse. 

Zu Abschnitt 10 (Kosten) 

Abschnitt 10 enthält Kostenvorschriften für die in diesem 
Gesetzentwurf geregelten Verfahren. 

Zu §50 

Derzeit sind die Gerichtskosten für Verfahren nach dem Eu- 
ropäischen Sorgerechtsübereinkommen sowie dem Haager 
Kindesentführungsübereinkommen in der Kostenordnung 
(KostO) geregelt (vgl. § 94 Abs. 1 Nr. 9 KostO), während 
sich die Kostenregelungen für die Brüssel Il-Verordnung 
aus dem Gerichtskostengesetz (GKG) ergeben (vgl. Num- 
mer 1510 ff. KV-GKG). Die vorgesehene Zusammenfas- 
sung der Vorschriften soll die Transparenz der Kostenrege- 
lung erhöhen und die Berechnung der Gerichtskosten er- 
leichtern. Da es sich bei den zu Grunde hegenden Verfahren 
überwiegend um solche der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
handelt, sollen für die Gerichtskosten die Vorschriften der 
Kostenordnung anzuwenden sein, soweit dieser Entwurf 
keine eigenen Regelungen vorsieht. Da die Kostenordnung 
keine Gebührenregelung für die Anordnung von Ordnungs- 
haft vorsieht, sollen in diesem Fall die Gebührenvorschrif- 
ten des § 1 19 Abs. 6 KostO für die Anordnung von Zwangs- 
haft entsprechend gehen. 

Zu §51 

Für Verfahren nach dem Europäischen Sorgerechtsüberein- 
kommen werden derzeit Wertgebühren nach § 94 Abs. 1 
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Nr. 9 KostO erhoben. Für vergleichbare Verfahren, in denen 
nach der Brüssel 1- oder der Brüssel 11-Verordnung das 
AVAG anzuwenden ist, fallen hingegen Festgebühren nach 
den Nummern 1510 ff. KV-GKG an. 

Absatz 1 sieht eine Vereinheitlichung der Gebührenregelun- 
gen vor. So sollen die Gebühren für Verfahren nach diesem 
Gesetzentwurf an diejenigen für Verfahren nach dem AVAG 
angeglichen werden. Die Gebühr soll sich auf 200 Euro be- 
laufen. Das entspricht der Gebührenhöhe, die das GKG für 
Verfahren nach dem AVAG vorsieht (vgl. Nummer 1510 
KV-GKG). 

Für Verfahren nach dem Haager Kindesentführungsüberein- 
kommen, für die bisher § 94 Abs. 1 Nr. 9 KostO gilt, soll im 
Hinblick auf den erheblichen Aufwand, der mit solchen Ver- 
fahren für das Gericht verbunden ist, künftig ebenfalls eine 
Gebühr von 200 Euro erhoben werden. Hierbei wurde be- 
rücksichtigt, dass für einstweilige Anordnungen nach § 15 
keine gesonderten Gebühren erhoben werden, ln den An- 
wendungsbereich des Absatzes 1 Nr. 3 fallen auch Verfah- 
ren nach § 33, in denen neben der Anerkennung der auslän- 
dischen Entscheidung auch eine Anordnung zur Wiederher- 
stellung des Sorgeverhältnisses beantragt wird. 

Nach Absatz 2 soll für alle Verfahren über in der Haupt- 
sache eingelegte Rechtsmittel eine Gebühr von 300 Euro 
erhoben werden, unabhängig davon, ob es sich um den 
zweiten oder den dritten Rechtszug handelt. Dies entspricht 
der Gebührenregelung, die das GKG für vergleichbare Fälle 
- u. a. die Rechtsmittelverfahren nach dem AVAG - vor- 
sieht (vgl. Nummer 1520 KV-GKG). 

Nach Absatz 3 soll für das Verfahren über den Antrag auf 
Ausstellung einer Bescheinigung nach § 48 eine Gebühr 
von 10 Euro erhoben werden. Für die Bescheinigung nach 
§ 48 Abs. 1 (bisher § 54 AVAG) ist die Gebühr derzeit in 
Nummer 1511 KV-GKG geregelt. Da die Bescheinigungen 
nach § 48 Abs. 2 mit der Bescheinigung nach Absatz 1 in- 
haltlich vergleichbar sind, sollen hierfür ebenfalls Gebühren 
von 10 Euro erhoben werden. 

Zu §52 

Bei Geschäften, die von Amts wegen vorgenommen wer- 
den, haftet nach § 2 Nr. 2 KostO derjenige für die Kosten, 
dessen Interesse wahrgenommen wird, ln den Fällen, in de- 
nen ein Kind nicht nur zum Zwecke des Umgangs heraus- 
oder zurückzugeben ist und die Vollstreckung daher von 
Amts wegen durchzuführen ist (§44 Abs. 6), soll die vorge- 
schlagene Regelung verhindern, dass das Kind als Interes- 
senschuldner für die Kosten der Vollstreckung in Anspruch 
genommen wird. 

ln Verfahren über Anträge nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 soll das 
Gericht nach billigem Ermessen entscheiden, wer die Ge- 
richtskosten zu zahlen hat. Eine Haftung nach § 2 KostO als 
Antragsteller oder Interessent kommt daneben nicht in Be- 
tracht. Die Haftung des Kindes ist ebenfalls ausgeschlossen. 
Die Regelung soll nur für das erstinstanzliche Verfahren 
gelten und entspricht inhaltlich der des § 94 Abs. 3 Satz 2 
Halbsatz 1 KostO. Für die in § 5 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 genann- 
ten Verfahren und die Rechtsmittelverfahren in den Fällen 
des § 5 1 Abs. 1 Nr. 1 soll sich die Kostenhaftung nach den 
allgemeinen Vorschriften der Kostenordnung richten. Eine 
etwaige Kostenerstattung soll sich - je nach Art des zu 


Grunde liegenden Verfahrens - nach § 13a FGG oder § 788 
ZPO richten. 

Zu §53 

Die Regelung des Absatzes 1 ist aus § 94 Abs. 1 Nr. 9 
KostO übernommen. 

Nach Absatz 2 soll zur Vermeidung von Verfahrensverzöge- 
rungen ein Gerichtskostenvorschuss nicht erhoben werden 
dürfen. 

Zu §54 

Die Vergütungshöhe für die von der Zentralen Behörde ver- 
anlassten Übersetzungen soll sich nach dem Justizvergü- 
tungs- und Entschädigungsgesetz (JVEG) richten. Die Ver- 
weisung auf das JVEG soll jedoch - wie im Fall des § 3 des 
Adoptionsübereinkommens-Ausführungsgesetzes - auf die 
Bemessung der Vergütungshöhe beschränkt werden. Da das 
Handeln der Zentralen Behörde dem Bereich des Justizver- 
waltungsverfahrens zugeordnet ist, richten sich etwaige 
Rechtsbehelfe daher nicht nach dem JVEG, sondern nach 
den §§ 23 ff. EGGVG. 

Zu Abschnitt 11 (Übergangsvorschriften) 

Abschnitt 1 1 enthält Übergangsvorschriften. 

Zu §55 

Artikel 64 der neuen EG-Verordnung beinhaltet Übergangs- 
vorschriften. Soweit danach in der Übergangsphase für 
einige wenige Fälle noch die Brüssel 11-Verordnung anzu- 
wenden ist, wurde davon abgesehen, die geltenden Durch- 
führungsbestimmungen des AVAG zur Brüssel 11-Verord- 
nung in Kraft zu lassen. Vielmehr sollen grundsätzlich auch 
zur Durchführung der Brüssel 11-Verordnung die neuen Vor- 
schriften gelten. Im Hinblick auf die Änderungen bei der 
Beschwerdefrist gilt dagegen die in Absatz 2 aufgeführte 
Regelung fort. 

Auch die neuen Bestimmungen über die Zwangsvollstre- 
ckung sind sofort anzuwenden. Dies ist, da § 33 FGG voll- 
ständig durch § 44 ersetzt wird, ohne weiteres möglich, ln 
Fällen, in denen bereits die Androhung von Zwangsmitteln 
nach altem Recht erfolgt ist, bedarf es vor Festsetzung eines 
Ordnungsgeldes einer erneuten Androhung. Das Gleiche gilt 
für Ordnungshaft, sofern nicht von der Androhung abzusehen 
ist. Die Anwendung unmittelbaren Zwangs ist unverändert 
möglich, da insoweit keine inhaltliche Änderung vorliegt. 

Die Einführung der amtswegigen Vollstreckung betrifft 
auch laufende Verfahren. Dies wird jedoch nur dann rele- 
vant, wenn die berechtigte Person das Gericht davon in 
Kenntnis setzt, dass die Anordnung nicht befolgt wird. Die 
funktionelle Zuständigkeit des Oberlandesgerichts für die 
Vollstreckung in Verfahren, in denen ein Rechtsmittel 
durchgeführt wurde, greift nur ein, soweit das Familienge- 
richt nicht bereits die Zwangsvollstreckung begonnen hat. 
Damit werden Verzögerungen durch einen Zuständigkeits- 
wechsel im laufenden Verfahren vermieden. 

Zu §56 

Im Hinblick auf die vorgenommenen Änderungen finden 
die Vorschriften des Entwurfs keine Anwendung auf Ver- 
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fahren nach dem Haager Kindesentfiihrungsübereinkom- 
men und dem Europäischen Sorgerechtsübereinkommen, 
die bereits vor Inkrafttreten des Entwurfs eingeleitet wur- 
den. Dagegen sind die verschärften Bestimmungen über die 
Zwangsvollstreckung sofort anzuwenden (vgl. Begründung 
zu § 55). 

Zu Artikel 2 (Änderung anderer Rechtsvorschrif- 
ten) 

Artikel 2 fasst Folgeänderungen in anderen Bundesgesetzen 
zusammen. 

Absatz 1 Nr. 1 ergänzt den Katalog der Familiensachen in 
§ 23b Abs. 1 GVG um Verfahren nach diesem Gesetz. Ab- 
satz 1 Nr. 2 nimmt notwendige Anpassungen in § 23b 
Abs. 2 Satz 3 GVG vor. 

Absatz 2 passt Verweisungen im Rechtspflegergesetz an den 
Entwurf an. 

Absatz 3 ergänzt § 27 BZRG, um sicherzustellen, dass der 
Generalbundesanwalt als Zentrale Behörde erforderlichen- 
falls Suchvermerke im Bundeszentralregister speichern las- 
sen kann. Dieser Zusatz ist deshalb notwendig, weil bisher 
§ 27 BZRG die Speicherung eines Suchvermerks im Regis- 
ter nur zulässt, wenn dies der Erfüllung hoheitlicher Aufga- 
ben dient. Im Anwendungsbereich dieses Entwurfs wird der 
Generalbundesanwalt als Zentrale Behörde jedoch an der 
Schnittstelle zum Privatrecht tätig. 

Absatz 4 passt Verweisungen im FGG an den Entwurf an. 
§ 64a FGG, der in den Entwurf eingestellt wurde, wird auf- 
gehoben. 

Absatz 5 behebt Defizite bei der Aufenthaltsermittlung 
durch den Generalbundesanwalt im Rahmen des Auslands- 
unterhaltsgesetzes. Die Feststellung der Adresse des Halters 
eines Kraftfahrzeugs über eine Halterabfrage beim Kraft- 
fahrt-Bundesamt hat sich als effektives Instrument bei der 
Aufenthaltsermittlung erwiesen. Die hierfür bislang 
fehlende spezifische Erhebungsbefugnis wird hiermit ge- 
schaffen. 


Absatz 6 dient der Rechtsbereinigung. 

Absatz 7 hebt den Abschnitt 5 des Besonderen Teils des 
AVAG, der besondere Vorschriften zu der Brüssel Il-Verord- 
nung enthält, auf und passt die §§ 1 und 2 AVAG entspre- 
chend an. 

Absatz 8 passt Verweisungen im GKG an den Entwurf an. 

Absatz 9 sieht die Aufhebung der in § 94 Abs. 1 Nr. 9 
KostO enthaltenen Gerichtskostenregelung für Entschei- 
dungen nach den §§ 6 bis 8 SorgeRÜbkAG vor. Für die 
betroffenen Verfahren sollen Gebühren künftig nach § 51 
erhoben werden. 

Der in Absatz 10 vorgeschlagene Änderungsbefehl enthält 
eine Folgeänderung zur beabsichtigten Aufhebung von 
Teil 2 Abschnitt 5 AVAG und zur Übernahme der dortigen 
Regelungen in den Entwurf. Neu aufgenommen werden sol- 
len die Bescheinigungen nach § 48 Abs. 2, da diese ver- 
gleichbar sind mit der Bescheinigung nach 8 48 Abs. 1 (bis- 
her § 54 AVAG). 

Absatz 1 1 passt Verweisungen im Ausländerzentralregister- 
gesetz an den Entwurf an. 

Mit den Änderungen in den Absätzen 12 und 13 werden in 
Ergänzung zu Artikel 1 § 7 Datenübermittlungsbefiignisse 
im SGB X und StVG zur Erleichterung der Aufenthaltser- 
mittlung von Kindern und Unterhaltsschuldnem durch den 
Generalbundesanwalt geschaffen. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten) 

Nach Artikel 3 gilt das Gesetz zeitgleich mit der neuen EG- Ver- 
ordnung vom 1 . März 2005 an. Gleichzeitig tritt das Sorge- 
rechtsübereinkommens-Ausführungsgesetz außer Kraft. Das 
Inkrafttreten der Ermächtigung für den Erlass von Rechtsver- 
ordnungen zur ergänzenden Zuständigkeitskonzentration soll 
dagegen zeitlich vorgezogen werden, um den Ländern Gele- 
genheit zu geben, bereits frühzeitig von der Ermächtigung 
Gebrauch zu machen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 803. Sitzung am 24. September 
2004 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 (§ 26 Abs. 1 IntFamRVG) 

ln Artikel 1 § 26 Abs. 1 sind nach dem Wort „entschei- 
det“ die Wörter „in der Besetzung des § 30 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit“ einzufligen. 

Begründung 

Es empfiehlt sich, im Gesetz klarzustellen, dass der Se- 
nat des Oberlandesgerichts stets in seiner vollen Beset- 
zung, nicht also der Einzelrichter zu entscheiden hat. ln 
den Verfahren, die der freiwilligen Gerichtsbarkeit unter- 
liegen (elterliche Verantwortung) ist es zwar eindeutig, 
dass der gesamte Senat entscheidet, da dort der Einzel- 
richter noch nicht eingeführt ist. ln Angelegenheiten, die 
der streitigen Gerichtsbarkeit unterliegen, hier also in 
den Verfahren nach Artikel 21 Abs. 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 (selbständige Anerkennung einer 
ausländischen Scheidung; Vollstreckbarerklärung einer 
Kostenentscheidung), könnte an eine Zuständigkeit des 
Einzelrichters am Oberlandesgericht gedacht werden. 
Zwar hat hier auch im Anwendungsbereich des AVAG 
i. V. m. der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 bisher der 
gesamte Senat entschieden (vgl. Hüßtege, in: ZPO, Tho- 
mas/Putzo, Artikel 26 EheVO, Rnr. 2), weil das AVAG 
ein in sich geschlossenes System darstellt und dort der 
Einzelrichter nicht eingeführt ist. Ganz eindeutig ist dies 
aber nicht. Die Verweisung in § 14 Nr. 1 IntFamRVG-E 
auf die Vorschriften der ZPO führt auch nicht zu einer 
Klärung der aufgeworfenen Frage. Im Gegenteil könnte 
hieraus geschlossen werden, dass die §§ 567 ff ZPO 
entsprechend gelten. 

2. Zu Artikel 1 (§ 30 Abs. 3 IntFamRVG) 

ln Artikel 1 § 30 Abs. 3 ist der abschließende Punkt 
durch ein Komma zu ersetzen und sind folgende Wörter 
anzufügen: 

„§ 20 Abs. 2 mit der Maßgabe, dass die Vollstreckungs- 
klausel nach § 23 zusammen mit dem Beschluss zu über- 
senden ist.“ 

Begründung 

Die Verweisung in § 30 Abs. 3 IntFamRVG-E auf § 21 
Abs. 2 IntFamRVG-E sollte mit der Maßgabe versehen 
werden, dass der Bundesgerichtshof die Vollstreckungs- 
klausel zusammen mit dem Beschluss übersendet. Ord- 
net nämlich der Bundesgerichtshof erstmalig auf Grund 
der Rechtsbeschwerde die Erteilung der Vollstreckungs- 
klausel an, so wird seine Entscheidung mit Erlass wirk- 
sam. Es ist deshalb nicht sinnvoll, dem Antragsteller zu- 
nächst nur den Beschluss, aber nicht sofort auch die 
Vollstreckungsklausel mitzuteilen. Wird beides gleich- 


zeitig übersandt, wird das Verfahren beschleunigt, zu- 
dem Kosten für eine weitere Zustellung erspart. 

3. Zu Artikel 1 (§ 38 Abs. 1 Satz 1 IntFamRVG) 

ln Artikel 1 § 38 Abs. 1 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Gerichte haben Verfahren auf Rückgabe eines Kin- 
des in allen Rechtszügen als eilbedürftig zu behandeln.“ 

Begründung 

Nach dem Wortlaut der derzeitigen Fassung des § 38 
Abs. 1 Satz 1 IntFamRVG-E müssten die Gerichte Ver- 
fahren auf Rückgabe eines Kindes immer vor allen ande- 
ren Verfahren bearbeiten. Dies ist jedoch nicht gerecht- 
fertig. Denn die Gerichte sind immer wieder auch mit 
Sachen befasst, die nicht Kindesrückgabeverfahren sind, 
deren Erledigung aber dennoch keinen Aufschub duldet. 
Zu denken ist etwa an dingliche Gewaltschutzsachen 
oder an vormundschaftsgerichtliche Genehmigungen 
medizinischer Maßnahmen. Auch mag in einem Kindes- 
rückgabeverfahren der Aufschub einer bestimmten ge- 
richtlichen Handlung für einige Stunden oder Tage im 
Einzelfall unschädlich sein. Daher muss es weiterhin den 
Gerichten überlassen bleiben zu entscheiden, welche der 
von ihnen zu bearbeitenden Sachen im Einzelfall am eil- 
bedürftigsten ist. Der Gesetzgeber hat sich darauf zu be- 
schränken, die Gerichte auf die generelle Eilbedürftig- 
keit von Kindesrückgabeverfahren hinzuweisen. 

4. Zu Artikel 1 (§ 40 Abs. 1 Satz 2 - neu -, Abs. 3 

IntFamRVG) 

ln Artikel 1 ist § 40 wie folgt zu ändern: 

a) Dem Absatz 1 ist folgender Satz anzufiigen: 

„Das Gericht kann die sofortige Vollziehung der Ent- 
scheidung anordnen.“ 

b) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

§ 40 Abs. 1 Satz 1 IntFamRVG-E ordnet wie bisher § 8 
Abs. 1 Satz 1 des Sorgerechtsübereinkommens-Ausfüh- 
rungsgesetzes (SorgeRÜbkAG) an, dass eine Rückfüh- 
rungsentscheidung erst mit Rechtskraft wirksam wird. 
Nach § 8 Abs. 1 Satz 2 SorgeRÜbkAG hat bislang das 
Familiengericht aber die Möglichkeit, die sofortige Voll- 
ziehung der Entscheidung anzuordnen. Diese Möglich- 
keit würde ihm durch die Neuregelung genommen, da 
nur noch das Oberlandesgericht als Beschwerdegericht 
nach § 40 Abs. 3 IntFamRVG-E befugt wäre, unter den 
dort genannten Voraussetzungen die sofortige Vollzie- 
hung anzuordnen. 

Wie in der Begründung zu § 40 IntFamRVG-E zu Recht 
ausgeführt wird, werden zahlreiche Beschwerden ledig- 
lich eingelegt, um Zeit zu gewinnen. Nimmt man nun 
dem Familiengericht die Möglichkeit, die sofortige Voll- 
ziehung anzuordnen, dürfte dies tendenziell verglichen 
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mit dem geltenden Recht aber zu einer Verzögerung der 
Verfahren führen. Die Beseitigung der Möglichkeit für 
das Gericht erster Instanz, die sofortige Vollziehbarkeit 
anzuordnen, steht daher in Widerspruch zu dem Ziel des 
Entwurfs (siehe 1.4. der Begründung, S. 36 der Vorlage), 
die möglichst rasche Durchführung des Rückgabever- 
fahrens sicherzustellen und das Verfahren zu beschleu- 
nigen. 

Es sollte deshalb insoweit bei der geltenden Rechtslage 
bleiben, da nicht erkennbar ist, dass die Gerichte erster 
Instanz bislang von der Möglichkeit der Anordnung der 
sofortigen Vollziehung zu extensiv Gebrauch gemacht 
haben. 

5. Zu Artikel 1 (§ 45 IntFamRVG) 

In Artikel 1 ist § 45 wie folgt zu fassen: 

„§ 45 

Zuständigkeit für die Zustimmung 
zu einer Unterbringung 

Zuständig für die Erteilung der Zustimmung zu einer 
Unterbringung eines Kindes nach Artikel 56 der Verord- 
nung (EG) Nr. 2201/2003 im Inland ist der überörtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen Bereich 
das Kind nach dem Vorschlag der ersuchenden Stelle 
untergebracht werden soll. Unterbreitet die ersuchende 
Stelle keinen Vorschlag, so bestimmt die Zentrale Be- 
hörde den zuständigen Träger. Dabei bestimmt sie vor- 
rangig denjenigen Träger, zu dessen Bereich das Kind 
den engsten Bezug hat. Hat im Falle des Satzes 2 das 
Kind keinen Bezug zum Inland, ist das Land Berlin zu- 
ständig.“ 

Begründung 

Nach dem Wortlaut der derzeitigen Fassung des § 45 
Satz 2 IntFamRVG-E wäre das Land Berlin schon dann 
(hilfsweise) zuständig, wenn die ersuchende Stelle - wie 
häufig zu erwarten ist - keinen Vorschlag hinsichtlich 


des örtlich zuständigen Landesjugendamtes unterbreitet 
und die Zentrale entweder von einer Bestimmung 
schlicht absieht oder das Kind zu zwei oder mehreren 
Landesjugendamtsbezirken einen in etwa gleich großen 
Bezug hat. Die Auffangzuständigkeit eines bestimmten 
Landesjugendamtes ist jedoch nur dann erforderlich und 
sinnvoll, wenn das Kind zu keinem (inländischen) Be- 
zirk einen Bezug hat, das Kind aber dennoch - aus wel- 
chen Gründen auch immer - im Inland untergebracht 
werden soll. 

6. Zu Artikel 1 (§ 46 Abs. 1 Nr. 6, Abs. la - neu - 
IntFamRVG) 

In Artikel 1 ist § 46 wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 ist Nummer 6 zu streichen. 

b) Nach Absatz 1 ist folgender Absatz la einzufügen: 

„(la) Dem Ersuchen darf nur zugestimmt werden, 
wenn die Übernahme der Kosten geregelt ist.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung ist im fiskalischen Inte- 
resse der Länder geboten. Weder die Verordnung (EG) 
Nr. 2201/2003 noch der Referentenentwurf enthalten 
Vorschriften über die Tragung der Kosten bei grenzüber- 
schreitender Unterbringung. Die Kosten entstehen daher 
zunächst nicht bei dem „Verursacher“ der Unterbrin- 
gung, d. h. bei der ersuchenden Behörde, sondern beim 
örtlich zuständigen Jugendamt. Es ist zwar denkbar, dass 
der ersuchende Staat anbietet, die Kosten der Unterbrin- 
gung zu übernehmen; doch wird dies nicht notwendig 
die Regel sein. Zudem ist unsicher, ob und wann die 
Kosten tatsächlich erstattet werden. Die Entwurfsformu- 
lierung („soll zugestimmt werden, wenn“) ist daher hin- 
sichtlich der Geregeltheit der Kostenübemahme in eine 
zwingende Regelung („darf nur zugestimmt werden, 
wenn“) zu ändern. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 (Zu Artikel 1 - § 26 Abs. 1 IntFamRVG-E) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen Ände- 
rung nicht zu. 

§30 Abs. 1 FGG, auf den nach dem Vorschlag des Bundes- 
rates verwiesen werden soll, ordnet bezüglich der Be- 
schwerdeentscheidung durch die Oberlandesgerichte ledig- 
lich an, dass diese Entscheidung durch einen Zivilsenat ge- 
troffen wird. § 26 Abs. 1 IntFamRVG-E bestimmt jedoch 
bereits ausdrücklich, dass der Senat des Oberlandesgerichts 
entscheidet. Die vorgeschlagene Verweisung auf § 30 
Abs. 1 FGG erschwert damit - wie jede Verweisung - die 
Lesbarkeit des Gesetzestextes, ohne dass sie eine über § 26 
Abs. 1 IntFamRVG-E hinausgehende sprachliche Klarstel- 
lung bringt. 

Auch inhaltlich bestünden Bedenken, auf § 30 Abs. 1 FGG 
zu verweisen, um eine Entscheidung durch den Einzelrich- 
ter auszuschließen. Denn § 30 Abs. 1 FGG regelt die funk- 
tionelle Zuständigkeit am Beschwerdegericht und am Ge- 
richt der weiteren Beschwerde, nicht aber die Besetzung der 
Spruchkörper (Meyer-Holz in Keidel/Kuntze/Winkler, Frei- 
willige Gerichtsbarkeit, 15. Aufl., § 30, Rdnr. 1). 

Im Übrigen ist auch deshalb kein Klarstellungsbedürfnis 
vorhanden, da nach der Begründung zu § 26 IntFamRVG-E 
der Senat als Kollegialgericht zu entscheiden hat (S. 58 des 
Gesetzentwurfs). 

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 1 - § 30 Abs. 3 IntFamRVG-E) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen Ände- 
rung nicht zu. 

Die vorgeschlagene Änderung enthält eine offensichtliche 
Unrichtigkeit. Denn ausweislich der Begründung des Ände- 
rungsvorschlags ist § 21 Abs. 2 IntFamRVG-E anstelle von 
§ 20 Abs. 2 IntFamRVG-E gemeint. Die empfohlene Anfü- 
gung ist zudem sprachlich unscharf, da nicht „die Vollstre- 
ckungsklausel“ übersandt wird, sondern eine mit der Voll- 
streckungsklausel versehene Ausfertigung des Titels. Die 
vorgeschlagene Änderung erscheint schließlich auch über- 
flüssig: Nach § 21 Abs. 2 Satz 2 IntFamRVG-E ist die mit 
der Vollstreckungsklausel versehene Ausfertigung des Titels 
erst dann an die antragstellende Person zu übersenden, wenn 
der Beschluss nach § 20 Abs. 1 IntFamRVG-E wirksam ist. 
§ 22 IntFamRVG-E bestimmt, dass der Beschluss nach § 20 
IntFamRVG-E erst mit seiner Rechtskraft wirksam wird. 
Die Zulassung der Zwangsvollstreckung wird also mit der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs im Rechtsbeschwer- 
deverfahren sofort rechtskräftig, da der Instanzenzug er- 
schöpft ist. Damit erlangt der Beschluss gemäß § 22 
IntFamRVG-E auch sofort Wirksamkeit, so dass die diesbe- 
zügliche Voraussetzung in § 21 Abs. 2 Satz 2 IntFamRVG-E 
für die Übersendung der mit der Vollstreckungsklausel ver- 
sehenen Ausfertigung des Titels erfüllt ist. Schon aus Kos- 
tengründen wird der Bundesgerichtshof der antragstellen- 
den Person den Beschluss sowie die mit der Vollstreckungs- 
klausel versehene Ausfertigung des Titels zusammen über- 


senden, so dass es hinsichtlich dieses Details keiner 
Klarstellung mehr durch den Gesetzgeber bedarf 

Zu Nummer 3 (zu Artikel 1 - § 38 Abs. 1 Satz 1 
IntFamRVG-E) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen Ände- 
rung nicht zu. 

Die in § 38 Abs. 1 Satz 1 IntFamRVG-E angeordnete „vor- 
rangige“ Behandlung bedeutet ebenso wenig wie die For- 
mulierung in § 61a Abs. 1 ArbGG, dass es sich hier um 
einen Vorrang vor allen anderen Verfahren handelt. „Vorran- 
gig“ bezieht sich auf die sonstigen, durchschnittlichen Fälle 
innerhalb der jeweiligen Geschäftsverteilung. Ob aufgrund 
anderer Vorschriften oder unmittelbar aus der (grundrecht- 
lichen) Bedeutung der Sache heraus andere Fälle derart eil- 
bedürftig sind, dass sie gegenüber einem vorrangigen Ver- 
fahren nach dem Haager Kindesentführungsübereinkom- 
men noch dringlicher erscheinen, bleibt der richterlichen 
Bewertung überlassen. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Formulierung, die 
Verfahren seien „als eilbedürftig“ zu behandeln, hat dem- 
gegenüber den Nachteil, dass sie die besondere Bedeu- 
tung der Verfahren nach dem Haager Kindesentführungs- 
übereinkommen und die insoweit in Artikel 1 1 Abs. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 (sog. Brüssel 11a- Verord- 
nung) begründete Pflicht zur Anwendung der „zügigsten 
Verfahren des nationalen Rechts“ weniger deutlich her- 
vortreten lässt. Der Gesetzentwurf belässt zwar aufgrund 
der Schwere des Eingriffs die Entscheidung über die 
Rückgabe eines Kindes im Hauptsacheverfahren und 
sieht kein einstweiliges Rechtsschutzverfahren vor. Es ist 
deshalb aber erforderlich, dass die Beschleunigungs- 
pflicht im Gesetzeswortlaut besonders deutlich hervorge- 
hoben wird. 

Zu Nummer 4 (zu Artikel 1 - § 40 Abs. 1 Satz 2 - neu -, 
Abs. 3 IntFamRVG-E) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen Ände- 
rung nicht zu. 

Es gehört zu den Besonderheiten eines Titels auf Rückgabe 
eines Kindes ins Ausland, dass oftmals in dem Moment 
vollendete Tatsachen geschaffen sind, in dem das Kind das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland wieder ver- 
lässt. Die Verlagerung der Entscheidung über die sofortige 
Vollziehung auf das Beschwerdegericht bedeutet nicht, dass 
die Bundesregierung die bisherige Handhabung durch die 
Familiengerichte für unbefriedigend hält, sondern trägt 
allein dem Umstand Rechnung, dass es dem Beschwerde- 
führer durch eine gut vorbereitete sofortige Vollziehung der 
Rückgabeentscheidung der ersten Instanz gänzlich unmög- 
lich gemacht werden kann, das Oberlandesgericht mit der 
Sache zu befassen, bevor das Kind bereits das Land verlas- 
sen hat. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Zuständigkeit 
des Beschwerdegerichts für die Anordnung der sofortigen 
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Vollziehung, verbunden mit der hierauf gerichteten in § 40 
Abs. 3 IntFamRVG-E normierten unverzüglichen Prüfungs- 
pflicht, stellt sicher, dass effektiver Rechtsschutz durch das 
Oberlandesgericht erlangt werden kann, und trägt dabei dem 
Beschleunigungsgebot ausreichend Rechnung. 

Zu Nummer 5 (zu Artikel 1 - § 45 IntFamRVG-E) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen Ände- 
rung nicht zu. 

Die Begründung des Änderungsvorschlags hat zum einen 
den Fall im Auge, dass die Zentrale Behörde von der Fest- 
stellung des überörtlichen Trägers der öffentlichen Jugend- 
hilfe, zu dessen Bereich der engste Bezug besteht, schlicht 
absieht. Diesen Fall wird es nicht geben. Denn § 45 Satz 1 
IntFamRVG-E verpflichtet die Zentrale Behörde dazu, die 
überörtliche Behörde mit dem engsten Bezug zu bestimmen. 
Vor diesem Hintergrund ist ein schlichtes Absehen von der 
Feststellung nicht denkbar. 

Zum anderen soll durch den Änderungsvorschlag ausweis- 
lich seiner Begründung das Eingreifen der Auffangzustän- 
digkeit in dem Fall verhindert werden, dass das Kind zu 
zwei oder mehreren Landesjugendamtsbezirken einen in 
etwa gleich großen Bezug hat. Der Gesetzentwurf sieht je- 
doch für diesen Fall das Eingreifen der Auffangzuständig- 
keit ebenfalls nicht vor, da der Generalbundesanwalt gemäß 
§ 45 Satz 1 IntFamRVG-E den engsten Bezug festzustellen 
hat, den es schon begrifflich nur einmal gibt. 

§ 45 Satz 1 IntFamRVG-E erfüllt damit bereits das Ziel des 
Änderungsvorschlags, wonach die Auffangzuständigkeit 
der Sache nach nur dann zum Tragen kommen soll, wenn 
das Kind überhaupt keinen Bezug zum Inland hat. In allen 
anderen Fällen stellt der Generalbundesanwalt durch das 


Kriterium des engsten Bezugs, den es nur einmal gibt, die 
Zuständigkeit eines überörtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe fest. Diese Behörde hat es dann gemäß § 46 
IntFamRVG-E in der Hand, der Unterbringung zuzustim- 
men, oder - etwa bei fehlender Kostenregelung - das 
ausländische Ersuchen abzulehnen. Zudem hat § 45 Satz 1 
IntFamRVG-E gegenüber dem Änderungsvorschlag den 
Vorteil der Rechtssicherheit, da der engste Bezug zum Kind 
der alleinige Entscheidungsmaßstab ist. Der Änderungsvor- 
schlag zieht hingegen den engsten Bezug ausdrücklich nur 
als vorrangiges Kriterium heran und lässt dabei offen, wel- 
che Gesichtspunkte daneben eine Rolle spielen sollen. Die 
Folge wäre damit eine nicht hinnehmbare Rechtsunsicher- 
heit für den Generalbundesanwalt bei der Bestimmung des - 
für die Zustimmung zuständigen - überörtlichen Trägers. 

Zu Nummer 6 (zu Artikel 1 - § 46 Abs. 1 Nr. 6, Abs. la 
- neu - IntFamRVG-E) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen Ände- 
rung nicht zu. 

Bedenken gegen die vorgeschlagene zwingende Regelung 
ergeben sich daraus, dass Fälle denkbar sind, in denen aus 
Gründen des Kindeswohls der Unterbringung bereits zu ei- 
nem Zeitpunkt zuzustimmen ist, in dem die Übernahme der 
Kosten noch nicht endgültig geregelt worden ist. Die Ein- 
stellung der Regelung der Kostenübemahme in Nr. 6 der 
Soll- Vorschrift des § 46 IntFamRVG-E bedeutet gesetzes- 
technisch, dass im Regelfall die Zustimmung zu versagen 
ist, wenn die Übernahme der Kosten nicht geregelt ist. Die 
Vorschrift gewährt - aus Gründen des Kindeswohls - aber 
auch die dringend erforderliche Flexibilität, hiervon im 
Ausnahmefall abzuweichen. 
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